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Vorschau 
Themenschwerpunkt: Eltern und Schule 

„Generell gilt, dass die Akzeptanz unseres öffentlichen Schulwesens 
sehr von der Bereitschaft der Eltern abhängt, sich hierbei zu engagieren 
und es mit zu tragen“, so und ähnlich heißt es in den verschiedenen von 
der KMK 2003 publizierten Länderinformationen zu „Erziehung als Auf-
trag von Elternhaus und Schule“. Die Auseinandersetzung über Pflichten 
und Rechte von Eltern begleitet die Geschichte der Schule von Beginn 
an. Die derzeit zu beobachtenden Veränderungen im Zugang zur Schule, 
in der Schulstruktur und vor allem auch die demografischen Verände-
rungen haben dazu geführt, dass das Thema „Elternhaus und Schule“ 
erneut besondere Aufmerksamkeit erfährt. Wenn es darum geht zu er-
fahren, wie Eltern ihre Rolle verstehen, wie sie die Schule sehen – nicht 
nur in Bezug auf ihr Kind, sondern als  Institution mit nachhaltiger Wir-
kung –, so zeigt sich, dass es zwar eine Reihe von Umfragen gibt, aber 
kaum solide, aussagekräftige empirische Forschung. Für eine demokra-
tische Schulentwicklung bedarf es jedoch der engen Zusammenarbeit 
von Schule und Elternhaus, der Kenntnis der gemeinsamen wie der un-
terschiedlichen Vorstellungen beider Partner, damit die Schule ihre 
strukturellen und rechtlichen Möglichkeiten ausschöpft bzw. ausschöp-
fen kann und Eltern auf das Wohl des Kindes nicht nur mit Blick auf das 
eigene schauen.  

In dieser Perspektive umfasst der Themenschwerpunkt Beiträge aus 
empirischen Studien und Gutachten zur Sicht der Eltern auf Inklusion, 
zur Rolle von Eltern bei der Schulwahl, hier fokussiert auf Eltern, die aus 
dominant islamisch geprägten Ländern zugewandert sind, und – gene-
reller – zur Frage der interkulturellen Elternbeteiligung. Ergänzend zum 
Themenschwerpunkt wird über die Probleme von Lehrkräften beim Füh-
ren von Elterngesprächen berichtet sowie über das Urteil von Eltern über 
die Qualität von Schule. 

Heft 4/2012 erscheint im November 2012. 
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Preview 
Focus Topic: Parents and Schools 

“As a general rule, the acceptance of our public schools depends very 
much on the parents’ readiness to get involved and to carry responsibil-
ity” – thus and likewise it is said in the different brochures about ‘Educa-
tion as Responsibility of Parents and Schools’ which were published by 
the Conference of German Cultural Ministers for the different German 
states in 2003. The debate about parents’ duties and rights has accom-
panied the history of school from the very beginning. The current 
changes in the admission to schools and in school structures and above 
all the demographic transformations have caused a new and particular 
interest in the topic ‘parents and schools’. When it comes to assessing 
how parents understand their role, how they look on schools – not only 
with regard to their children, but also as institutions with enduring im-
pacts –, it shows that there have been several polls, but only little solid, 
significant empirical research. However, for a democratic school devel-
opment it is necessary that schools and parents work closely together 
and that both partners know their common and their differing views; 
only then (can) schools tap their structural and legal potential and (can) 
parents pay attention to the well-being of all children, not only of their 
own. 

From this perspective the focus topic comprises articles from empirical 
studies and from surveys about parents’ views on inclusion, about the 
role of parents with regard to school choice, focused on parents which 
have immigrated from countries predominantly shaped by Islam, and – 
more generally – about the question of intercultural parental participa-
tion. Supplementing the focus topic, there will be a report about the 
problems of parent-teacher communication and a report about the opin-
ions of parents about the quality of schools. 

Issue 4/2012 will be out in November 2012. 
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Editorial to the Focus Topic:
Transformations of the Statehood of the School System

„Das gesamte Schulwesen steht unter der Aufsicht des Staates.“ Diese Bestimmung 
aus Artikel 7 des Grundgesetzes stellt nach wie vor eine zentrale Vorgabe für das 
Verhältnis zwischen staatlichen und privaten Akteuren im Schulbereich dar. Jenseits 
des hier festgelegten, konkreten Auft rages staatlicher Behörden, Schulen unge-
achtet ihrer jeweiligen Trägerschaft  in ihrem Wirken zu beaufsichtigen, zielt die-
se Vorschrift  ganz allgemein auch darauf, eine gewisse inhaltliche und qualitative 
Einheitlichkeit des Schulwesens zumindest auf der Ebene des jeweiligen Bundeslandes 
zu sichern. Zugleich drückt sich in Artikel  7 Absatz  1  GG ein Vorrecht der gewähl-
ten Repräsentanten staatlicher Macht aus, über die Gestaltung von Schule entschei-
dend mitzubestimmen. Historisch geht diese Verfassungsvorgabe auf Artikel 144 der 
Weimarer Reichsverfassung von 1919 zurück. In ihr spiegelt sich auch die Tatsache, 
dass Schule in Deutschland in den vergangenen zwei Jahrhunderten – ungeachtet ei-
ner langen kirchlichen Tradition der Schulträgerschaft  und -aufsicht – ganz wesentlich 
eine ‚staatliche Veranstaltung‘ geworden ist.

Verschiedene, bereits seit einigen Jahrzehnten auf nationaler wie internationaler 
Ebene beobachtbare Entwicklungen geben aber Anlass zu der Einschätzung, dass sich 
das Gefüge staatlicher und nichtstaatlicher Einfl ussnahme im Bildungswesen verän-
dert hat und weiter verändern dürft e. Nichtstaatliche und überstaatliche Akteure er-
langen mehr und mehr Gestaltungsoptionen im Bildungsbereich und nehmen die-
se selbstbewusst wahr. Gerade mit Blick auf die internationalen bzw. überstaatlichen 
Akteure ist es – wenngleich in einem immerhin rund drei Jahrzehnte umfassenden 
Zeitraum – in Deutschland zu einem deutlichen Wandel in der Wahrnehmung der 
Bedeutung und des Einfl usses dieser Akteure gekommen. Fand einer der ersten von 
der OECD für die Bundesrepublik Deutschland erarbeiteten Länderberichte – 1973 
publiziert unter dem Titel „Bildungswesen: mangelhaft “1 – in Bildungsforschung und 
Bildungspolitik kaum Aufmerksamkeit, so kam es 1997 mit der Veröff entlichung ers-
ter Ergebnisse der IEA-Studie TIMSS zu einer breiteren öff entlichen Diskussion über 

1 Bildungswesen: mangelhaft . BRD-Bildungspolitik im OECD-Länderexamen. Dt. hrsg. von 
Klaus Hüfner. Frankfurt a.M.: Diesterweg 1973.

Editorial zum Schwerpunktthema:
Staatlichkeit des Bildungswesens im Wandel

EDITORIAL
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die Leistungsfähigkeit des deutschen Schulsystems. Mit ihrem Konstanzer Beschluss 
von 1997 legte sich die KMK fest, dass sich Deutschland regelmäßig an internatio-
nalen Leistungsvergleichsstudien beteiligen wolle. Die Publikation der Ergebnisse aus 
der ersten Erhebungswelle des durch die OECD initiierten PISA-Projekts führte Ende 
2001 dann zu dem mittlerweile schon sprichwörtlichen ‚PISA-Schock‘. ‚PISA‘ steht 
seitdem paradigmatisch für die Zunahme an Aufmerksamkeit und Einfl uss, den nicht-
staatliche Akteure auf die Gestaltung von Schule und Unterricht gewinnen.

Aber nicht nur im Wirken der OECD zeigt sich die gestiegene Bedeutung der Inter-
ventionen dieser nicht- bzw. überstaatlichen Akteure im deutschen Schulwesen. Hinzu 
kommt, dass das in Deutschland – im Vergleich zur Mehrzahl z.B. der europäischen 
Nachbarstaaten – traditionell eher schwach ausgebaute Privatschulwesen seit Jahren 
steigende Anmeldezahlen aufweist. Auch dadurch verändert sich das überkommene 
Verhältnis von ‚Staat‘ und ‚Privat‘ im Schul- und Bildungsbereich.

Die Beiträge des Th emenschwerpunkts nehmen diese Tendenzen auf und beleuch-
ten Facetten einer sich wandelnden Staatlichkeit im Bildungswesen, für die, schul-
theoretisch reformuliert, auch ein Bedeutungswandel der Funktionen von Schule 
als ursächlich angenommen werden kann. So werfen Marie Popp, Alexander Akbik, 
Daniel de Olano und Kerstin Martens einen Blick auf die Aktivitäten der OECD im 
Schulbereich. Am Beispiel von PISA erläutern sie das Konstrukt einer „soft  gover-
nance“, das sich mit ‚sanft er‘ oder ‚weicher‘ Steuerung nur annähernd präzise über-
setzen lässt. Sie beschreiben, in welcher Form und in welchem Ausmaß die OECD als 
international agierende Organisation auf länderspezifi sche Politiken Einfl uss zu neh-
men vermag, ohne dass ihr ein solcher Einfl uss formalrechtlich – etwa im Vergleich 
zu gewählten Parlamenten – zusteht. Vielmehr wirkt sie z.B. über ‚agenda setting‘, also 
die prominente, öff entlichkeitswirksame Platzierung von aus ihrer Sicht relevanten 
Th emen. Zugleich zeigen Popp u.a. aber auch, dass die Wirkung von ‚soft  governance‘ 
in den exemplarisch betrachteten Staaten durchaus unterschiedlich ausfällt.

Th omas Höhne befasst sich mit Stift ungen und ihrem Bemühen, im Schul- bzw. 
Bildungswesen Th emen zu (be-)setzen und diese dann in der Politik und in der 
Öff ent lichkeit zu lancieren. Höhne führt Stift ungen als einen seit etwa 20 Jahren quan-
titativ und qualitativ an Bedeutung gewinnenden Akteurstypus ein. Ausgehend von 
der Th ese, dass die nationalstaatliche Ebene durch Tendenzen der Globalisierung ei-
nerseits und der Regionalisierung andererseits von zwei Seiten unter Druck gerate, 
zeigt er, wie Stift ungen im Rahmen dieses neuen Spannungsfeldes agieren und ihre 
Interessen kommunizieren. Am Beispiel der Bertelsmann Stift ung wird deutlich, wie 
über die Bereitstellung von Steuerungswissen und das Angebot von Lösungsmodellen 
für Probleme auf gesellschaft licher, ökonomischer oder, in diesem Falle, schulpoliti-
scher Ebene Einfl uss auf politische Entscheidungsträger zu nehmen versucht wird.
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Ein weiterer Beleg für die Hypothese eines sich wandelnden Verhältnisses von ‚öff ent-
lich‘ und ‚privat‘ im Bildungswesen ist die eingangs erwähnte quantitative Zunahme 
privater Bildungseinrichtungen. Ihnen – konkret: privaten (Grund-)Schulen – ist 
der dritte Beitrag des Th emenschwerpunktes gewidmet. Stefan Kühne und Caroline 
Kann analysieren die deutsche Privatschullandschaft  und ihre Entwicklung im ver-
gangenen Jahrzehnt. Die Darstellung nach Trägertypen und siedlungsstrukturel-
len Gesichtspunkten ergänzen sie um eine exemplarische vertiefende Betrachtung 
der Entwicklungen in der kreisfreien Stadt Schwerin und dem Landkreis Müritz 
(Mecklenburg-Vorpommern). Deutlich wird, dass insbesondere in dünnbesiedelten 
Regionen zwei Zielkonfl ikte bestehen: erstens zwischen der Herstellung gleichwerti-
ger Lebensverhältnisse als staatlicher Aufgabe und dem Grundrecht auf Gründung 
freier Schulen und zweitens zwischen dem kommunalen Interesse am Angebot einer 
– auch freien – Schule am Ort und bürgerschaft lichem Engagement einerseits sowie 
einer systematischen regionalen Schulentwicklungsplanung mit den ihr zugrunde lie-
genden Zielen andererseits. Dringend notwendig erscheint ihnen deshalb der regel-
haft e Einbezug von Schulen in freier Trägerschaft  in die kommunalen und regionalen 
Schulentwicklungsplanungen.

Detlef Fickermann/Hans-Werner Fuchs
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Zusammenfassung
Dieser Übersichtsbeitrag thematisiert die Bedeutung von sanft er Steuerung durch in-
ternationale Organisationen für Reformprozesse im Bildungsbereich aus politikwissen-
schaft licher Perspektive. Am Beispiel der PISA-Studie der OECD wird gezeigt, dass in-
ternationale Organisationen auch ohne formelle Entscheidungskompetenzen Einfl uss 
auf die nationale Schulpolitik ausüben können. Sie geben Impulse für Diskussionen 
über neue Th emen, identifi zieren Erfolg versprechende Reformprinzipien und setzen 
Standards für Evaluation, Qualität und Chancengerechtigkeit im Bildungswesen. Die 
Auswirkungen sanft er Steuerung sind jedoch länderspezifi sch: Deutschland, die USA, 
Mexiko, Katar und China  –  hier exemplarisch betrachtet  –  stehen nicht nur für un-
terschiedliche schulpolitische Kontexte. Sie unterscheiden sich auch hinsichtlich ihres 
Umgangs mit PISA.
Schlüsselwörter: internationale Organisationen, OECD, PISA-Studie, sanft e Steuerung, 
Bildungspolitik, Schulreform

Th e Strategy of Soft  Governance in the Educational System
Abstract
Th is article deals with the impact of soft  governance through international organiza-
tions on reform processes in the fi eld of education from a political science point of view. 
Th e PISA study shows that international organizations, even if they lack binding deci-
sion-making competences, can yield infl uence on the national education policy-making. 
International organizations facilitate discussions about upcoming issues, identify success-
ful principles of reform, and set standards for evaluation, quality and equity in educa-
tion. Th e impact of soft  governance is, however, country dependent. By presenting the 
cases of Germany, USA, Mexico, Qatar, and China it will become evident that coun-

Marie Popp/Alexander Akbik/Daniel de Olano/Kerstin Martens

Strategie der sanft en Steuerung im Schulsystem
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tries diff er not only in terms of their educational policy context, but also in their con-
duct with PISA.
Keywords: international organizations, OECD, PISA study, soft  governance, education 
policy, school reform

1. Schulsysteme im Wandel

Weltweit sehen sich die nationalen Schulsysteme mit neuen Herausforderungen 
kon frontiert: Globalisierte Arbeitsmärkte, fi nanzielle Engpässe durch Wirtschaft s- 
und Finanzkrisen oder die fortschreitende Digitalisierung des Alltags haben die 
Entscheidungsträger vieler Länder gezwungen, die Zielsetzungen und die Orga-
nisation ihrer Bildungssysteme zu hinterfragen, um auch zukünft ig im internationa-
len Wettbewerb bestehen zu können. Den entscheidenden Impuls für viele Reformen 
im Schulwesen lieferten jedoch internationale Vergleichsstudien, unter denen PISA 
(Programme for International Student Assessment) zu den prominentesten zählt. 

Obwohl PISA nur eine von mehreren internationalen Vergleichsstudien im Bildungs-
bereich ist, hat sie in vielen Ländern große Aufmerksamkeit in Politik, Medien 
und Öff entlichkeit erzielen können (vgl. Martens/Niemann 2012; Popp 2010a). 
Insbesondere die Staaten, deren Schülerinnen und Schüler bei den bisherigen PISA-
Runden schlecht abschnitten, haben in den vergangenen Jahren Anstrengungen un-
ternommen, um die Leistungen ihrer Schulsysteme zu verbessern. Die Wirkung der 
Studie reicht dabei weit über die Mitgliedsstaaten der OECD hinaus. Inzwischen las-
sen auch viele Schwellenländer und aufstrebende Entwicklungsländer die Leistungen 
ihrer Schulsysteme durch PISA unter die Lupe nehmen. Die Zahl der Länder und 
Regionen, die sich an der Studie beteiligen, ist seit der ersten PISA-Studie im Jahr 
2000 von 43 auf 75 in 2010 angewachsen.1

Nicht nur in Deutschland, sondern auch in anderen Ländern hat die Teilnahme an 
der Studie Veränderungsprozesse im Schulsektor initiieren oder verstärken können 
(vgl. Knodel u.a. 2010). Jedoch verfügt die OECD selbst nur über geringe  rechtliche 
Kompetenzen: Sie kann weder ihren Mitgliedsstaaten noch den weiteren PISA-Teil-
nehmerstaaten ohne Mitgliedsstatus vorschreiben, wie sie ihr Schulsystem ver-
ändern sollen, um bessere Ergebnisse zu erzielen. Wieso konnte diese internationa-
le Vergleichsstudie der OECD dennoch Diskussionen und Reformen in nationalen 
Schulsystemen anstoßen?

Es wird im Folgenden aufgezeigt, dass internationale Organisationen – auch wenn 
ihnen keine direkten Steuerungsmechanismen zur Verfügung stehen – Einfl uss auf 

1 Vgl. URL: http://www.pisa.oecd.org/document/29/0,3746,en_32252351_32235731_46513821 
_1_1_1_1,00.html; Zugriff sdatum: 21.03.2012.
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nationale Politiken ausüben können: Durch „sanft e Steuerung“ setzen sie Dis kus-
sions impulse, geben Reformideen und entwickeln Standards, die in vielen Ländern 
aufgegriff en und in den nationalen Reformprozess eingebracht werden. Die Wirkung 
dieser sanft en Steuerung unterscheidet sich jedoch im jeweiligen nationalen Kontext: 
Während in manchen Ländern die PISA-Ergebnisse nahezu unkommentiert blie-
ben, spielten sie in anderen eine zentrale Rolle bei der Neuausrichtung der nationa-
len Bildungspolitik.

Dieser Beitrag beginnt mit einer Darstellung der Strategie der sanft en Steuerung im 
Bildungsbereich aus einer politikwissenschaft lichen Perspektive. Der Fokus liegt hier-
bei auf der Rolle der internationalen Organisationen als Impulsgeber für schulpoli-
tische Veränderungen. Anschließend werden Rückwirkungen sanft er Steuerung auf 
die Bildungspolitiken exemplarisch ausgewählter Staaten in den Blick genommen. 
Im Schlussteil wird schließlich die Bedeutung sanft er Steuerung durch internationale 
Organisationen für die Veränderung der Schulwirklichkeit thematisiert.2

2. Strategie sanft er Steuerung im Bildungsbereich

Der Begriff  der sanft en Steuerung umfasst jede Form der Einfl ussnahme, die nicht 
auf der Nutzung direkter Steuerungsinstrumente, beispielsweise regulativen oder 
militärischen Maßnahmen, beruht (vgl. Mörth 2004). Mit Ausnahme der EU, der 
NATO oder der Vereinten Nationen verfügen internationale Organisationen nur sel-
ten über direkte Steuerungsinstrumente. Dennoch können sie Einfl uss ausüben, in-
dem sie Prozesse der Politikgestaltung innerhalb ihrer Foren begleiten, technische 
Unterstützung leisten oder Beratung anbieten. Diese Formen der Einfl ussnahme wer-
den als sanft e Steuerung bezeichnet. Sanft e Steuerung lässt sich somit als indirekte 
Einfl ussnahme klassifi zieren, die stark prozesshaft  und von der Wechselwirkung zwi-
schen den Akteuren abhängig ist.

In internationalen Organisationen – insbesondere solchen, deren primäre Aufgabe 
es ist, Wissen zu produzieren, indem sie Daten generieren und auswerten – wer-
den Werte und Visionen geschaff en (vgl. Barnett/Finnemore 2004). Diese können 
Diskurse in den Mitgliedsstaaten initiieren und prägen. Innerhalb der Organisationen 
werden durch die Vernetzung von Entscheidungsträgern und Experten neue Politik-
ideen und Problemlösungen entwickelt, welche in Publikationen verbreitet und dis-
kutiert werden. Aus diesen Informationen gehen Handlungsmuster hervor, die nor-
mativen Druck auf die Mitgliedsstaaten ausüben können. So entstehen international 

2 Die Ergebnisse dieses Beitrages sind Teil des Projektes C4 „Internationalisierung der Bil-
dungspolitik“ des DFG-geförderten Sonderforschungsbereiches 597 „Staatlichkeit im Wan-
del“ an der Universität Bremen. Dort werden – neben den Auswirkungen des Bologna-Pro-
zesses – die bildungspolitischen Veränderungen des Sekundarschulbereichs analysiert, die 
durch PISA in verschiedenen Ländern angeregt wurden (vgl. Martens u.a. 2010).
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beachtete Standards für Evaluation oder gegenseitige Kontrollen, die Einfl uss auf nati-
onale Politikgestaltung haben können (vgl. Martens/Jakobi 2010).

In der Literatur gibt es verschiedene Aufl istungen und Klassifi kationen dieser sanft en 
Steuerungsinstrumente (vgl. für den Bereich Bildung: McNeely/Cha 1994; Martens/
Balzer 2008; mit OECD-Bezug: Jakobi/Martens 2007; Marcussen 2004). Ein diff eren-
ziertes Schema dafür lässt sich bei Nagel, Martens und Windzio (2010) ableiten:
• Normsetzung bezieht sich auf Aktivitäten von internationalen Organisationen, bei 

denen sie Standards initiieren, nach denen nationalstaatliche Politiken evaluiert 
und bewertet werden. Mit der PISA-Studie hat die OECD beispielsweise solche 
messbaren Ziele für nationale Bildungssysteme formuliert.

• Meinungsformierung umfasst die Kapazität von internationalen Organisationen, na-
tionale Debatten zu stimulieren und zu inspirieren, indem sie ihre Ideen, Konzepte 
und Modelle in den nationalen Kontext einspeisen. So nimmt die OECD beispiels-
weise durch Publikationen mit Schlussfolgerungen aus den PISA-Erhebungen 
Einfl uss auf Bildungsdiskussionen.

• Finanzanreize können ein weiteres Mittel sein, durch das  internationale Orga ni sa-
tionen sanft e Steuerung betreiben, indem sie ausgewählte – von ihnen be für wor-
tete – Projekte fi nanziell fördern und andere nicht. Da PISA aus den Ländern he-
raus fi nanziert wird und nicht die OECD entscheidet, welches Land in welchem 
Umfang an PISA teilnimmt, trifft   dieses Instrument sanft er Steuerung im vor-
liegenden Fall nicht zu.

• Koordinationsaktivitäten meinen die Fähigkeit internationaler Organisationen, 
die wesentlichen Beteiligten und Entscheidungsträger in einem Politikprozess 
im und durch das Forum der internationalen Organisation zusammen zu brin-
gen. Dabei kann die internationale Organisation entscheidende Impulse setzen, 
weil sie beispielsweise die Tagesordnung und den inhaltlichen Ablauf von Ent-
scheidungsprozessen vorschlagen kann.

• Beratungsdienste können internationalen Organisationen ebenfalls die Möglichkeit 
eröff nen, Einfl uss auf nationale Politikprozesse zu nehmen, insbesondere dann, 
wenn Benchmarking-Verfahren – dazu kann auch PISA gezählt werden – aufzei-
gen, wo im Bildungssystem eines Landes im Vergleich zu anderen Staaten oder ge-
messen an internationalen Zielen Defi zite bestehen.

Eine besondere Qualität erfährt die sanft e Steuerung durch internationale Orga-
nisationen dann, wenn diese die von den Mitgliedsstaaten zugewiesenen Auf-
gaben nicht nur eins-zu-eins umsetzen, sondern eigene Dynamiken entfalten (vgl. 
Martens/Wolf 2009; Barnett/Finnemore 2004). In diesem Falle sind internationa-
le Organisationen also nicht lediglich Arenen, in denen starke Staaten ihre Dispute 
austragen, sondern werden selbst zu eigenständigen Akteuren (vgl. Rittberger/Zangl 
2006). Sie können für ein Politikmodell werben, das sich an den übergeordneten 
Zielen der Organisation orientiert (vgl. Finnemore 1993). Die Expertise und der aka-
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demische Hintergrund der beteiligten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter können da-
bei eine wichtige Rolle spielen (vgl. Haas 1992).

Die OECD ist eine internationale Organisation, die vor allem über die Produktion 
von Ideen, Politikevaluationen und Datengenerierung Impulse für  nationale Politik-
gestaltung setzt (vgl. Martens/Jakobi 2010). Sie verfügt zwar über  keine Kompetenzen, 
um ihre Mitgliedsstaaten zur Annahme der von ihr verbreiteten Emp feh lungen zu 
zwingen; dennoch nutzen viele Länder diese als Orientierung zur Formu  lierung ei-
gener politischer Ziele, weil sie von namhaft en Experten stammen und wissen-
schaft lichen Standards entsprechen (vgl. Sharman 2007). Die Über zeu gungs  kraft  
der OECD im Bildungsbereich liegt somit in ihren „besseren Argumenten“ (vgl. 
Marcussen 2004). 

Im Bildungsbereich kann die OECD besonders durch ihr Bildungs indi ka toren-
programm INES (Indicators of Education Systems) Impulse für nationale Schul-
politiken setzen. PISA, als fester Bestandteil dieses Indikatorenprogramms, ist zwar 
nicht die erste quantitativ-vergleichende Studie für den Sekundarschulbereich gewe-
sen, hat aber großen Anteil daran gehabt, dass sich die OECD im letzten Jahrzehnt zu 
einer einfl ussreichen internationalen Bildungsorganisation entwickelt hat (vgl. Nagel/
Martens/Windzio 2010; Rinne/Kallo/Hokka 2004). Zu berücksichtigen ist dabei, dass 
die OECD per se keine Bildungsorganisation darstellt; ihre Aufgabe ist es, das ökono-
mische und soziale Wohlergehen der Mitgliedsländer zu fördern. Bildung wird somit 
vornehmlich aus einer volkswirtschaft lichen Perspektive betrachtet (vgl. Krautz 2007; 
Henry u.a. 2001).

Tatsächlich galt Bildung lange Zeit als Politikfeld, auf dem die internationale Ebene 
nur wenig Einfl uss hatte. Politische Prozesse spielten sich vornehmlich auf nationaler, 
regionaler oder lokaler Ebene des modernen Nationalstaates ab. Zwar gab es schon 
seit Jahrhunderten einen grenzüberschreitenden wissenschaft lichen und politischen 
Austausch, doch eine verstärkte Einfl ussnahme durch internationale Organisationen 
wurde im Bereich Bildung weder forciert noch gewünscht. Bildungspolitik galt als 
Mittel zur Förderung der nationalen Integrität, etwa durch Vermittlung einer ge-
meinsamen Sprache und Geschichte, sowie als wichtiges Instrument zur nachhaltigen 
Förderung des nationalen Wohlstandes und des Wirtschaft swachstums. Somit wurde 
Bildungspolitik als zentraler Bestandteil von nationaler Souveränität und staatlicher 
Autonomie verstanden (vgl. Martens/Weymann 2008; Furlong 2005).

In den letzten Jahrzehnten hat sich das Feld der Bildungspolitik grundlegend gewan-
delt. Leben und Arbeiten in einer vernetzten Welt erfordern neue Fähigkeiten auf 
Seiten der Lernenden und neue Konzepte zur Organisation des Lernens auf Seiten 
der Politik. Im Streit um die „richtigen“ Antworten auf die Herausforderungen 
der Zukunft  hat sich das Feld der Bildungspolitik zudem stark diversifi ziert. Neue 
Akteure mit neuen Ideen haben die politische Arena betreten und sind bestrebt, die 
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Gestaltung nationaler Bildungspolitik zu beeinfl ussen. Die OECD ist folglich nur eine 
Organisation neben anderen, die durch vielfältige Maßnahmen versucht, Einfl uss 
auszuüben. So ist in vielen traditionell öff entlich geprägten Schulsystemen wie in 
Deutschland ein steigender Einfl uss privater Institutionen zu verzeichnen: Große 
Unternehmen, private Bildungsunternehmer und Stift ungen wie die Bertelsmann 
Stift ung haben aus unterschiedlichen Motiven ein großes Interesse am Th ema Bildung 
(vgl. Münch 2009; Höhne/Schreck 2009). Auch sie verwenden Instrumente der sanf-
ten Steuerung, um die Neuausrichtung nationaler oder regionaler Bildungspolitik zu 
beeinfl ussen.

Internationale Vergleichsstudien wie PISA, TIMSS (Trends in International Mathe-
matics and Science Study) oder IGLU (Internationale Grundschul-Lese-Unter-
suchung) stellen Instrumente sanft er Steuerung dar, die regelmäßig zum Einsatz ge-
bracht werden und darauf abzielen, die Schwächen und Stärken von Bildungssystemen 
zu identifi zieren. Da diese Vergleichsstudien in regelmäßigen Zeitabständen durch-
geführt werden, lassen sich Trends über einen größeren Zeitraum nachverfolgen 
und Hinweise auf mögliche Auswirkungen von getroff enen Maßnahmen ableiten. 
Die Ergebnispräsentation dieser internationalen Vergleichsstudien vermittelt oft mals 
den Eindruck vermeintlicher Sieger und Verlierer. Diesem Umstand war es geschul-
det, dass die Bildungssysteme Finnlands und Kanadas in den letzten Jahren inter-
nationale Aufmerksamkeit erfuhren: Beide Länder erzielten bei PISA herausragen-
de Ergebnisse hinsichtlich der gemessenen Leistung ihrer Schülerschaft  und der 
Chancengerechtigkeit. Für einen Transfer wird nach best practices gesucht. Zwar las-
sen sich hierüber nur selten konkrete Handlungsempfehlungen für die Bildungspolitik 
oder pädagogische Praxis anderer Länder ableiten, doch vielversprechende Re form-
ideen fi nden so ihre Verbreitung. Auch in Deutschland wurde im Anschluss an das 
erfolgreiche Abschneiden Finnlands und Kanadas bei PISA auf die frühzeitige Ein-
führung evidenzorientierter Steuerungsinstrumente wie Bildungsstandards verwiesen 
(vgl. BMBF 2003).

Die Formen der mittelbaren Beeinfl ussung nationaler Bildungspolitik durch inter-
nationale Organisationen sind in den vergangenen Jahren stärker in den Fokus 
der Politikwissenschaft  gerückt (zu den Auswirkungen von PISA auf  nationale Bil-
dungssysteme vgl. insbesondere Knodel u.a. 2010). Auch wenn Bildungspolitik aus 
politikwissenschaft licher Perspektive in der Vergangenheit vergleichsweise stief-
mütter lich behandelt wurde (vgl. Busemeyer/Trampusch 2011), waren es gerade Ver-
än de  rungen in der internationalen Zusammenarbeit im Bildungsbereich, wie bei 
PISA im Schulbereich oder durch den Bologna-Prozess im Hochschulbereich, durch 
welche das politikwissenschaft liche Interesse an diesem Politikfeld (wieder-)erweckt 
wurde (vgl. Jakobi/Martens/Wolf 2010).
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3. Rückwirkungen auf nationale Bildungspolitik

PISA ist ein Paradebeispiel für die Ausübung sanft er Steuerung im Bildungsbereich. 
Über die Jahre hat die OECD auf Basis der PISA-Daten eine Reihe von erfolgver-
sprechenden Reformprinzipien identifi ziert und verbreitet. Die Reaktionen auf das 
Abschneiden bei der internationalen Vergleichsstudie und auf die Empfehlungen der 
Organisation sind allerdings länderspezifi sch. An den Beispielen Deutschland, USA, 
Mexiko, Katar und China wird im Folgenden veranschaulicht, wie sanft e Steuerung 
durch internationale Organisationen auf die nationale Ebene zurückwirken kann.

In Deutschland wurden in der Folge von PISA in den vergangenen zehn Jahren viel-
fältige Veränderungen in den Schulen initiiert. In fast allen Bundesländern wurden 
Schulreformen eingeleitet, die in der Zeit vor PISA z.T. nicht durchsetzbar waren 
(vgl. Tillmann u.a. 2008). Durch das unerwartet schlechte Abschneiden Deutschlands 
bei PISA 2000 konnte sich das Land von einem jahrzehntelangen Reformstau befrei-
en und die Weichen für eine Anpassung des Schulwesens an die veränderten glo-
balen Rahmenbedingungen stellen (vgl. Niemann 2010). Die öff entliche Empörung 
über den Zustand des deutschen Schulsystems übte einen starken Handlungsdruck 
auf die bildungspolitischen Entscheidungsträger aus. Die Neuausrichtung der 
Schulpolitik in Deutschland wurde durch die Vorbildfunktion einiger Länder be-
einfl usst, die bei PISA besonders gut abgeschnitten hatten. Ein Meilenstein war da-
bei die länderübergreifende Einführung von Bildungsstandards. Auf Grundlage die-
ser Standards werden heute in den Bundesländern regelmäßig Erhebungen des 
Leistungsstandes der Schülerinnen und Schüler durchgeführt. In den Debatten um 
die Veränderung der Schulpolitik wurde PISA von Vertretern und Vertreterinnen 
unterschiedlicher Gesellschaft sgruppen als Legitimationsquelle für die eigenen 
Reformabsichten verwandt (vgl. Popp 2010a). Insbesondere bei der Frage nach der 
„richtigen“ Schulstruktur wurden die Ergebnisse der PISA-Studie von Reformgegnern 
und -gegnerinnen wie von Reformbefürwortern und -befürworterinnen gleicherma-
ßen als Beleg herangezogen – dies, obwohl sich aus den PISA-Daten keine direkten 
Rückschlüsse auf diese Frage ziehen lassen (vgl. bspw. Tillmann u.a. 2008; Wunder 
2002).

Im Unterschied zur Reaktion in Deutschland zog das enttäuschende Abschneiden 
bei PISA in den Vereinigten Staaten zunächst kaum Aufmerksamkeit auf sich. Zwar 
spielen Standardisierung und Evaluationen traditionell eine bedeutende Rolle in 
der US-amerikanischen Bildungspolitik; das Interesse am internationalen Vergleich 
fi el jedoch gering aus (vgl. Martens 2010). Erst unter Präsident Obama wurde der 
Frage der nationalen Leistungsfähigkeit im zwischenstaatlichen Wettbewerb mehr 
Aufmerksamkeit entgegengebracht. Es lässt sich zudem beobachten, dass bildungs-
politische Gruppen, Gewerkschaft en und think tanks in den USA im Laufe der Zeit 
deutlich mehr Gebrauch von internationalen Daten gemacht haben: Kaum eine lob-
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by group verzichtet heute noch auf den Blick in die Tabellen der OECD. Ein Grund 
dafür liegt in der thematischen Breite dieser Daten. Sie erlaubt es, von Fragen der 
Schulspeisung bis hin zur fl exibleren Bezahlung von Lehrkräft en unterschiedliche 
Interessen mit den Befunden zu verknüpfen.

Im Nachbarland Mexiko hatte die sanft e Steuerung der OECD Auswirkungen auf ver-
schiedenen Ebenen. Bei PISA blieben die Leistungen der 15-jährigen Schülerinnen 
und Schüler deutlich hinter den Resultaten Gleichaltriger aus anderen Ländern zu-
rück. Zwar blieb eine grundlegende Reform des mexikanischen Schulwesens bis-
lang aus; aber es wurden viele neue Prinzipien und zahlreiche Programme zur 
Innovation des Bildungssektors auf den Weg gebracht, die durch best practices aus an-
deren Ländern angeregt wurden (vgl. Popp 2010b). Die Th emen Evaluation, Kom-
petenzorientierung, Schulautonomie und Lehrerausbildung erfuhren in  diesem 
Zu sam menhang besondere Aufmerksamkeit. Die Beratungsdienste der OECD-Bil-
dungs experten spielten hierbei eine bedeutende Rolle. Die mexikanische Regierung 
schloss einen Kooperationsvertrag mit der Bildungsdirektion der OECD zur Be-
gleitung und Unterstützung des Reformprozesses in ihrem Land (vgl. OECD 2010).

Katar ist zwar kein Mitglied der OECD, zeigte aber großes Interesse an den 
Bildungsaktivitäten der Organisation und nahm 2006 erstmals an der PISA-Studie 
teil. Das Land entwickelte sich in den letzten zehn Jahren zu einem Beispiel für am-
bitionierte Bildungsreformen (vgl. de Olano 2010). Das Emirat am Persischen Golf 
will seine Zukunft  nicht mehr allein von seinen Erdöl- und Erdgasreserven abhän-
gig machen, sondern hat die Bildungspolitik zu einer neuen Priorität erhoben. Mit 
der Reformagenda „Education for a New Era“ wird das Schulsystem Katars radikal 
umgebaut: Steuerung durch Standards und Evaluation, verbunden mit einem hohen 
Maß an Schulautonomie, sind die Leitlinien dieses Reformprozesses. Die kontinuier-
liche Messung der Bildungsqualität steht im Zentrum dieser neuen Reformagenda; 
die Teilnahme an PISA ergänzt diese Maßnahmen. Das Hauptziel der Reform ist 
die Verbesserung der internationalen Wettbewerbsfähigkeit. Daher zielt Katar da-
rauf ab, seine jungen Bürger und Bürgerinnen auf die Anforderungen des 21. 
Jahrhunderts vorzubereiten. Der internationale Vergleich in Studien wie PISA ist 
dabei der wichtigste Maßstab zur Überprüfung der Reformen (vgl. SEC 2007). Die 
Ergebnisse sind vielversprechend: Zwischen PISA 2006 und PISA 2009 gelang Katar 
ein Leistungssprung von fast 50 Punkten in der PISA-Skala. Dies entspricht einem 
Lernzuwachs von über einem Schuljahr bei den 15-jährigen Kataris.

Auch China hat in den vergangenen Jahren die Weichen im Bildungsbereich neu ge-
stellt. Um eine Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit zu erzielen und sich von der 
konfuzianischen Tradition des prüfungsorientierten Lernens zu lösen, vollzog der 
zentralistische Staat einen Paradigmenwechsel im Schulwesen. So zielten weitrei-
chende nationale Curriculumreformen darauf ab, die Lerninhalte auf individuel-
le Förderung sowie Anwendungs- und Kompetenzorientierung zu richten. Trotzdem 
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war die Überraschung groß, als Shanghai bei seiner ersten Teilnahme an PISA 2009 
Testssieger wurde. Die herausragenden Ergebnisse der 15-jährigen Chinesen und 
Chinesinnen übertrafen nicht nur die Erwartungen der regionalen und nationalen 
Führung, sondern erstaunten auch die internationalen Bildungsexperten (vgl. Zhang/
Akbik 2012). Durch die PISA-Ergebnisse wurden die chinesischen Bildungspolitiker 
und -politikerinnen in der Fortführung des eingeschlagenen Reformkurses bestä-
tigt. Es folgten weitere Programme zur Innovation des schulischen Sektors, die auf 
die Th emen Lehrerausbildung, Schulautonomie und Evaluation fokussierten. Im 
Beratungsprozess zur Schulreform von 2010 haben die Bildungsexperten internatio-
naler Organisationen eine bedeutende Rolle gespielt (vgl. Peng 2010).

Der kurze Überblick zu den Rückwirkungen sanft er Steuerung auf die Schulpolitiken 
ausgewählter Länder hat aufgezeigt, dass der Umgang mit PISA jeweils verschieden 
gewesen ist. Von den angeführten Merkmalen sanft er Steuerung durch internationa-
le Organisationen fi nden sich in den genannten Ländern vor allem die Normsetzung, 
die Meinungsformulierung und die Beratungsdienste wieder. So fand in Deutschland in 
Folge des „PISA-Schocks“ eine grundsätzliche Debatte über eine Veränderung schuli-
scher Bildung statt, während in den Vereinigten Staaten PISA zwar als Referenzpunkt 
von Politik und Wissenschaft  genutzt, von der Bevölkerung aber kaum beachtet wur-
de. In Katar und Mexiko wurden die Empfehlungen der OECD-Bildungsexperten 
zur Steigerung der Leistungsfähigkeit ihrer jeweiligen Schulsysteme gezielt in den 
Reformprozess einbezogen. In China wurde das gute Abschneiden bei PISA vor al-
lem als Legitimationsquelle für die anhaltenden Veränderungen im Bildungsbereich 
genutzt.

4. Bedeutung für die Schulwirklichkeit

Die Schulpolitik hat sich im letzten Jahrzehnt in vielen Staaten stark verän-
dert. Diese Beobachtung bezieht sich nicht nur auf Strukturen und Inhalte des 
Systems Schule, sondern auch auf die dahinter stehenden politischen Steuerungs-
prozesse. Schulpolitik ist nicht mehr ausschließlich eine Angelegenheit der National -
staaten oder der Bundesländer, sondern wird von vielen Akteuren gestaltet. 
Internationale Organisationen mit ihren Ideen und Aktivitäten spielen hierbei eine 
bedeutende Rolle. Auch wenn die internationale Ebene kaum über formelle Steue-
rungsinstrumente verfügt, so erklärt die „Strategie der sanft en Steuerung“ ihre den-
noch sichtbaren Einfl ussmöglichkeiten auf die nationale oder subnationale Ebene – 
mit direkten oder indirekten Implikationen für die Schulwirklichkeit.

Auf vielfältige Art und Weise gelingt es internationalen Organisationen wie der 
OECD, Debatten über Bildung zu initiieren und neue Politikideen oder Problem-
lösungen in die Bildungspolitik der verschiedenen Länder einzubringen. Das Re-
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per toire der sanft en Steuerungsinstrumente reicht von der Vernetzung von Ent -
scheidungsträgern und Experten über die Bereitstellung technischer Unter stützung, 
die Etablierung von Standards oder die Identifi zierung von best practices bis hin zu 
spezifi zierten Politikempfehlungen. Viele der international diskutierten Bil dungs-
konzepte haben Eingang in nationale Bildungspolitiken gefunden. Darunter fallen 
Konzepte wie Schulautonomie, Kompetenzorientierung oder individuelle Förderung, 
die mit Blick auf die vermeintlichen „Gewinner“ der ersten PISA-Studien als mögli-
che Faktoren des Erfolgs identifi ziert wurden.

Mit PISA hat die OECD ein Instrument zur Messung der Leistungsfähigkeit von 
Schulsystemen im internationalen Vergleich geschaff en. Durch die Analyse der zu-
gleich erhobenen Kontextdaten konnten Stärken und Schwächen der jeweiligen na-
tionalen Bildungssysteme identifi ziert werden. Diese Ergebnisse hatten nicht nur 
Einfl uss auf nationale Entscheidungsträger; vielmehr wirkten sie über eine gesell-
schaft liche Debatte auch auf die Gestaltung von Schule und Unterricht an den Orten 
des Geschehens ein.

Die exemplarische Darstellung nationaler Reaktionen auf PISA hat gezeigt, dass die 
Rückwirkungen der sanft en Steuerung je nach Kontext unterschiedlich ausfallen kön-
nen. Dies gilt nicht nur für die Übernahme internationaler Trends in den nationalen 
Kontext, sondern ebenso für die Implementierung derselben an den Schulen selbst. 
Hierbei lässt sich beobachten, dass die Umsetzung eines vielversprechenden politi-
schen Konzepts in die pädagogische Praxis auch nicht-beabsichtigte Nebenwirkungen 
mit sich bringen kann, die – anstatt zu einer Verbesserung der Bildungsqualität zu 
führen – neue Probleme hervorrufen. Gründe hierfür sind zum Beispiel die fehlen-
de Adaption internationaler Reformideen an den jeweiligen Kontext, eine zu gerin-
ge Ressourcenzuweisung oder die unzureichende Einbindung und Schulung relevan-
ter Akteure auf Schulebene. Bei der Implementation von im internationalen Vergleich 
identifi zierten Erfolgsfaktoren zur Verbesserung der Schulqualität zeigt sich, dass 
Realität und Anspruch häufi g noch weit auseinander liegen können:
• Die Förderung von Schulautonomie soll die immer wieder geforderte Freiheit mit 

sich bringen, Schule den lokalen Bedürfnissen entsprechend gestalten zu kön-
nen. Der damit einhergehende Zuwachs an Verantwortung bei Schulleitungen, 
Lehrerkollegien, Eltern- und Schülervertretungen für inhaltliche, fi nanzielle und 
personelle Sachentscheidungen wird vor Ort unterschiedlich gut bewertet und 
bewältigt. Hinzu kommt, dass die Förderung der Schulautonomie in einem star-
ken Spannungsverhältnis zum Interesse der politischen und administrativen 
Steuerungsebenen steht, im Bedarfsfall direkt lenkend in den Schulalltag einzugrei-
fen (vgl. Rürup 2007).

• Die Einführung von Bildungsstandards und Evaluationen nach internationalen 
Vorbildern soll die Schulen und Schulsysteme hinsichtlich schülerleistungsbe-
zogener Qualitätskriterien vergleichbar machen. Dieses Steuerungsmodell stößt 
aber dann an Grenzen, wenn die Akteure vor Ort, die Lehrerinnen und Lehrer 
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in den Schulen, die Orientierung an Bildungsstandards als Eingriff  in ihre beruf-
liche Autonomie oder als zu wenig an der konkreten Wirklichkeit der Schulen und 
den spezifi schen Bedürfnissen ihrer Schülerschaft  ausgerichtet empfi nden. Externe 
Evaluation kann als Gängelung ausgelegt werden, die Bereitschaft  zur Kooperation 
entsprechend gering ausfallen. Dies droht insbesondere dann, wenn Reformen um-
gesetzt werden sollen, an deren Entstehung die Schulebene nur unzureichend be-
teiligt wurde (vgl. Knoke/Hoff sommer 2011).

• Für die fl ächendeckende Umsetzung einer stärkeren individuellen Förderung im 
schulischen Alltag ist ein Wandel in den Schulen nötig, der eine neue Lernkultur 
und ein verändertes Rollenverständnis impliziert: Im Mittelpunkt stehen die ein-
zelnen Schülerinnen und Schüler, die den eigenen Lernprozess zunehmend selbst-
ständig organisieren sollen; der Lehrer oder die Lehrerin übernimmt dagegen die 
Rolle eines Moderators und Lernbegleiters. Solche grundlegenden Veränderungen 
lassen sich nicht in wenigen Jahren umsetzen, sondern benötigen einen längeren 
Zeitraum. Es ist deshalb nicht verwunderlich, dass sich ein Jahrzehnt nach dem 
„PISA-Schock“ zwar viele diesbezügliche Empfehlungen auf dem Papier fi nden las-
sen (vgl. bspw. KMK 2006), diese aber bisher nicht überall in den Klassenzimmern 
angekommen sind.

Off en bleiben muss die Frage, ob es auch ohne PISA – sprich: ohne die Intervention 
der OECD – zu ähnlichen Veränderungen im Schulsektor gekommen wäre. Gerade 
das deutsche Beispiel zeigt, dass PISA entscheidende Reformen befördert hat (vgl. 
Tillmann u.a. 2008), die es mit dieser Geschwindigkeit und Durchschlagskraft  ver-
mutlich sonst nicht gegeben hätte. Allgemein kann deshalb gesagt werden, dass 
Elemente der sanft en Steuerung die deutsche Schulpolitik in den letzten zehn Jahren 
geprägt haben. In der Forschung wurde der Einfl uss internationaler Organisationen 
bisher durch vergleichende Studien zu den bildungspolitischen Veränderungen auf 
Länderebene analysiert. Ähnliche Studien auf der Mikroebene wären erforderlich, 
um das Phänomen der sanft en Steuerung besser verstehen zu können. Die syste-
matische Untersuchung derjenigen Personengruppen, die von den Auswirkungen 
der Reformen in ihrem Lebensalltag direkt betroff en sind, steht noch aus. Zukünft ig 
sollte sich die Forschung zur sanft en Steuerung im Bildungsbereich deshalb auf die 
Reaktionen der Schülerinnen und Schüler, ihrer Eltern sowie der Lehrerkollegien 
in den Schulen konzentrieren. Dabei scheint eine engere Verbindung mit aktuellen 
Forschungsansätzen aus dem Bereich der Educational-Governance-Forschung ge-
winnbringend.
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Zusammenfassung
Stift ungen haben sich mittlerweile zu einfl ussreichen Akteuren im Bildungsbereich ent-
wickelt. Dies ist wesentlich auf die Herausbildung neuer Steuerungsformen und ei-
nes neuen Bildungsregimes zurückzuführen, in dem private und staatliche Akteure 
zusehends kooperieren. Zum einen wird im vorliegenden Beitrag kritisch nach der 
Legitimation großer Stift ungen in ihrer Funktion als bildungspolitische Akteure ge-
fragt und zum anderen die Problematik ihres Engagements exemplarisch anhand der 
Bertelsmann Stift ung verdeutlicht.
Schlüsselwörter: neues Bildungsregime, Stift ungen, private Akteure im Bildungsbereich, 
Bertelsmann Stift ung

Foundations as Actors of a New Educational Regime
Abstract
Foundations have become infl uential actors in the educational sector by now. Th is is 
mainly based on new forms of governance and a new educational regime in which pub-
lic and private actors cooperate more and more. Th is article deals on the one hand criti-
cally with the legitimation of large foundations functioning as education political actors; 
it illustrates on the other hand the problems of this involvement exemplarily with regard 
to the Bertelsmann Foundation.
Keywords: new educational regime, foundations, private actors in the area of education, 
Bertelsmann Foundation

Einleitung/Problemaufriss

Seit Mitte der 1990er-Jahre zielen bildungspolitische Anstrengungen auf eine Öff nung 
und Liberalisierung von Bildungsinstitutionen. Diese Öff nung soll wesentlich, so das 
bildungspolitische Postulat, auf der Autonomie von Schulen und Universitäten grün-
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den, womit es sich von den egalitären bildungsreformerischen Zielen der 1960er-
Jahre unterscheidet. Als ein probates Mittel zum Autonomiegewinn gilt vor allem 
die Zusammenarbeit verschiedener privater, staatlicher und zivilgesellschaft licher 
Akteure auf regionaler Ebene (vgl. Weiß 2011). Damit wird eine neue Kultur der 
Kooperation und Kooptation geschaff en, die aus anderen Bereichen der Politik etwa 
in Form ‚Runder Tische‘ oder Mediationsverfahren bekannt ist. Kommunikation, 
Verhandlung, Diskurs, Interessenausgleich und Konsens lauten die Schlagworte be-
sagter Kooperationskultur, die auch das bildungspolitische Geschehen zunehmend 
prägen. 

Stift ungen als neue Akteure

Stift ungen nehmen in dem neuen Zusammenspiel öff entlicher und privater Akteure 
seit den 1990er-Jahren eine Schlüsselstellung ein. Nicht umsonst hat alleine die Zahl 
der jährlichen Neugründungen im Zeitraum von 1990 bis 2007 von 181 auf 1.134 be-
trächtlich zugenommen (vgl. Bundesverband deutscher Stift ungen 2012). Etwa 25% 
der rund 19.000 Stift ungen in Deutschland waren 2011 nach den Zahlen des deut-
schen Stift erverbandes im Bereich Bildung und Wissenschaft  tätig (vgl. ebd.).

In der Regel werden Stift ungen in der Trias aus Staat, Markt und Zivilgesellschaft  
auf der zivilgesellschaft lichen Seite verortet, wobei ihr Engagement und die Gemein-
wohl orientierung als ausschlaggebend gelten. Jedoch wird diese Einordnung der 
Komplexität von Stift ungen als eigenem Akteurstypus nicht gerecht. Um die Bedeu-
tung des wachsenden Einfl usses der Stift ungsszene im Bildungssystem angemes-
sen beurteilen zu können, soll im Folgenden ein genauerer Blick auf die spezifi schen 
Charakteristika von Stift ungen1 als eigenem Akteurstyp geworfen werden. Was macht 
ihre Besonderheit als Akteur aus, die sie zu akzeptablen und vor allem legitimen bil-
dungspolitischen Mitspielern macht? Welcher politische Mehrwert ist von ihrem 
Engagement zu erwarten? Und welche Interessen leiten Stift ungen bei ihrem Einsatz 
für Bildung und Erziehung?

Für die Bestimmung des spezifi schen Akteursstatus von Stift ungen erweist sich der 
Bourdieusche Kapitalbegriff  als fruchtbar, da mit ihm zwei spezifi sche Merkmale von 
Stift ungen erfasst werden können: Zum einen ist in Stift ungen ökonomisches, kultu-
relles, soziales und symbolisches Kapital in spezifi scher Weise akkumuliert. Zum an-
deren sind Stift ungen ein spezieller Ort der Vermittlung besagter Kapitalien an ande-
re Akteure. Mit den folgenden Ausführungen ist das Ziel verbunden, eine kritische 

1 Die folgenden Ausführungen beziehen sich insbesondere auf die großen Unternehmensstif-
tungen. Vor allem ihre fi nanzielle Potenz, ihre personellen Kapazitäten, ihr professionelles 
Design und ihre hohe mediale Präsens auf Augenhöhe mit der Politik sind Indizien für ihre 
Monopolstellung, die sie mittlerweile auf dem Stift ungsmarkt – ähnlich zu börsennotierten 
Unternehmen – erlangt haben.
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Perspektive auf Stift ungen als einfl ussreiche Akteure im bildungspolitischen Bereich 
zu entfalten und für die Klärung ihres Akteursstatus einen angemessenen theoreti-
schen Rahmen zu skizzieren. Dazu sollen im ersten Schritt einige Eckpunkte des er-
wähnten neuen Bildungsregimes erläutert werden (Punkt  1), um im zweiten Schritt 
a)  die Spezifi ka von Stift ungen als neuen Akteuren herauszuarbeiten und b)  die 
Legitimationsprobleme, die mit der zunehmenden Einbindung von Stift ungen in bil-
dungspolitische Steuerung verbunden sind, darzustellen (Punkt  2). Anschließend 
möchte ich exemplarisch anhand der schulpolitischen Aktivitäten der Bertelsmann 
Stift ung die Eff ekte eines ,Public-Private-Partnership‘-Projektes für das bildungspoliti-
sche Feld beschreiben (Punkt 3), dem ein Fazit folgt (Punkt 4). 

1. Neues Bildungsregime

Bildungspolitik zwischen Regionalisierung und Globalisierung

(Bildungs-)Politische Steuerung ist seit den 1980er-Jahren und verstärkt im Zuge 
der europäischen Vereinigung zwei gegenläufi gen Dynamiken ausgesetzt: Zum ei-
nen können wir eine Transnationalisierung politischer, kultureller und ökonomischer 
Strukturen beobachten, aufgrund derer transnationale Akteure wie die OECD oder 
die EU einen verstärkten Einfl uss auf nationale Politiken erhalten haben (vgl. Amaral 
2011, S. 53ff .). Zum anderen zeigt sich eine Regionalisierung von Politik, Kultur und 
Ökonomie mit der Herausbildung neuer lokaler Steuerungsebenen und -formen (vgl. 
Altrichter/Brüsemeister/Wissinger 2007).

Der klassische Nationalstaat muss sich also, was seine Steuerungshoheit betrifft  , an 
zwei ‚Fronten‘ behaupten. Das führt u.a. zu integrativen Strategien und Koopera-
tionen, in denen Steuerungsverantwortung nach dem Motto ,teile und herrsche‘ neu 
gestaltet wird, die nicht nur der zunehmenden Komplexität politischer Steuerung, 
sondern auch dem steigenden internationalen Wettbewerbsdruck geschuldet ist. In 
diesem Sinne hatte etwa die bundesdeutsche Föderalismusreform von 2006 u.a. mit 
der alleinigen Verantwortung der Länder im Schulbereich, der Abkehr vom koopera-
tiven Föderalismus und der Hinwendung zum Wettbewerbsföderalismus (vgl. Scharpf 
2009) auch das Ziel, im Rahmen eines ‚off ensiven Regionalismus‘ den Standort 
Deutschland zu stärken – eben als wichtiger Teil der Neuregelung der bundesstaat-
lichen Ordnung (vgl. ebd., S.  63). Diese Dimension einer Komplementarität loka-
ler und globaler bildungspolitischer Strategien manifestiert sich in Projekten wie 
‚Lernende Regionen‘, ‚Bildungsregionen‘ oder ‚Kommunale Bildungslandschaft en‘ 
(vgl. Weiß 2011). In arbeitsteiliger Weise werden sie auf Bundesebene organisiert 
und lokal kofi nanziert, wodurch die Region als bildungspolitische Steuerungsebene 
und Standortfaktor eine nachhaltige Aufwertung erfährt (vgl. Höhne/Schreck 2009, 
S. 111-114; Höhne 2010).
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Diese (bildungs-)politische Konstruktion einer relevanten lokalen Steuerungsebene 
fügt sich in eine allgemeine Entwicklung der Regionalisierung des Staates ein (vgl. 
Wissen 2000). Dies ist nicht mit einer ‚Schwächung‘ des Staates gleichzusetzen, son-
dern erweist sich als „Formenwandel staatlichen Handelns“ (Mayntz 2004, S. 72), der 
mit einer Neuverteilung politischer Macht und Steuerungshoheit einhergeht. Der „regi-
onale Staat“, so Markus Wissen, entspreche dabei einem

 „vielfältigen Gebilde zwischen der lokalen und nationalen Ebene, das in der Bundes-
republik das hochgradig institutionalisierte Feld der Landespolitik ebenso umfasst 
wie die vergleichsweise neuen und wenig formalisierten Verfahren im Rahmen von 
Regional konferenzen oder regionalen Entwicklungsagenturen“ (Wissen 2000, S. 374).

Das dabei entstehende regionalstaatliche Regulationsmuster zeichne sich zunehmend 
durch Public-Private-Partnerships mit dem Ziel der „Schärfung lokaler bzw. regio-
naler Besonderheiten“ aus, die „insgesamt wettbewerbsförmiger“ werden würden. 
Deren Vorstellungen von Autonomie seien zudem primär vom „Leitbild vom ‚un-
ternehmerischen Menschen‘“ bestimmt (vgl. ebd.), wobei „symbolische Politik im 
Zuge einer regionalen Identitätspolitik eine tragende Rolle“ erhielte mit dem Ziel 
eines Distinktionsgewinns für die eigene Region (vgl. ebd., S.  382). Dieser off en-
sive Regionalismus gewinne eine neue Dynamik dadurch, dass auf regionaler Ebene 
globale Wettbewerbsstrukturen geschaff en würden, die als Charakteristikum einer 
„neuen Standortpolitik“ (vgl. Münch 2001, S.  52) gelten. Sie sei vor allem durch die 
Zunahme kulturellen Kapitals (Bildung, Dienstleistung, Forschung) und symbolischen 
Kapitals (Prestige, Marketing) charakterisiert (vgl. ebd., S. 53). 

Neuer Bildungskorporatismus

Im Rahmen dieser Veränderungen entstehen neue, zwischen klassischen politischen 
Handlungsebenen angesiedelte Handlungsspielräume für Kooptation, die zu einer 
einschneidenden Veränderung von Steuerung führen. Denn diese wird zunehmend 
durch „intermediäre Akteure(n)“ bestimmt, die etwa im schulpolitischen Bereich ein 
neues Spektrum von Handelnden und Koordinierungsformen beinhalten: 

 „Darunter fällt zunächst einmal die regionale und lokale Schulverwaltung, aber auch 
alte ,Unterstützungs-Strukturen‘ (wie Fortbildung) ebenso wie ‚neu eingeführte‘ Mit-
spieler (wie Schulinspektion, Fach- oder Schulentwicklungsberatung). Gemeinsames 
[…] Merkmal dieser Einrichtungen ist, dass ihre ureigenste Aufgabe darin liegt, Ver-
mittlungsleistungen zwischen verschiedenen Akteuren und Ebenen zu bieten und damit 
die Handlungskoordination zwischen den verschiedenen Systemelementen und -ebenen 
zu fördern“ (Altrichter/Brüsemeister/Wissinger 2007, S. 66).



Th omas Höhne

246 DDS, 104. Jg., 3(2012) Staatlichkeit des Bildungswesens im Wandel

Philipp Wexler hat diese Veränderungen im Bildungsbereich seit den 1990er-Jahren 
als „neuen Bildungskorporatismus“ bezeichnet (vgl. Wexler 1999, S.  39). Gegenüber 
der staatlich-bürokratischen Steuerung sei eine großfl ächige „korporatistische(n) 
Reorganisation“ des Bildungsbereichs zu beobachten, die sich aufgrund einer 
„Partner schaft  aus Staat, Unternehmerverbänden und einer charakteristischen 
Gruppe von Bildungsprofi s“ (ebd., S.  35) abzeichne: Die „Netzwerke der nationalen 
Bildungs restruk turierung“ beabsichtigten u.a., „ganze Kommunen zu mobilisieren, 
um öff entliche Schulen dem neuen Modell einzugliedern“, was ein zentrales Ziel be-
sagten Bildungskorporatismus darstelle (vgl. ebd., S. 39). Auf diese Weise ergibt sich 
die Notwendigkeit, zwischen den verschiedenen Ebenen und Akteuren zu vermit-
teln – und damit eine Aufgabe, die Stift ungen in vortreffl  icher Weise erfüllen können. 
Steuerungs- und governancetheoretisch wird im Rahmen dieses neuen Arrangements 
aus privaten und öff entlichen Akteuren im Bildungsbereich die Etablierung einer 
neuen intermediären Steuerungsebene unterstrichen:

 „Gerade auf den ‚Zwischenebenen‘ zwischen Zentrale und Einzelschule sind eine gan-
ze Reihe von Akteuren mit durchaus nicht aufeinander reduzierbaren Interessen an-
gesiedelt (z.B. Schulaufsicht, Fortbildung, freiberufl iche Schulentwicklungsberater, 
Schulbuchautorinnen, -produzenten und -vertreterinnen). Diese intermediären Akteure 
haben eine besondere Bedeutung für Governance-Analysen, weil ihre Tätigkeit meist ge-
rade darauf gerichtet ist, zur Handlungskoordination zwischen verschiedenen Akteuren 
beizutragen – z.B. durch Aufsicht, durch Fortbildung und Beratung. Außerdem ist zu 
vermuten, dass Veränderungen des Governance-Systems gerade über die Einführung 
neuer Systemmitspieler (z.B. Inspektionsteams, Akkreditierungsagenturen, Qualitäts- 
und Lernstanderhebungsinstitute …) oder auch die Neuakzentuierung alter Funktionen 
(z.B. Schulleitung in Deutschland und Österreich, Eltern) betrieben wird.“ (Altrichter/
Brüsemeister/Wissinger 2007, S. 61; Hervorheb. im Orig.)

Diese radikalen Veränderungen von Steuerung und Regulierung lassen die 
Umrisse einen neuen Bildungsregimes erkennen, das sich neben neuen räumli-
chen Koordinaten (Globalisierung), veränderten Akteurskonstellationen und sich 
wandelnden Politikformen (Public Private Partnership) auch durch eine Ent- und 
Neukopplung von Handlungs- und Steuerungsebenen auszeichnet (vgl. Amaral 2011, 
S.  26; Höhne/Schreck 2009, S.  205ff .). Im Zuge dieser Entwicklung verschwimmen 
die Grenzen zwischen privat/öff entlich, was zu neuen strategischen Koalitionen führt, 
in denen Stift ungen prototypisch einen hybriden bzw. intermediären Akteurstyp re-
präsentieren. Denn im Rahmen einer neuen Akteursordnung aus ,Public Private 
Partnership‘ können sie legitimer Weise alte Systemgrenzen von privat/öff entlich ge-
zielt strategisch überschreiten und auf diese Art zwischen Staat und Ökonomie als 
Vermittler aufzutreten.
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2. Der Akteurstyp Stift ung

Stift ungen als philanthrokapitalistische Eliten

Die beiden eingangs erwähnten Akteursmerkmale von Stift ungen – nämlich die 
Akkumulation bzw. Verdichtung verschiedener Kapitalien sowie deren Vermittlung – 
lassen sich mit dem Bourdieuschen Kapitalkonzept konkretisieren. Bekanntermaßen 
hat Bourdieu vier Kapitalsorten unterschieden: Neben ökonomischem Kapital (Geld, 
Besitz), kulturellem Kapital (Bildung, Abschlüsse, Wissen, Können) und sozialem 
Kapital (Beziehungen, Netzwerke, ‚Vitamin B‘) unterscheidet er noch symbolisches 
Kapital, das Prestige, Reputation sowie legitime Anerkennung umfasst (vgl. Bourdieu 
1998, S.  108ff .; Bourdieu 1997). In großen überregionalen Unternehmensstift ungen2 
sind all diese verschiedenen Kapitalien in einmaliger Weise akkumuliert: Mit um-
fangreichen Stift ungsvermögen und operativen Mitteln, Experten/Expertinnen und 
Expertise, weitreichenden Netzwerken und Kontakten zu politischen, ökonomischen 
und wissenschaft lichen Eliten, ihrer medialen Präsenz sowie dem Image als gemein-
wohlorientierte neutrale Akteure können sie in vielfacher Weise an unterschiedliche 
Systemlogiken, Akteursgruppen und Handlungsformen anschließen. Mit dieser mul-
tilateralen intermediären Anschlussfähigkeit sind Stift ungen geradezu prädestiniert, als 
Vermittler zwischen verschiedenen Systemen, Akteuren und Diskursen aufzutreten und 
damit den (Aus-)Tausch verschiedener Kapitalien zu ermöglichen. In der sozialwis-
senschaft lichen Diskussion wird diese hybride Mischung aus uneigennützigem phi-
lanthropischem Engagement der Stift ung und eigennütziger Profi torientierung des 
Unternehmens als philanthrokapitalistisch charakterisiert (vgl. Edwards 2011). Bei der 
Verknüpfung von wert- und zweckrationalen Motiven handle es sich um eine „neue 
,strategische‘ bzw. ,eff ektive‘ Philanthropie“ mit dem Ziel, „Management-Strategien 
auf den gemeinnützigen Sektor“ zu übertragen (vgl. Adloff  2011b, S.  1). Stift ungen 
seien „Elitephänomene“, durch die es der Wirtschaft selite gelingen könne, zu einer 
„Wertelite“ zu werden, „da gemeinnützige Stift ungen klarerweise einen stark wert-
rationalen Bezug aufweisen, der die zweckrationale Dimension transzendiert“ (ebd., 
S. 80). Auch nach Armin Nassehi zählen Stift ungen zu den „neuen Eliten“, deren zen-
trale Funktion in der Übersetzung bzw. Vermittlung unterschiedlicher Interessen be-
stehe:

 „Elitepositionen scheinen dort lokalisierbar zu sein, wo man es gleichzeitig mit der 
Logik oder besser mit den widerstreitenden Logiken unterschiedlicher Funktions-
systeme gleichzeitig zu tun hat. Wie lässt sich die Langsamkeit des Politischen in die 
Schnelligkeit des Ökonomischen übersetzen und wie umgekehrt? Wie lassen sich wis-

2 Auf der Rangskala der höchstdotierten Stift ungen privaten Rechts verfügen zehn Stift ungen 
alleine über ein Stift ungsvermögen von mehr als einer Milliarde Euro. Unter ihnen befi nden 
sich acht Unternehmensstift ungen wie Bosch, Volkswagen oder Krupp. Die Bertelmann Stif-
tung steht mit knapp 620 Millionen Euro auf Platz dreizehn (vgl. Bundesverband deutscher 
Stift ungen 2012).
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senschaft liche Erkenntnisse ohne großen Substanzverlust medienförmig darstellen? […] 
Wie also sind die unterschiedlichen Logiken der Gesellschaft  so aufeinander zu be-
ziehen, dass trotz aller Skepsis Steuerungskompetenz möglich wird?“ (Nassehi 2006, 
S. 263)

Diese politischen „Übersetzungseliten“ stellen „Knotenpunkte der Kommunikation“ 
dar, welche die „Logiken des Geldes, der Politik, der medialen Aufmerksamkeit, 
der wissenschaft lichen Wahrheit oder auch der rechtlichen Regulierbarkeit“ auf-
nehmen, vermitteln und anderen zugänglich machen (vgl. ebd.). Die Übersetzungs- 
oder Vermittlungsfunktion ist für Stift ungen aufgrund ihrer Schnittstellenposition 
und dem mehrfach akkumulierten Kapital von entscheidender Bedeutung. Denn ge-
rade im Fall einfl ussreicher und potenter Unternehmensstift ungen zeigt sich, dass 
und in welcher Weise sie „sozioökonomische Vorsprünge in politische und kultu-
relle Macht übersetzen“ (ebd.) können. Nach Pierre Bourdieu sind die unterschied-
lichen Kapitalsorten konvertierbar (vgl. Bourdieu 1997, S.  62). So übersetzt sich 
z.B. das ökonomische Kapital, mit dem in einem großen Bildungsprojekt Stellen 
und Infrastruktur von Seiten einer Stift ung geschaff en werden, für sie in das sym-
bolische Kapital medialer Aufmerksamkeit. Deren Einsatz wird zusätzlich durch die 
Kooperation mit politischen Akteuren legitimiert und als im öff entlichen Interesse 
stehend ‚geadelt‘ (Zuwachs an symbolischem Kapital).

Legitimationsprobleme 

Stift ungen agieren im Rahmen von Public-Private-Partnership-Netzwerken und der 
Logik geteilter Verantwortung vergleichsweise unverbindlich außerhalb der Zwänge 
des politischen Feldes. Vor dem Hintergrund ihrer Übersetzungsmacht, der strategi-
schen Tauschoptionen für ihr vielfältiges Kapital, ihrer exponierten und gleichzeitig 
fl exiblen Stellung als elitäre Akteure liegen die politischen Legitimationsprobleme auf 
der Hand, die mit diesem zunehmend einfl ussreicheren Akteurstyp einhergehen. Drei 
Problembereiche möchte ich hierbei hervorheben:
• Problembereich Demokratiedefi zit: Stift ungen haben kein öff entliches Mandat und 

treten dennoch als Sprecher vermeintlicher Allgemeininteressen auf. Damit sind 
Legitimations probleme in Bezug auf demokratische Entscheidungsprozeduren, 
Partizipation und Verpfl ichtungsgrad vorprogrammiert, weshalb kritisch auf die 
Kumulation von „Macht ohne Mandat“ und die fehlende demokratische Legi ti-
mation verwiesen wird (vgl. Schumann 2006; Anheier/Appel 2004; Adloff  2011a). 
In dem Zusammenhang stellt sich auch die Frage nach der Legi ti mität großer 
Stift ungen wie der Bertelsmann Stift ung, die mit dem Anspruch als umfassende 
‚Reformatoren‘ oder ‚Systemverbesserer‘ (vgl. Schindler 2007) auft reten. Denn da-
mit sind grundsätzlich Formen politischer Intervention und (Mit-)Steuerung im-
pliziert, die programmatisch als Wirkungsabsicht in Satzung und Programmatik 
zum Ausdruck kommen. In dieser programmatisch-grenzüberschreitenden Weise 
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bringen Stift ungen ihre ‚Übersetzungsmacht‘ zur Geltung, mit der sie sich ten-
denziell als neue gesellschaft liche ‚Wertelite‘ und damit als Alternative zu ‚klas-
sischer Politik‘ etablieren wollen (vgl. Adloff  2011a). In dem Zusammenhang 
taucht das Problem der subtilen Übertragung von Kapital in wenig formalisier-
ten Netzwerkstrukturen auf, denn es kommt bereits durch die Kooperation mit 
staatlichen Akteuren zu einem unscheinbaren Transfer symbolischen Kapitals der 
Anerkennung an Stift ungen, da deren Aktivitäten alleine durch die Kooperation 
politisch legitimiert werden.

• Problembereich Intransparenz: Zu beobachten ist eine Segmentierung politi-
scher Öff entlichkeit durch Prozesse der Informalisierung von Politik(en) und 
der zunehmenden Durchsetzung subpolitischer Formen auf allen politischen 
Steue rungs ebenen (vgl. Höhne/Schreck 2009, S.  126ff .). Das Regieren über die 
Schaff ung von Komplexität macht nicht nur Netzwerke schwer durchschau-
bar, sondern schafft   Zonen diff user Verantwortung und Zuständigkeit, die ihrer-
seits für die Neubestimmung von Einfl ussbereichen strategisch genutzt werden 
können. Es kommt dabei nicht nur zu einer Verschiebung der Grenzen von öf-
fentlich/privat, sondern zu deren gezielter Überschreitung und Verwischung in 
Kooperationsprojekten. Hierbei können politische Verantwortungen und Steue-
rungs hoheiten partiell relativiert oder vom Staat ausgelagert werden.

• Problembereich Öff entliche Kontrolle: In der kritischen Stift ungsliteratur wird auf 
die vordemokratisch-dynastischen Entscheidungsstrukturen in Stift ungen hinge-
wiesen (vgl. Anheier/Appel 2004, S. 8), die letztendlich nur dem Stift erwillen un-
terworfen sind. Daher ist unbedingt zwischen Allgemeinwohl, Gemein nützig keit 
und Partikularinteressen zu diff erenzieren, denn eine Stift ung kann nur eine par-
tikulare Vorstellung von Allgemeinwohl repräsentieren, auch wenn sie formalrecht-
lich als gemeinnützig legitimiert ist, was jedoch lediglich einen steuerrechtlichen 
Tatbestand darstellt. Daher wird die regelmäßige und demokratische Kontrolle von 
Stift ungen gefordert, zumal der einmal festgelegte Stift ungszweck sich verändern 
und dann – wie im Fall der Bertelsmann Stift ung geschehen – rechts gutachterlich 
angezweifelt werden kann (vgl. Lindner/Krämer/Priehn 2012).

3. Zum Beispiel: Die Bertelsmann Stift ung 

Programme, Projekte und Produkte

Die Bertelsmann Stift ung ist die größte operative Stift ung3 in Deutschland mit mehr 
als 300 Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen, einem Stift ungsvermögen von mehr als 
600 Millionen Euro (Buchwert) und einem jährlichen Etat von über 60 Millionen 
Euro. Es gibt enge Verfl echtungen mit der Bertelsmann AG, von der sie mit 80,9% 

3 Operative Stift ungen fördern keine Fremdprojekte (wie Förderstift ungen), sondern führen 
nur eigene Projekte durch.
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neben der Gründerfamilie Mohn mit 19,1% der größte Anteilseigner ist (vgl. 
Bertelsmann 2012). In Programmatik und Projekten tritt die Stift ung in der mehrfa-
chen Rolle als think-tank, Berater und Projektmanager auf. Seit ihrer Gründung 1977 
folgt sie „in ihrer Projektarbeit […] der Überzeugung des Stift ers Reinhard Mohn, 
dass die Prinzipien unternehmerischen Handelns zum Aufb au einer zukunft sfähi-
gen Gesellschaft  beitragen können“ (Stift ungssatzung, zit. nach Höhne/Schreck 2009, 
S. 256ff .). Damit ist grob die zentrale Handlungsmaxime der Stift ung beschrieben: Es 
geht um die Konzeption und den Transfer „innovativer Konzepte der Führung und 
Organisation in allen Bereichen der Wirtschaft  und des Staates, insbesondere durch 
Systementwicklung und anschließende Implementierung“ (ebd., S.  259-260). Als 
„Förderin des gesellschaft lichen Wandels“ möchte die Bertelsmann Stift ung „frühzei-
tig Herausforderungen und Probleme unseres Gemeinwohls identifi zieren sowie ex-
emplarische Lösungsmodelle entwickeln und verwirklichen“ (ebd.). In der selbst zu-
geschriebenen Rolle eines ‚Systemverbesserers‘ und ‚Reformmotors‘ betreibt sie eine 
aktive Wissenspolitik, durch die sie Probleme nicht nur identifi ziert, sondern selbst 
defi niert und Th emen setzt (vgl. ebd., S. 134ff .).

Dieser universale Anspruch tritt besonders in einschlägigen Bertelsmann-Produkten 
wie dem ‚Transformationsindex‘ oder dem ‚Reformindex‘ hervor, die sich durch eine 
Fixierung auf Makroindikatoren und Rankings auszeichnen, die nach Art der League 
Tables eine numerisch-ordinale Steuerbarkeit von Systemen suggerieren. Dies ver-
weist auf die Problematik der Monopolisierung von Wissen durch die Stift ung, die zen-
traler Teil ihrer Wissenspolitik ist, indem Daten akkumuliert, aggregiert, verglichen 
und Rankings erstellt werden, mit denen politischen Akteuren die Fiktion relevan-
ten Steuerungswissens vermittelt wird. Diese off ensive Wissenspolitik der Stift ung ist 
wichtig, um die Ziele und den möglichen Impact ihrer Kooperationen mit politischen 
Akteuren in den unterschiedlichen Politikfeldern zu verstehen (vgl. Höhne/Schreck 
2009, S.  134-149), zu denen das schulpolitische Feld seit Mitte der 1990er-Jahre ge-
hört.

Das schulpolitische Engagement von Bertelsmann im Rahmen des SEIS-Projekts4

Das Engagement der Bertelsmann Stift ung im Schulbereich hob seinerzeit mit dem 
Projekt „Internationales Netzwerk innovativer Schulen“ (1997) an, dessen zentrales 
Ziel im Transfer des schottischen Qualitätsmodells „How good is our School“ in die 
deutsche Schullandschaft  bestand. Die Kernelemente dabei waren 1. die Entwicklung 
eines „international anschlussfähigen Qualitätsverständnisses“, 2.  die Schaff ung ei-
nes entsprechenden „Erhebungsinstruments“ für Evaluation und 3.  eine ausrei-

4 Ich greife im Folgenden auf einige Befunde unserer Fallstudie zu Bertelsmann zurück, in 
der wir eine Rekonstruktion und theoretische Einordnung des Public-Private-Partnership-
Projektes ‚Selbstevaluation in Schulen‘ (SEIS) der Stift ung mit verschiedenen Landesregie-
rungen zwischen 2001 und 2008 vorgenommen haben (vgl. Höhne/Schreck 2009).
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chende Datensammlung für ein „vergleichendes Berichtswesen“ (ebd., S.  179) so-
wie die Durchsetzung eines neuen, leistungsorientierten Verständnisses von Schule 
als lernender Organisation (vgl. ebd., S.  169). Mit der Vergabe des Bertelsmann 
Schulpreises 1996 sowie dem schottischen Evaluationsmodell war der Rahmen für ein 
Best-Practice-Modell gegeben, dessen Transfer schließlich in Kooperationsprojekten 
gelang, welche die Bertelsmann Stift ung gemeinsam mit mehreren Landesregierungen 
u.a. in Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen und Baden-Württemberg seit 2002 
durchführte (vgl. z.B. Selbstständige Schule in NRW). Das Herzstück der Projekte 
war das von Bertelsmann auf Grundlage des schottischen Modells entwickelte 
Evaluationsinstrument „Selbstevaluation in Schulen“ (SEIS), das als schlüsselfertiges 
Konzept den Ländern angepriesen wurde mit dem Versprechen, es sei „eff ektiv, pra-
xiserprobt, international abgestimmt und wissenschaft lich anerkannt“ (ebd., S. 181).

Diese Initiative stieß bei bildungspolitisch Verantwortlichen auf nachhaltiges 
Interesse, da ab der zweiten Hälft e der 1990er-Jahre ein Qualitätsdiskurs die bil-
dungspolitische Diskussion dominierte (vgl. Rürup/Heinrich 2007, S.  177), der vor 
allem von Seiten der OECD sowie nationaler Bildungspolitiken forciert wurde (vgl. 
Höhne/Schreck 2009, S.  35ff .). Denn die bildungspolitische Krisenstimmung in ein-
zelnen Ländern sowie der steigende internationale Wettbewerbsdruck ließen die nati-
onalen Bildungssysteme zunehmend zu einem zentralen ‚Standortfaktor‘ werden (vgl. 
Kussau/Brüsemeister 2007, S.  17). Vor allem die für das deutsche Schulsystem we-
nig schmeichelhaft en Resultate von TIMSS und PISA wirkten in dieser Situation als 
Katalysatoren der latent bestehenden Krise. Auf diese Qualitätskrise reagierten die 
Bundesländer mit der Gründung eigener Qualitätsinstitute und der Entwicklung von 
Qualitätsrahmen ab 2001 (vgl. Höhne/Schreck 2009, S. 60ff .). 

SEIS kam hierbei die Doppelfunktion a)  eines Kontrollinstruments zur Output-
Steuerung und b)  eines Mittels der Standardisierung zu. SEIS fungierte in den 
Projekten als universelles Übersetzungsmittel, da durch ‚Matching‘ die verschiedenen 
Qualitätsrahmen so justiert werden konnten, dass sie miteinander vergleichbar waren 
(vgl. ebd., S. 185). Hierfür diente SEIS als Applikationsvorlage bzw. globale Folie für 
die jeweiligen Qualitätstableaus und deren Abgleich (vgl. ebd., S. 182-184). Die in der 
Folge feststellbare hochgradige Ähnlichkeit der unterschiedlichen Qualitätsrahmen 
kann daher als Isomorphieeff ekt im neoinstitutionalistischen Sinne gedeutet werden 
(vgl. Meyer/Rowan 2009), der sich in der Durchsetzung gleichförmiger Standards im 
Evaluationsbereich ausdrückt (vgl. Höhne/Schreck 2009, S. 189; ebd., S. 60-104).

Durch den Verbundcharakter der ‚SEIS-Länder-Gemeinschaft ‘ kam es auch zu ei-
ner verstärkten Beobachtung der Länder in dieser Phase untereinander und zu mi-
metischen Praktiken wie etwa der expliziten Übernahme des Qualitätskonzepts von 
Niedersachsen durch Brandenburg (vgl. ebd., S.  189). Im Kontext einer durch PISA 
aufgeschreckten Bildungspolitik zwischen Harmonisierung und Wettbewerb wa-
ren es der normative Druck sowie die nachahmende Adaption von Standards, die 
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zu besagten isomorphen Strukturen im schulischen Feld führten (vgl. Meyer/Rowan 
2009, S.  39). Insofern war das SEIS-Projekt für die Vermittlung eines transnationa-
len Qualitätskonzepts und dessen Übersetzung und Adaption in die bundesdeutsche 
Schullandschaft  sowie für die Konstruktion eines einheitlichen und standardisier-
ten Qualitätsverständnisses in den beteiligten Bundesländern unabdingbar, bei dem 
die Bertelsmann Stift ung die ‚operative Leitung‘, d.h. den Status einer übergreifenden 
Evaluationsagentur innehatte.

Eine wichtige Rolle für den Transfer- und Implementationsprozess spielte das ope-
rative Wissen und Können des global vernetzten Akteurs Bertelsmann Stift ung. 
Sie übernahm es nicht nur, das Konzept zu entwickeln und die vielfältige sprach-
liche, kulturelle und technologische Übersetzung besagten schottischen Evalua-
tionsmodells zu leisten, sondern sie war auch tatkräft ig an Management und 
Projekt steuerung beteiligt und stellte darüber hinaus umfangreiche Instrumente 
zur Umsetzung zur Verfügung, zu denen neben personellem Einsatz und Beratung 
auch die Handbücher, Handreichungen als Gebrauchsanweisungen für SEIS und 
eine ‚Toolbox‘ für Multiplikatoren gehörten (vgl. ebd., S.  179). All dies deckt ein 
umfangreiches Spektrum von Steuerungsmöglichkeiten ab, die schließlich in den 
Kooperationsvereinbarungen zwischen Stift ung und Ländern festgeschrieben wur-
den (vgl. ebd., S. 233ff .). In ihnen wurden weitgehende Handlungskompetenzen und 
Eingriff srechte für Bertelsmann in bildungspolitische (Mit-)Steuerung der beteilig-
ten Projektschulen formuliert (vgl. ebd., S.  238), und dies für insgesamt über 3.500 
im Jahre 2008, was etwa 10% der deutschen Schulen ausmacht. Dazu gehören u.a. 
die „Einwerbung von Drittmitteln durch Sponsoren (Stift ungen, Unternehmen)“ 
durch Bertelsmann, die Durchführung der SEIS-Evaluation sowie die zeitlich un-
befristete Nutzung der erhobenen Evaluationsdaten durch die Stift ung, so fest-
geschrieben in einer Kooperationsvereinbarung mit Niedersachsen im Rahmen 
des Projekts „Eigenverantwortliche Schule“ (ebd., S.  233). Darüber hinaus wur-
de das Ziel formuliert, die Daten für einen „regionalen Bildungsbericht“ zu nutzen 
und „den Qualitätsvergleich bundeslandübergreifend kompatibel zu machen“ (ebd., 
S.  234). Neben dem fraglichen Zweck der Verwendung der höchst selektiv erhobe-
nen Daten als Grundlage für einen überregionalen Vergleich und die Erstellung von 
Bildungsberichten fällt besonders die weitgehende Steuerungskompetenz ins Auge, 
die Bertelsmann in dieser (und anderen) Kooperationsvereinbarung(en) übertragen 
bekam.

Zum einen wurde der Stift ung mit der Erhebung, der Auswertung und Rück-
spiegelung der Daten an Schulen und lokale Schulbehörden eine zentrale Aufgabe 
der Schulaufsicht übertragen, wodurch de facto wie de jure bildungspolitische Ver-
ant wortung und staatliche Steuerungskompetenz ‚ausgelagert‘ worden sind. Zum an-
deren wurde sie mit dem Recht auf systematische Sammlung und Weiter verwendung 
sensibler Schuldaten (ohne weitere Kontrolle der Schulen oder staatlichen Behörden) 
in die Lage versetzt, als privater Akteur systematisch einen umfangreichen Datenpool 
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über das deutsche Schulsystem für 10% aller Schulen anzulegen und weiter zu verwer-
ten.5

4. Fazit

Die weitreichende Integration einer privaten Unternehmensstift ung in ein umfassen-
des Public-Private-Partnership-Projekt zur Einführung eines Steuerungsinstruments 
sowie die Kompetenzübertragungen in den Kooperationsvereinbarungen stellen 
tiefgreifende Veränderungen bisheriger bildungspolitscher Steuerung dar. In den 
Kooperationsvereinbarungen wurde gezielt staatliche Steuerungsverantwortung out-
gesourct und insofern privatisiert, als der Bertelsmann Stift ung weitgehend die 
Erhebung, Auswertung und Rückspiegelung der Daten an die beteiligten Schulen 
überlassen wurde. Damit wurde und wird weiterhin einem privaten Akteur die größ-
te fl ächendeckende Datensammlung über das deutsche Schulsystem jenseits staatli-
cher Institutionen ermöglicht, so dass ein Bertelsmannscher ‚Bildungsindex‘ analog 
zu anderen Produkten der Stift ung wie dem ‚Transformationsindex‘ im Bereich des 
Möglichen liegt. 

In der Post-PISA-Phase hat sich die Kritik am deutschen Schulsystem beson-
ders verschärft  und ein günstiges Zeitfenster für die großfl ächige Public-Private-
Kooperation als Pilotprojekt auch für zukünft ige Partnerschaft en eröff net. Das 
SEIS-Projekt hat das ganze Spektrum der Vermittlungen deutlich werden lassen, wel-
che die Bertelsmann Stift ung aufgrund ihres immensen vielfältigen Kapitals leis-
ten kann. Hierzu gehören die internationale Infrastruktur (INIS-Projekt, interna-
tionaler Bertelsmann Schulpreis, Kontakte, Netzwerke) wie auch die methodische 
Expertise der Stift ung (großfl ächige, methodische, quantitative Erhebung, Aus-
wertung, Aufb ereitung und Präsentation von Daten, Produktion von Indices), 
die für das hohe kulturelle Kapital dieses einfl ussreichen Akteurs stehen. Dazu ge-
hören aber auch die Investitionen, die Publikationen (Broschüren, Tools, SEIS-
Materialien usw.) und die Medienarbeit der Stift ung, mittels derer sie sich im-
mer in sichtbarer Kooperation mit politischen Akteuren öff entlichkeits wirksam in 
Szene gesetzt hat. Symbolisch durch den Legitimationsgewinn der Stift ung wie auch 
auf Grundlage der Kooperationsvereinbarungen und der erweiterten Hand lungs -
spielräume für Bertelsmann wurde in den SEIS-Projekten auf verschiedenen Ebenen 
und in unterschiedlichen Formen Kapital an die Stift ung übertragen, das sie für zu-

5 Dies gilt im Übrigen bis heute, denn auch im Rahmen des SEIS-Konsortiums hält die Stift ung 
die Hand über die Weiterverwertung der Daten; in den aktuellen SEIS-Nutzungsbedingungen 
heißt es in § 5, Abs. 3: „Die Schule stellt SEIS Deutschland alle Daten in anonymisierter Form 
zeitlich unbeschränkt zur Verfügung. SEIS Deutschland ist berechtigt, die Daten selbst oder 
durch Dritte für wissenschaft liche Untersuchungen zu nutzen. Die Ergebnisse können veröf-
fentlicht werden.“ (SEIS 2012) Diese Formulierung wurde fast unverändert aus den Koopera-
tionsvereinbarungen übernommen, so dass hier – entgegen offi  zieller Bekundungen – weiter-
hin von einer Nutzung der SEIS-Daten durch Bertelsmann auszugehen ist.
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künft ige Investitionen nutzen kann. Ein wichtiger Befund der Re kon struktion des 
Anbahnungs- und Kooperationsprozesses ist, dass der vielfältige Kapitaltransfer 
nur in der zweiseitigen Kollusion, dem ‚gemeinsamen Spiel‘ zwischen öff entli-
chen und privaten Akteuren, in legitimer Weise vollzogen und die Grenze von pri-
vat/öff entlich sowie von politischer Gestaltung bzw. Steuerung verschoben werden 
kann. Dies zeichnet das neue Bildungsregime strukturell aus wie auch die erwähn-
te Formveränderung des Staates, die sich über die Konstitution elitär-selektiver 
netzwerkförmiger Teilöff entlichkeiten vollzieht. Wesentliche Form dessen ist das 
Regieren qua Komplexität, durch die sich für externe Beobachter ein hohes Maß an 
Intransparenz ergibt. Die Kooperationsvereinbarungen stellen insofern ein Indiz für 
subpolitische Kooperationsformen dar, als in ihnen im Rahmen lokaler und zeitlich 
begrenzter Projekte der – was die politische Öff entlichkeit betrifft   – niedrigschwellige 
Transfer weitreichender Kompetenzen vollzogen wurde, der einer bildungspolitischen 
Teilprivatisierung von Steuerungsmitteln gleich kommt.
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Zusammenfassung
Einer zunehmenden öff entlichen Aufmerksamkeit für den Privatschulsektor steht bis-
lang nur ein begrenzter empirischer Erkenntnisstand gegenüber. Im vorliegenden 
Beitrag werden regional unterschiedlich verlaufende Entwicklungen in der deutschen 
Schullandschaft  für das vergangene Jahrzehnt nachgezeichnet. Im Ergebnis zeigt sich 
zum einen, dass vom Anstieg privater Schulen am stärksten die Grundschulen betrof-
fen sind – trotz des verfassungsmäßigen Vorrangs der öff entlichen gegenüber priva-
ten Grundschulen. Zum anderen hat inzwischen die Expansionsdynamik neben den 
Ballungsräumen auch viele ländlich geprägte Kommunen erfasst. Da vielerorts öff ent-
liche Schulstandorte aufgrund des demografi schen Rückgangs nicht aufrechterhalten 
werden konnten, haben freie Träger in einigen Landesteilen die Sicherung einer infra-
strukturellen Mindestversorgung übernommen. Nach vertiefenden Analysen für einen 
Landkreis und eine kreisfreie Stadt in Mecklenburg-Vorpommern ist Privatschulen in 
ländlichen Gebieten eher eine Ersatzfunktion für ehemalige öff entliche Schulstandorte 
zuzuschreiben, während im städtischen Raum Verdrängungsmechanismen nicht ausge-
schlossen werden können.
Schlagwörter: Privatschulen, Freie Träger, Schulentwicklungsplanung, Regionalisierung

Private (Primary) Schools as Blind Spot in the 
Services of General Interest?
Regional Analyses of Developments in the German Private School Landscape

Abstract
While public attention for the private school sector has increased over the last years, 
empirical insight into that issue is still limited. Th is article highlights regionally diff er-
ent developments within the German school landscape over the last decade. Th e analy-
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ses reveal that besides urban areas the private school sector meanwhile also encompasses 
many rural communities, especially in Eastern Germany. Due to the demographic de-
cline public school locations had to be closed in many rural areas while private sponsors 
now preserve an infrastructural minimum supply. Regarding urban areas, private spon-
sorship rather seems to trigger mechanisms of ousting.
Keywords: private schools, private sponsorship, school development planning, regionali-
zation

Im Lichte der anhaltenden Privatisierungstendenzen in vielen Aufgabenbereichen der 
öff entlichen Daseinsvorsorge – vom Verkehrs- und Beförderungswesen über die me-
dizinische oder die Energieversorgung bis hin zur Bildungsinfrastruktur – wurde in 
den letzten Jahren auch der wachsende Privatschulsektor verstärkt zum Gegenstand 
öff entlicher Debatten. Schlagzeilen wie „Privatschulen: Flucht in die Nische“ 
(Burchard 2011) oder „Privatschulen spalten die Gesellschaft “ (Link 2011) zeugen da-
von, dass eine Kommerzialisierung schulischer Bildung und eine damit einhergehen-
de zunehmende Segregation nach sozialem Hintergrund der Kinder befürchtet wird. 
In der Tat legt die jüngere Entwicklung seit der Veröff entlichung der ersten PISA-
Studie im Jahr 2001 nahe, das wachsende Interesse an privaten Schulen mit den so-
zialen und ethnischen Unterschieden der Schülerschaft  und spezifi schen Ansprüchen 
der Elternschaft  an die Leistungen des (öff entlichen) Schulsystems in Verbindung zu 
bringen.

Aufgrund mangelnder Datenverfügbarkeit zu den Schulen in freier Trägerschaft 1 
steht allerdings der breiten öff entlichen Diskussion ein nur begrenzter empirischer 
Erkenntnisstand gegenüber. So bilanziert Weiß in einer aktuellen Studie, dass bis-
lang weder die Leistungsfähigkeit und die systemischen Wirkungen von Privatschulen 
noch die Hintergründe ihrer jüngsten Expansionsphase hinreichend in der empiri-
schen Bildungsforschung thematisiert wurden (vgl. Weiß 2011, S. 9).

Der vorliegende Beitrag setzt beim letztgenannten Informationsdefi zit mit einer da-
tengestützten Analyse an, die ein aktuelles Bild der deutschen Privatschullandschaft  
zeichnet. Im Mittelpunkt steht die regional unterschiedlich verlaufende Entwicklung 
des Verhältnisses von öff entlichen und privaten Schulstandorten im vergange-
nen Jahrzehnt. Den Ausgangspunkt hierfür bilden die Schulverzeichnisse der 16 
Bundesländer sowie der Wissenschaft lichen Arbeitsstelle Evangelische Schule der 
Evangelischen Kirche in Deutschland (EKD) und des Sekretariats der Deutschen 
Bischofskonferenz (DBK) des Schuljahres 2010/11.2 Im Rahmen der nationalen 
Bildungsberichterstattung (vgl. Autorengruppe Bildungsberichterstattung 2012) wur-
den die Verzeichnisse in einem aufwändigen Standardisierungsverfahren zu einem 

1 In Abgrenzung zu Schulen in öff entlicher Trägerschaft  werden im Folgenden die Begriff e 
„Privatschule“ und „Schule in freier Trägerschaft “ synonym verwendet.

2 Für Baden-Württemberg lag zum Untersuchungszeitpunkt lediglich das Verzeichnis 2009/10 
vor.
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einheitlich codierten Datensatz aller allgemein bildenden Schulen zusammengeführt, 
der kleinräumige Analysen zur Verteilung öff entlicher und privater Schulen ermög-
licht.

Der Beitrag knüpft  hiermit im ersten Teil an entsprechende Auswertungen an, die 
zuletzt im Nationalatlas Bundesrepublik Deutschland für das Schuljahr 1998/99 
vorgelegt wurden (vgl. Fickermann/Schulzeck/Weishaupt 2002). Die aktualisierte 
Darstellung der bundesweiten Privatschullandschaft  folgt dabei nicht nur siedlungs-
strukturellen Gesichtspunkten mit Blick auf die Frage, ob sich Privatschulen nach 
wie vor in den Ballungszentren konzentrieren. Darüber hinaus soll das tatsächliche 
Ausmaß kommerzieller Interessen im Schulwesen eingeschätzt werden, indem die 
Typen freier Träger soweit diff erenziert werden, wie es die Datenlage zulässt. Um ge-
naueren Aufschluss über die Hintergründe von Privatschulgründungen zu erlangen, 
bedarf es jedoch kleinräumiger Analysen, die Veränderungen im Angebot öff entlicher 
und privater Schulstandorte im Zeitverlauf sichtbar machen und nach Möglichkeit 
die Schülerströme vor Ort einbeziehen. Hierzu werden im zweiten Teil des Beitrags 
die Entwicklungen in der kreisfreien Stadt Schwerin und im Landkreis Müritz3 
(Mecklenburg-Vorpommern) seit 1998 vertiefend betrachtet. Dadurch sollen zugleich 
Spezifi ka der Standortentwicklung im städtisch sowie ländlich geprägten Raum her-
ausgearbeitet werden.

1. Grundinformationen zum Privatschulsektor

1.1 Verfassungsrechtliche Grundlagen

Das Recht auf Errichtung einer Schule in freier Trägerschaft  wird durch das Grund-
gesetz gewährleistet (Art. 7 Abs. 4 GG). Sofern das Schulangebot jenem einer grund-
sätzlich vorgesehenen staatlichen Schule entspricht und dort die Schulpfl icht erfüllt 
werden kann, können Privatschulen als „Ersatzschulen“ genehmigt werden. Dem-
gegenüber erweitern „Ergänzungsschulen“ das Bildungsangebot – vornehmlich im be-
rufl ichen Schulwesen – um Bildungsgänge, die in staatlichen Einrichtungen in der 
Regel nicht bestehen. Die Gründung von Ergänzungsschulen muss nicht genehmigt, 
wohl aber bei der Schulbehörde angezeigt werden.

Zu den verfassungsrechtlichen Bedingungen für die Genehmigung einer priva-
ten Einrichtung als Ersatzschule zählen unter anderem die Gleichwertigkeit der 
Lehrziele, das Sonderungsverbot nach den Besitzverhältnissen der Eltern sowie die 
Gleichwertigkeit der Ausbildung der Lehrkräft e (vgl. Art. 7 Abs. 5 GG). Die Ge neh-

3 Aufgrund der Verabschiedung des „Gesetzes zur Schaff ung zukunft sfähiger Strukturen der 
Landkreise und kreisfreien Städte des Landes Mecklenburg-Vorpommern (Kreisstrukturge-
setz)“ ist der Landkreis Müritz am 04.09.2011 im Landkreis Mecklenburgische Seenplatte 
aufgegangen und besteht heute nicht mehr.
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migung privater Volksschulen – der heutigen Grund- und Hauptschulen – haben die 
Verfassungsgeber zusätzlich an folgende Voraussetzungen geknüpft : Die Schulbehörde 
muss ein besonderes pädagogisches Interesse anerkennen, oder die Eltern müssen die 
Errichtung einer Gemeinschaft s-, Bekenntnis- oder Welt anschauungsschule beantra-
gen, weil eine öff entliche Grundschule dieser Art in der Gemeinde nicht besteht (vgl. 
Art.  7 Abs.  5  GG). Damit wird „im Interesse der Zusammenfassung der Kinder al-
ler Bevölkerungsschichten in der öff entlichen (Volks-)Schule“ (Avenarius/Füssel 2008, 
S. 86) im Primarbereich explizit den öff entlichen Schulen ein Vorrang eingeräumt.

1.2 Trägerstruktur der privaten Schulen

Inzwischen befi ndet sich von allen allgemein bildenden Schulen knapp jede zehnte in 
freier Trägerschaft . Im Ländervergleich reicht die Spannweite des Privatschulanteils 
2010 von 5% in Niedersachsen bis zu 18% in Bremen (vgl. Abb. 1).

Abb. 1: Anteil allgemein bildender Schulen in freier Trägerschaft  2010 nach Ländern und 
Trägertypen (in % aller Schulen*)

*  Standorte, an denen mehrere Schularten als schulische Organisationseinheit zusammengefasst sind 
(z.B. Grund- und Hauptschule) werden als so genannte schulartspezifi sche Einrichtungen mehrfach 
gezählt.

Quelle: Schulverzeichnisse 2010 (Statistische Landesämter, Wissenschaft liche Arbeitsstelle Evange-
lische Schule der Evangelischen Kirche in Deutschland und Sekretariat der Deutschen Bischofs-
konferenz); eigene Berechnungen

Als freie Schulträger sind in erster Linie die Kirchen bzw. die mit ihnen verbunde-
nen Organisationen zu nennen. Sie erheben allenfalls geringes Schulgeld und be-
zuschussen ihre Schulen aus eigenen Mitteln, wenn auch der Staat – wie bei allen 
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Ersatzschulen – den größten Anteil der Finanzierung übernimmt.4 Bundesweit be-
fi nden sich 23% der Privatschulen in katholischer und 14,5% in evangelischer 
Trägerschaft . Mit 8% stellt auch der Bund der Freien Waldorfschulen ein quantitativ 
bedeutsames Schulangebot mit Schwerpunkten in den Stadtstaaten sowie in Baden-
Württemberg und dem Saarland. Freie Waldorfschulen unterrichten Schülerinnen 
und Schüler nach dem pädagogischen Konzept Rudolf Steiners von der 1. bis zur 12. 
Jahrgangsstufe. Schulträger sind in der Regel jeweils die Eltern und Lehrkräft e in der 
Organisationsform eines gemeinnützigen Vereins.

Eine weiterführende Systematisierung der übrigen freien Träger ist mit den vorlie-
genden Schulverzeichnissen nicht möglich. Es handelt sich um ein ebenso breites 
wie heterogenes Spektrum an Personenvereinigungen, Verbänden, Stift ungen oder 
Einzelpersonen. Hierunter fällt etwa der Dänische Schulverein, der in Schleswig-
Holstein ca. 50 Ergänzungsschulen für schulpfl ichtige Kinder der dänischen Minder-
heit unterhält. Kapitalgesellschaft en mit kommerziellen Interessen, wie etwa die 
Phorms Management AG, fi nden sich nach wie vor nur vereinzelt. Es überwiegen 
weiterhin deutlich die gemeinnützigen Träger innerhalb des Privatschulsektors.

1.3 Expansion des Privatschulsektors

Im letzten Jahrzehnt ist eine besondere Dynamik bei der Expansion des Privat-
schulsektors festzustellen: Zwischen 1998 und 2010 hat sich die Zahl der allgemein 
bildenden Privatschulen von 2.206 auf 3.373 Einrichtungen um mehr als die Hälft e 
des Ausgangswertes erhöht (vgl. Statistisches Bundesamt 2011). Dieser Zuwachs 
ist umso bemerkenswerter, wenn gleichzeitig die Entwicklung im öff entlichen 
Schulwesen einbezogen wird: Von insgesamt 40.121 öff entlichen Schulen im Jahr 
1998 bestanden 2010 nur noch 31.113 Einrichtungen. Hervorzuheben ist dabei die 
spezifi sche Entwicklung in den ostdeutschen Ländern. Hier schrumpft e das öff entli-
che Schulangebot um fast die Hälft e von 10.569 auf 6.060 allgemein bildende Schulen. 
Hingegen erhöhte sich die Zahl privater Schulen von 285 auf 837 Einrichtungen, was 
einer Verdreifachung des Ausgangsbestands von 1998 entspricht (+194%; vgl. Abb. 2).

4 Anspruch auf staatliche Zuschüsse haben freie Träger bei Nachweis der konkreten Hilfs-
bedürft igkeit, der privatschulrechtlichen Gemeinnützigkeit oder der steuerrechtlichen Ge-
meinnützigkeit (vgl. Avenarius 2011, S. 47).
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Abb. 2: Entwicklung der Zahl allgemein bildender Schulen in öff entlicher und freier 
Trägerschaft  1998 bis 2010 in West- und Ostdeutschland (Index)

Quelle:  Statistisches Bundesamt (2011), Private Schulen, Fachserie 11, Reihe 1.1, Wiesbaden; eigene Be-
rech nungen

Hier gilt es allerdings zu berücksichtigen, dass Bildungseinrichtungen in Ost-
deutsch land vor 1991 nur in wenigen Ausnahmefällen in freier Trägerschaft  stan-
den. Der beobachtete Anstieg ist angesichts dieses „Nachholprozesses“ in den neuen 
Bundesländern gleichwohl Ausdruck eines grundlegenden Wandels der Schul land-
schaft . Da in Westdeutschland 1998 bereits 1.921 private Schulen existierten, er-
gibt sich bei einem Zuwachs auf 2.536 Schulen bis 2010 eine erheblich niedrigere 
Steigerungsrate von +32%.

Besonders stark hat in beiden Teilen der Bundesrepublik der private Grund schul-
bereich expandiert. Im Westen verdoppelte sich das Angebot von 243 auf 466 pri-
vate Einrichtungen; in Ostdeutschland liegt die Zahl privater Grundschulen mit 325 
im Jahr 2010 sogar bei 458% des Ausgangswertes der bereits 1998 existierenden 71 
Standorte. Trotz des verfassungsmäßigen Vorrangs der öff entlichen Grundschule lag 
also gerade in diesem Bereich ein besonderer Schwerpunkt der Privatschulexpansion 
der vergangenen Jahre.
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2. Regionale Verteilungsmuster privater Schulen 

2.1 Standortdichte unter siedlungsstrukturellen Gesichtspunkten

Um abzubilden, wie sich die Privatschulstandorte auf unterschiedliche Regionen der 
Bundes republik Deutschland verteilen, wird nachfolgend zwischen Grundschulen 
und Sekundarschulen unterschieden. Letztere schließen dabei allerdings auch 
Schularten ein, die Kinder im Grundschulalter unterrichten (Freie Waldorfschulen, 
Förderschulen und teilweise Integrierte Gesamtschulen). Da die Schulverzeichnisse 
nur vereinzelt einen gesonderten Ausweis ihres Primar- und Sekundarbereichs erlau-
ben, entsprechen die Ausführungen zu Grundschulen insofern nicht der vollständi-
gen Situation im Primarbereich. Jedoch konnten zumindest Schulstandorte, an de-
nen mehrere Schularten als schulische Organisationseinheit zusammengefasst sind 
(z.B. Grund- und Hauptschule), als so genannte schulartspezifi sche Einrichtungen 
gesondert analysiert und nachfolgend sowohl bei den Grund- als auch bei den 
Sekundarschulen ausgewiesen werden.

Abb. 3: Anteil allgemein bildender Schulen in freier Trägerschaft  2010 nach Schulstufen und 
Kreistypen (in % aller Schulen*)

*  Standorte, an denen mehrere Schularten als schulische Organisationseinheit zusammengefasst sind 
(z.B. Grund- und Hauptschule) werden als schulartspezifi sche Einrichtungen mehrfach gezählt.

Quelle: Schulverzeichnisse 2010 (Statistische Landesämter, Wissenschaft liche Arbeitsstelle Evangeli-
sche Schule der Evangelischen Kirche in Deutschland und Sekretariat der Deutschen Bischofs-
konferenz); eigene Berechnungen
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Abb. 4: Private Grundschulen 2010 (Anzahl der Schulen je Gemeinde) und Schüleranteil in 
diesen Schulen (in % aller Grundschülerinnen und -schüler des Kreises)

Quelle: Schulverzeichnisse 2010 (Statistische Landesämter, Wissenschaft liche Arbeitsstelle Evangeli-
sche Schule der Evangelischen Kirche in Deutschland und Sekretariat der Deutschen Bischofs-
konferenz); eigene Berechnungen
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Vergleicht man zunächst den Privatschulanteil in einer Diff erenzierung nach 
Kreistypen5, so gibt es durchgängig mehr Sekundar- als Grundschulen in freier 
Träger schaft  (vgl. Abb.  3). Während allerdings private Grundschulen selbst in den 
Kern städten Westdeutschlands mit 5,4% vergleichsweise selten sind, ergibt sich für 
die ostdeutschen Länder von den Kernstädten bis hin zu den ländlich geprägten 
Regionen ein dreimal höherer Anteil privater Grundschulen als im Westen. Im länd-
lichen Raum hat der Privatschulanteil im Grundschulbereich mit 9,5% inzwischen so-
gar nahezu das Niveau der Sekundarschulen von 11% erreicht.

In einer bundesdeutschen Gesamtdarstellung der privaten Grundschullandschaft  wer-
den somit folgende Verteilungsmuster erkennbar (vgl. Abb. 4): Erstens konzentrieren 
sich Privatschulen vor allem in den Ballungszentren wie Berlin, Hamburg, München 
oder Leipzig. Wenngleich im Umland die absolute Standortdichte in der Regel darun-
ter liegt, ist dennoch zweitens vor allem in Ostdeutschland das relative Gewicht pri-
vater Grundschulangebote bis in den ländlichen Raum hinein sehr groß. Während 
sich in Westdeutschland die Zahl der Kreise mit einem Privatschüleranteil über 10% 
auf wenige Regionen in Baden-Württemberg, Bayern und Niedersachsen beschränkt, 
trifft   dies in Ostdeutschland auf deutlich mehr Kreise zu.

2.2 Ausbau privater Grundschulen unter demografi schen Gesichtspunkten 

Die zunehmende Errichtung privater Grundschulen ist vor dem Hintergrund des de-
mografi sch bedingten Schülerzahlenrückgangs seit der deutsch-deutschen Wieder-
vereinigung zu betrachten. Hierzu wurden in der nachstehenden Analyse die Land-
kreise und kreisfreien Städte Deutschlands nach der Entwicklung ihrer unter 
18-jährigen Bevölkerung im Zeitraum zwischen 1998 und 2010 gegenübergestellt.

Es zeichnen sich unterschiedliche Entwicklungstendenzen ab (vgl. Tab.  1): In 
Regionen, die seit 1998 einen Rückgang ihrer unter 18-jährigen Bevölkerung um 
mehr als 20% verkraft en mussten, fanden besonders viele Neugründungen priva-
ter Grundschulen statt. In 52% dieser Kreise wurde im letzten Jahrzehnt das ers-
te Grundschulangebot in freier Trägerschaft  errichtet. Der Großteil fällt unter den 
Regionstyp ländlicher Raum oder ländliches Umland. Bei den Kreisen mit mode-
raterem Bevölkerungsrückgang (10 bis 20% Verluste), die überwiegend dem ver-
dichteten Umland zuzuordnen sind, war die Entwicklungsdynamik spürbar gerin-
ger. Erstgründungen privater Grundschulen gab es bei lediglich 28% dieser Kreise, 

5 Zurückgegriff en wird auf die Raumabgrenzung des Bundesinstituts für Stadt-, Bau- und 
Raumforschung (BBSR). Deren „zusammengefasste Kreistypen nach Stadt-Umland-Bezie-
hung“ basieren auf den Parametern Einwohnerzahl, Einwohnerdichte und Regionstyp (vgl. 
http://www.bbsr.bund.de; Zugriff sdatum: 05.04.2012).
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während 22% eine seit 1998 konstante oder gar rückläufi ge Standortzahl aufweisen. 
Mit 37% ist hier auch der Anteil jener Regionen, die weiterhin über gar keine pri-
vate Grundschule verfügen, am höchsten. Im Vergleich dazu trifft   dies auf lediglich 
17% der Kreise mit dem geringsten Bevölkerungsrückgang (bis zu 10% Verluste) zu. 
Hierbei handelt es sich größtenteils um Kernstädte.

Während allerdings in Ballungszentren sowohl die Standortdichte der freien als auch 
der öff entlichen Schulen überdurchschnittlich hoch ist, ging der Zahl der öff entlichen 
Schulen in dünn besiedelten Regionen teilweise erheblich zurück. Die Auswirkungen 
der Privat schul expansion auf die Schulbesuchsquoten sind gerade hier aufgrund zahl-
reicher Schulschließungen von öff entlichen Einrichtungen von besonderer Bedeutung. 
Stellt man die absolute Schülerzahl in privaten Grundschulen dem relativen Anteil an 
allen Schülerinnen und Schülern kartografi sch gegenüber, so ergeben sich deutliche 
Verschiebungen in der Privatschullandschaft  (vgl. Abb. 5). So fallen zwar die absolu-
ten Zahlen vor allem in Gebieten mit geringen Bevölkerungsverlusten oder -zuwäch-
sen am höchsten aus, doch gilt dies nicht für den Schüleranteil. Bei diesem Parameter 
weisen jene Gemeinden, in denen die Zahl der unter 18-Jährigen seit 1998 stark ge-

Tab. 1: Veränderungen im privaten Grundschulangebot der Kreise nach ihrer demografi schen 
Entwicklung zwischen 1998 und 2010*

* Die Daten mit Gebietsstand von 1998 wurden auf die Kreisabgrenzung 2010 übertragen.
Quelle: Schulverzeichnisse 2010 (Statistische Landesämter, Wissenschaft liche Arbeitsstelle Evangeli-

sche Schule der Evangelischen Kirche in Deutschland und Sekretariat der Deutschen Bischofs-
konferenz) sowie Fickermann/Schulzeck/Weishaupt 2002; eigene Berechnungen
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sunken ist, in der Regel höhere Werte auf als benachbarte Gebiete mit moderater de-
mografi scher Entwicklung. 

In einigen Regionen bieten private Einrichtungen sogar das  einzige Primar schul-
angebot vor Ort. Diese insgesamt 53 Gemeinden liegen in ost- wie westdeutschen 
Bundesländern. Betroff en sind zudem nicht nur der ländliche Raum (21), sondern 
auch das ländliche (23) oder verdichtete Umland (9) außerhalb der Kernstädte. Ob 
hier tatsächlich alle Kinder im Grundschulalter das private Schulangebot nutzen, 
lässt sich mit diesen Daten allerdings nicht feststellen. Möglicherweise nehmen die 
Eltern und Kinder auch längere Schulwege in Kauf, indem sie zu einer öff entlichen 
Grundschule in benachbarten Gemeinden pendeln. 

Zur Einordnung der nachfolgenden, vertiefenden Analyse zu den schulstrukturel-
len Anpassungsprozessen auf kleinräumiger Ebene gilt es abschließend, die Stand-
ort entwicklung für alle ostdeutschen Kreise nachzuzeichnen, da sich dort die 

Abb. 5: Schülerzahl und -anteil in privaten Grundschulen 2010 je Gemeinde nach demogra-
fi scher Entwicklung

Quelle: Schulverzeichnisse 2010 (Statistische Landesämter, Wissenschaft liche Arbeitsstelle Evangeli-
sche Schule der Evangelischen Kirche in Deutschland und Sekretariat der Deutschen Bischofs-
konferenz) sowie Fickermann/Schulzeck/Weishaupt 2002; eigene Berechnungen
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Schülerzahlen seit 1990 zum Teil mehr als halbiert haben. Hier zeigt sich das Ausmaß 
der Privatschulexpansion in vollem Umfang (vgl. Abb.  6). In nur 29 der 113 Kreise 
Ostdeutschlands gab es bereits 1998 private Grundschulen. Seither hat sich nicht nur 
dort die Standortdichte erhöht; vielmehr kamen bis zum Jahr 2010 in 80 weiteren ost-
deutschen Kreisen zwischen ein und acht Erstgründungen hinzu. Es verbleiben damit 
nur vier Kreise ohne Grundschulangebot in freier Trägerschaft .

Aufgrund des Querschnittscharakters der Daten lässt sich nicht zweifelsfrei ein-
schätzen, ob diese expansive Entwicklung Verdrängungs- oder Substitutionseff ekte 
der öff entlichen durch private Schulen widerspiegelt. Das rechtliche Regelwerk 
zur Schulentwicklungsplanung hatte jedoch vielerorts die Schließung öff entlicher 
Schulen aufgrund des Unterschreitens der für den Erhalt eines Standortes erforder-

Abb. 6: Regionale Verteilung der privaten Grundschulen in Ostdeutschland 1998 und 2010 
(Anzahl) sowie Schüleranteil in diesen Schulen 2010 (in %)

Quelle: Schulverzeichnisse 2010 (Statistische Landesämter, Wissenschaft liche Arbeitsstelle Evangeli-
sche Schule der Evangelischen Kirche in Deutschland und Sekretariat der Deutschen Bischofs-
konferenz) sowie Fickermann/Schulzeck/Weishaupt 2002; eigene Berechnungen
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lichen Mindestschülerzahl zur Folge. Wo öff entliche Grundschulen in der Gemeinde 
nicht aufrechterhalten werden konnten, dürft e das bürgerschaft liche Engagement 
kom   munaler Akteure für die Privatschulgründung den Ausschlag gegeben haben. 
Elterninitiativen könnten sich auf ihr grundgesetzlich verbürgtes Recht zur Er rich-
tung einer privaten Gemeinschaft s-, Bekenntnis- oder Weltanschauungsschule be-
rufen haben, um den Kindern unzumutbare Schulwege zu ersparen. Ohne die Beweg-
gründe im Einzelnen nachzeichnen zu können, ist gleichwohl davon auszugehen, 
dass die freien Träger in einigen Landesteilen die Sicherung einer infrastrukturellen 
Mindestversorgung übernommen haben.

3. Standortentwicklung auf kleinräumiger Ebene am Beispiel der 
kreisfreien Stadt Schwerin und des Landkreises Müritz

Exemplarisch für die regionalisierte Analyse der Entwicklung privater Schulen in den 
neuen Bundesländern wurden in Mecklenburg-Vorpommern ein ländlich geprägter 
und peripher gelegener Landkreis (Landkreis Müritz, Mecklenburg-Vorpommern) 
sowie die Landeshaupt- und kreisfreie Stadt Schwerin für die Untersuchung der 
Spezifi ka im städtischen Raum gewählt. Beide Gebietskörperschaft en haben nach der 
Wiedervereinigung erhebliche Schülerzahlenrückgänge verzeichnet. So hat sich die 
unter 18-jährige Wohnbevölkerung zwischen 1998 und 2010 um mehr als ein Drittel 
verringert. Trotz ihrer Funktion als Landeshauptstadt ist die kreisfreie Stadt Schwerin 
– wie der Landkreis Müritz – dem Kreistyp des ländlichen Raums zuzuordnen.

Um einen Überblick über die Entwicklung der Schulstandorte in beiden von unter-
schiedlichen Rahmenbedingungen geprägten Gebietskörperschaft en zu erhalten, wird 
diese im Folgenden für die allgemein bildenden Schulen im Zeitverlauf näher be-
trachtet. 

3.1 Landkreis Müritz

Mit einem Rückgang seiner unter 18-jährigen Wohnbevölkerung von 39% zwischen 
1998 und 2010 gehörte Müritz zu jenen Kreisen, die einen Bevölkerungsrückgang 
dieser Altersgruppe von weit über 20% verkraft en mussten (vgl. 2.2). Hier kam es 
seit 2001 zur Gründung von drei privaten Grundschulen, davon zwei in Trägerschaft  
der evangelischen Kirche. Gleichzeitig sind im Zeitraum von 1998 bis 2009 – unter 
Berücksichtigung von Grundschulstandorten, die an Schulangebote der Sekundarstufe 
I angegliedert waren – dreizehn öff entliche Grundschulen geschlossen worden. Von 
1998 ehemals 22 öff entlichen Grundschulstandorten bestanden 2009 noch zwölf (vgl. 
Abb. 7).
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Abb. 7: Entwicklung der Zahl der Schulstandorte im Landkreis Müritz 1998-2009

1)  Hierzu werden auch die vor Einführung der Regionalen Schule bestehenden Haupt-, Real- sowie 
verbundenen Haupt- und Realschulen gezählt.

Quelle: Verzeichnis der allgemein bildenden und berufl ichen Schulen in Mecklenburg-Vorpommern 
nach Kreisen und Schularten, Schuljahr 1995/1996-2009/2010; eigene Darstellung

Zumindest für den Landkreis Müritz lässt sich feststellen, dass die privaten Grund-
schulgründungen öff entliche Standorte eher ersetzt denn verdrängt haben. So wurden 
zwei der drei Grundschulen an ehemaligen Standorten von öff entlichen Schulen ge-
gründet, die aufgrund zu geringer Schülerzahlen nicht mehr aufrechterhalten werden 
konnten. Exemplarisch seien die hierzu geltenden Bestimmungen der Verordnung 
über die Schulentwicklungsplanung in Mecklenburg-Vorpommern (SEPVO M-V) ge-
nannt:
• Die Einzelstandorte von Grundschulen können sowohl mehr- als auch einzügig 

sein.
• Die Schülermindestzahl darf bei Einzügigkeit einen Wert von 20 nicht unterschrei-

ten, es sei denn, die Schülerzahl der Eingangsklasse im darauf folgenden Schuljahr 
erreicht wieder 20.

• Schulen, die am Programm „Grundschule auf dem Lande“ teilnehmen, können 
jahrgangstufenübergreifend mindestens zwei Klassen mit jeweils mindestens 20 
Schülern und Schülerinnen unterrichten. Dies setzt voraus, dass bei Aufh ebung 
der Schule unzumutbare Schulwegzeiten von mehr als 40 Minuten je einfachen 
Schulweg entstünden (vgl. § 4 Abs. 1 SEPVO M-V).



Stefan Kühne/Caroline Kann

270 DDS, 104. Jg., 3(2012) Staatlichkeit des Bildungswesens im Wandel

Für Schulen in freier Trägerschaft  gelten die genannten Anforderungen nicht. 
Im Falle geringer Schülerzahlen wäre hier zu klären, ob die Schule dadurch in ih-
rer Einrichtung hinter den öff entlichen Schulen zurücksteht (vgl. Art.  7 Abs.  4 
Satz  3  GG). In einem aktuellen Rechtsgutachten kommt Avenarius zu dem Schluss, 
dass die für öff entliche Schulen festgelegte Mindestfrequenz einer Klasse sehr wohl 
einen für die Prüfung der Gleichwertigkeit der privaten Schule relevanten Qualitäts-
maßstab darstellt (vgl. Avenarius 2011, S. 24).

Bei den beiden Privatstandorten, die im Landkreis Müritz öff entliche Grundschulen 
ersetzt haben, handelt es sich um Möllenhagen im Osten des Kreises sowie um 
das südwestlich gelegene Dambeck. Beide Schulen waren bis Anfang des neuen 
Jahrtausends verbundene Haupt- und Realschulen, der Standort Möllenhagen mit 
Grund schule. Die Sekundarschule in Dambeck/Bütow wurde im Schuljahr 2002 
laut Schulentwicklungsplan des Landkreises zur „Grundschule im Aufb au“. Der fol-
gende Schulentwicklungsplan des Landkreises sah jedoch bereits „[d]ie Schließung 
der Schule durch Auslaufen der Klassen [als] vorprogrammiert“ (Landrat des Land-
kreises Müritz 2006, S.  76). 2007 folgte dann schließlich die Gründung der Freien 
Grundschule Dambeck in Trägerschaft  des Schul- und Fördervereins der freien 
Burgschule Wredenhagen e.V. am Standort der ehemaligen Grundschule in öff entli-
cher Trägerschaft .

Beide Grundschulen in freier Trägerschaft  stellen nun in den Gemeinden das ein-
zige Angebot im Primarbereich. Möllenhagen und Dambeck gehören damit zu den 
weiter oben benannten 53 Gemeinden, deren Grundschülerinnen und -schüler für 
den Besuch einer öff entlichen Grundschule in eine andere Gemeinde fahren müs-
sen. Auf die überwiegende Zahl der Schülerinnen und Schüler aus der Gemeinde 
Möllenhagen trifft   dies auch zu. 47 schulpfl ichtige Kinder aus Möllenhagen besuch-
ten 2009 die ca. 10 km entfernte öff entliche Grundschule in Groß Plasten, während 
sich nur 16 Schülerinnen und Schüler für die private evangelische Grundschule im 
Ort entschieden haben. Zwischen 22 und 26 Schülerinnen und Schüler6 pendel-
ten wiederum aus den übrigen Gemeinden des Landkreises zur Privatschule nach 
Möllenhagen. In der Gemeinde Bütow/Dambeck gab es im Jahr 2009 nur vier bzw. 
fünf Grundschülerinnen und -schüler. Drei davon haben sich für den Besuch der 
Freien Grundschule Dambeck entschieden. Weitere 23 bis 28 Schülerinnen und 
Schüler pendelten aus anderen Gemeinden zum Besuch der privaten Grundschule 
nach Dambeck.

Mit zunehmender Standortaufl ösung von Schulen in öff entlicher Trägerschaft  ge-
hen auch zunehmend größere Einzugsbereiche für die Schülerinnen und Schüler der 
Region einher. Die Zunahme der rechnerischen Größe der Einzugsbereiche der ein-

6 Die genaue Pendlerzahl konnte aus Datenschutzgründen der Statistik nicht entnommen 
werden.
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zelnen Schulen ist dabei für einen ländlich geprägten Landkreis wie den Landkreis 
Müritz aufgrund seiner Fläche von 1.714 km² ungleich bedeutender als für eine Stadt 
wie Schwerin. Während es 1998 noch eine Grundschule auf 78 km² gab, hat sich die 
rechnerische Größe des Einzugsbereichs 2009 auf 143 km² je Grundschule vergrößert 
(vgl. Tab. 2).

Für die Kinder gehen damit Schulwege einher, deren Zurücklegung mitunter län-
ger als 40 Minuten dauert und die damit nach der „Verordnung über die Schul ent-
wicklungsplanung in Mecklenburg-Vorpommern“ als unzumutbar defi niert werden. 
Berücksichtigt man bei der Berechnung die drei Grundschulen in freier Trägerschaft , 
ergibt sich mit 114 km² ein etwas geringerer Einzugsbereich je Grund schule. Für den 
Landkreis Müritz kann somit die Rolle der freien Träger zumindest mit Blick auf die 
öff entliche Daseinsvorsorge im Pfl ichtschulbereich des Primarschulwesens als nicht 
unwesentlich bezeichnet werden. Doch auch Privatschulen können aufgrund zu nied-
riger Schülerzahlen an organisatorische und wirtschaft liche Grenzen stoßen. Dort, wo 
öff entliche Schulen nicht mehr aufrechterhalten werden können, fällt es auch priva-
ten Trägern schwer, ausreichend große Eingangsklassen zu bilden. Diese Annahme 
wird durch eine Meldung der Ostsee-Zeitung vom 2. Februar 2012 gestützt, in der die 
Schießung der erst 2007 gegründeten privaten Grundschule in Dambeck aufgrund 
von Schülermangel angekündigt wird. 

Noch gravierender als im Grundschulbereich stellt sich für den Landkreis Müritz in-
zwischen die Erreichbarkeit von weiterführenden Schulen der Sekundarstufe I und II, 
insbesondere des Gymnasiums, dar. Da sich die öff entlichen Gymnasialstandorte von 
vier im Jahre 1998 auf zwei im Jahre 2009 halbiert haben, ergibt sich für die rechne-
rische Größe des Einzugsbereichs im Jahr 2009 ein Wert von 857 km² je Gymnasium 

Tab. 2: Entwicklung des rechnerischen Einzugsbereichs ausgewählter Schularten ohne 
Privatschulen im Landkreis Müritz 1998-2009

Quelle:  Verzeichnis der allgemein bildenden und berufl ichen Schulen in Mecklenburg-Vorpommern nach 
Kreisen und Schularten, Schuljahr 1995/1996-2009/2010, und Statistisches Amt Mecklenburg 
Vorpommern: Schulstatistik; eigene Berechnungen



Stefan Kühne/Caroline Kann

272 DDS, 104. Jg., 3(2012) Staatlichkeit des Bildungswesens im Wandel

– umliegende Kreise und Gymnasialstandorte bleiben dabei unberücksichtigt. Für 
viele Jugendliche haben sich damit die Zugangschancen verschlechtert. Das private 
Gymnasium im Landkreis kann diese Situation kaum entschärfen, da es sich hierbei 
um eine Schule mit jährlichen Schul- und Internatskosten von ca. 30.000 Euro7 han-
delt.

3.2 Kreisfreie Stadt Schwerin

Zwischen 1998 und 2009 sind in Schwerin die Schülerzahlen an allgemein bilden-
den Schulen insgesamt (öff entlich und privat) um 46% zurückgegangen. Damit ein-
her ging die Schließung von 26 allgemein bildenden Schulen in öff entlicher Träger-
schaft .8 Darunter waren u.a. fünf Grundschulen, zwei Förderschulen und vier 
Gym nasien. Berücksichtigt man auch die Grundschulstandorte, die an Schularten 
der Sekundarstufe I angegliedert sind, fallen neun Grundschulschließungen in diesen 
Zeit raum (vgl. Abb. 8).

7 Vgl.: Schloss Torgelow privates Internatsgymnasium: URL: http://www.schlosstorgelow.de/
lage kost/kosten/kosten.htm; Zugriff sdatum: 19.01.2012.

8 Schulstandorte mit Primar- und Sekundarbereich werden doppelt gezählt.

Abb. 8: Entwicklung der Zahl der Schulstandorte in Schwerin 1998-2009

1)/2) Schulen, die nicht in ihrer ursprünglichen Form weiterbestanden, sondern in anderen Schularten 
aufgegangen sind, werden hier nicht unter Schulschließungen aufgeführt.

Quelle: Verzeichnis der allgemein bildenden und berufl ichen Schulen in Mecklenburg-Vorpommern 
nach Kreisen und Schularten, Schuljahr 1995/1996-2009/2010; eigene Darstellung
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Gleichzeitig gab es im Zeitraum von 1998 bis 2009 zwölf Privatschulgründungen. 
Hierzu gehörten neben zwei eigenständigen Grundschulen zwei weitere Grund-
schulen, konzipiert als Integrative Grundschule mit Orientierungsstufe und als ko-
operative Gesamtschule mit gymnasialer Oberstufe und Grundschule. Hinzu kamen 
Schulgründungen, die an bereits vor 1998 gegründete private Grundschulen anschlos-
sen. So wurde die 1995 gegründete Grundschule in Trägerschaft  des gemeinnüt-
zigen Vereins „Neumühler Schule“, Gesellschaft  für Bildung, Erziehung und Kultur 
e.V., bis 2004 zum Gymnasium mit Regionaler Schule und Grundschule ausgebaut, 
die 1994 gegründete katholische Niels-Stensen-Grundschule 2007 um eine kooperati-
ve Gesamtschule ohne gymnasiale Oberstufe ergänzt.

Die Trägerschaft en der seit 1998 neu gegründeten Privatschulen verteilen sich rela-
tiv gleichmäßig auf drei kirchliche Träger, drei gemeinnützige Gesellschaft en bzw. 
Vereine sowie zwei eher gewinnorientierte bzw. unternehmerisch tätige Träger. Dabei 
engagiert sich die evangelische Kirche verstärkt im Bereich der Förderschulen, wäh-
rend sich die anderen Schulträger nicht eindeutig bestimmten Schularten zuordnen 
lassen.

Auff allend sind jedoch verschiedene Entwicklungen: Zum einen wurden zwischen 
1998 und 2009 nur öff entliche Schulen geschlossen, während es sich auf der ande-
ren Seite ausschließlich um freie Träger handelte, die Schulen gründeten. Zum ande-
ren hat sich trotz des „verfassungsmäßigen Vorrang[s] der öff entlichen Grundschule“ 
(Avenarius 2011, S.  11) gerade im Primarbereich das Verhältnis der öff entlichen 
und privaten Träger deutlich verschoben. Die Anzahl der Grundschulen in freier 
Trägerschaft  hat sich seit 1998 von zwei auf sechs erhöht. Ihnen standen im Jahr 2009 
nur noch acht öff entliche Grundschulen gegenüber. Dass mit 27% lediglich jedes vier-
te Kind im Grundschulalter in Schwerin eine private Schule besucht, geht auf die in 
aller Regel kleinere Schulgröße der Schulen in freier Trägerschaft  zurück. 

Die Verdoppelung der Grund schülerzahl an Schweriner Privatschulen von 316 im 
Jahr 1998 auf 756 im Jahr 2009 ist keinesfalls auf Neugründungen allein zurück-
zuführen, sondern auch auf einen vermehrten Zustrom zu den bereits existieren-
den Privatschulen. So wurde etwa die evangelische Integrative Grundschule „Ida 
Masius“ 1998 noch von 73 Schülerinnen und Schülern in vier Klassen besucht. Im 
Jahr 2009 verzeichnete diese seit 2006 als Grundschule mit Orientierungsstufe be-
stehende Einrichtung schließlich den Besuch von 187 Schülerinnen und Schülern 
in neun Klassen (vgl. Statistisches Amt Mecklenburg-Vorpommern 1998 und 2009). 
Diese Entwicklung verdeutlicht zugleich, dass Privatschulen in den Jahren nach ih-
rer Gründung üblicherweise jahrgangsweise „aufwachsen“ und somit sukzessive Teile 
der bisherigen Schülerinnen- und Schülerklientel der öff entlichen Schulen binden. Im 
Zuge dessen können Verdrängungseff ekte für Schwerin nicht ausgeschlossen werden.
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Von Schulschließungen waren im betrachteten Zeitraum die Schulen mit Haupt- und 
Realschulzweig am stärksten betroff en (vgl. Abb. 8) – von 13 öff entlichen Schulen im 
Jahr 1998 bestanden 2009 lediglich noch drei. Daneben gibt es seit 1996 eine pri-
vate Regionale Schule. Diese Entwicklung ist abgesehen vom Schülerzahlenrückgang 
auch auf ein verändertes Schulwahlverhalten der Eltern zurückzuführen, die für 
ihre Kinder zunehmend höher qualifi zierende Schularten präferieren. So gab es in 
Schweriner Schulen mit mehreren Bildungsgängen zwischen 1998 und 2009 ei-
nen Schülerzahlenrückgang um knapp 70%. Die Zahl der öff entlichen Gymnasien 
hat sich gleichzeitig zwar von sechs auf drei halbiert; dafür sind zwischen 1998 und 
2009 zwei private Gymnasien hinzugekommen. Auch von den 2009 bestehenden 
drei Gesamtschulen bieten zwei (eine öff entliche und eine private) eine gymnasiale 
Oberstufe an.

Die Förderschulen waren vom Schülerzahlenrückgang kaum betroff en (vgl. Abb.  8). 
Einschließlich 1998 wurden nur zwei Schulen geschlossen. Selbst unter Berück-
sichtigung der Pendlerbewegungen von Schülerinnen und Schülern aus umliegenden 
Kreisen wäre auch an Förderschulen ein zum gesamten Schüler zahlen rückgang pro-
portionaler Rückgang zu erwarten gewesen. Die Schüler zahlen haben zwischen 1998 
und 2009 jedoch lediglich um 20% abgenommen.

Betrachtet man die Entwicklung der rechnerischen Größe der Schuleinzugsbereiche, 
so haben sich diese auch in Schwerin seit 1998 erheblich vergrößert (vgl. Tab. 3).
Für die Schülerinnen und Schüler können damit 2010 bis zu viermal längere 
Schulwege etwa zu einer Schule mit mehreren Bildungsgängen verbunden sein als 
noch im Jahr 1998. Durch die neu errichteten Schulen in freier Trägerschaft  kann 
diese Entwicklung teilweise kompensiert werden. Im Primarbereich ergibt sich so 
2009 ein rechnerischer Einzugsbereich von 9 km² anstatt 16 km² je Grundschule, der 
bei Abzug der Privatschulen entstünde.

Aufgrund der in der Regel besseren öff entlichen Verkehrsanbindung von Schulen 
im städtischen Raum wird jedoch eine Substituierung privater Schulen infolge der 
Aufl ösung öff entlicher Schulstandorte zur Vermeidung besonders langer Schulwege 
in Schwerin kaum eine Rolle gespielt haben. Anzunehmen ist vielmehr, dass Eltern 
eine gewisse Angebotsvielfalt präferieren, unter der sie eine für ihr Kind passend er-
scheinende Schule wählen können. Ob und in welchem Ausmaß dies wiederum zu 
Segregationsentwicklungen im allgemein bildenden Schulbereich geführt hat, kann 
nur auf der Grundlage weitergehender Analysen gezeigt werden.
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4. Schlussbetrachtung 

Insgesamt lässt sich mit Blick auf die zwei hier exemplarisch untersuchten Gebiets-
körperschaft en festhalten, dass die Expansion des Privatschulsektors im vergan-
genen Jahrzehnt einen unterschiedlichen Verlauf genommen hat. In der kreisfrei-
en Stadt Schwerin nahm das relative Gewicht der freien Träger nicht nur infolge der 
Neugründung privater Einrichtungen zu. Vielmehr verzeichneten auch die bereits er-
richteten Privatschulen einen erhöhten Zustrom, während die öff entlichen Schulen 
aufgrund von Schülermangel von einer regelrechten Schließungswelle betroff en wa-
ren. In welchem Ausmaß dabei tatsächlich Verdrängungsmechanismen eine Rolle ge-
spielt haben, müssen weitere Untersuchungen zeigen, die die Schülerströme unter 
Einbezug der Wohnorte stärker in den Blick nehmen.

Im ländlich geprägten Kreis Müritz wiederum kann nicht von einer Verdrängung öf-
fentlicher Schulen ausgegangen werden. Hier ist den Schulen in freier Trägerschaft  
– zumindest im Primarbereich – eher die Funktion des „Ersatzes“ öff entli-
cher Schulstandorte zuzuschreiben. Zwei der privaten Grundschulen wurden in 
Gemeinden errichtet, nachdem das einzige öff entliche Grundschulangebot weggefal-
len war. Die Kinder im Wohnort profi tieren davon insofern, als sie nicht gezwungen 
sind, den Schulweg zu einer weiter entfernten öff entlichen Schule auf sich nehmen zu 
müssen. Ob dies dem Anspruch eines bedarfsgerechten Grundschulangebots gerecht 
wird, bleibt dahingestellt. Für die Gemeinde Möllenhagen konnte zudem aufgezeigt 
werden, dass viele Schülerinnen und Schüler das wohnortnahe Privatschulangebot 

Tab. 3: Entwicklung des rechnerischen Einzugsbereichs ausgewählter Schularten ohne 
Privatschulen in Schwerin 1998-2009

Quelle:  Verzeichnis der allgemein bildenden und berufl ichen Schulen in Mecklenburg-Vorpommern nach 
Kreisen und Schularten, Schuljahr 1998/1999-2009/2010, und Statistisches Amt Mecklenburg 
Vorpommern: Schulstatistik; eigene Berechnung
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nicht wahrnehmen wollen oder können. Wenn die Mehrheit der schulpfl ichtigen 
Kinder zur öff entlichen Schule im Nachbarort pendelt, ist von einer mangelnden 
Passung zwischen Angebot und Nachfrage auszugehen. Ob hierfür eher die weltan-
schaulichen, konfessionellen oder sozialen Wertvorstellungen der Eltern ausschlagge-
bend sind oder aber seitens der Schule Restriktionen durch Aufnahmeregelungen und 
-gebühren bestehen, muss off en bleiben. 

Hinsichtlich des im Grundgesetz eingeräumten Vorrangs öff entlicher gegenüber priva-
ten (Grund-)Schulen hatten die Verfassungsgeber eine ausreichende Zahl öff entlicher 
Schulen als Selbstverständlichkeit betrachtet. Die aufgezeigten Entwicklungen in der 
schulischen Infrastruktur zeichnen jedoch ein gänzlich anderes Bild vom Verhältnis 
öff entlicher und privater Schulstandorte. Die Zahl der allgemein bildenden Schulen 
in öff entlicher Trägerschaft  hat sich nicht nur im ländlichen Raum aufgrund der de-
mografi schen Entwicklung seit der deutsch-deutschen Wiedervereinigung enorm ver-
ringert. In ganz Ostdeutschland ist das öff entliche Angebot bis 2010 aufgrund von 
Schulschließungen und -zusammenlegungen auf 57% des Schulbestands im Jahr 1998 
geschrumpft . Zur gleichen Zeit verzeichnete der Privatschulsektor einen Zuwachs von 
+194%. Bei den privaten Grundschulen liegt die Steigerungsrate gar bei +358%, ob-
wohl deren Genehmigung im Unterschied zu den übrigen Schularten an zusätzliche 
verfassungsrechtliche Bedingungen geknüpft  ist. Insgesamt verweist dieser Trend auf 
die Notwendigkeit, die gegenwärtigen Genehmigungsverfahren für Ersatzschulen in 
freier Trägerschaft  stärker, als es in der bisherigen Praxis der Fall zu sein scheint, 
an der staatlichen Aufgabe der Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse aus-
zurichten. So stellt sich die Frage, ob einzügig geführte Privatschulen in der Regel 
als gleichwertig mit öff entlichen Schulen beurteilt werden können. Die von der 
Landesregierung Brandenburg beauft ragte Kommission „Entwicklung der Schulen 
der Sekundarstufe I im ländlichen Raum des Landes Brandenburg“ hält in diesem 
Zusammenhang in ihrem Bericht fest, „dass die erforderliche Qualität schulischer 
Bildung an einzügigen Schulen in der Sekundarstufe I kaum erfüllt werden kön-
ne“ (Avenarius 2011, S.  23). Die kommunalen Interessenlagen am Angebot einer 
wohnortnahen Schule bzw. das darin zum Ausdruck kommende bürgerschaft liche 
Engagement stehen somit in einem Zielkonfl ikt mit einer systematischen, (über-)regi-
onalen Schulentwicklungsplanung und Qualitätssicherung. 

In seinem Rechtsgutachten kommt Avenarius zu dem Ergebnis, dass eine Ersatzschule 
nicht genehmigt werden dürfe, wenn dadurch öff entliche Schulen wegen des Unter-
schreitens der Mindestschülerzahlen in ihrem Fortbestand gefährdet wären, wenn 
dadurch unzumutbar lange Schulwege zu anderen öff entlichen Schulen entstün-
den und wenn sich deshalb der grundrechtlich gewährte Anspruch auf ein öff ent-
liches Schulangebot in erreichbarer Nähe nicht mehr verwirklichen ließe (vgl. 
Avenarius 2011, S. 44). Insofern scheint es problematisch, wenn die für einen öff ent-
lichen Schulstandort geltenden Anforderungen an die Mindestzügigkeit und an die 
Mindestschülerzahl von einer Privatschule nicht erfüllt werden müssen. Durch die 
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vorgelegten Befunde wird nachdrücklich die Frage nach geeigneten schulplanerischen 
Maßnahmen aufgeworfen, die es den Planungsverantwortlichen bereits im Vorfeld 
ermöglichen, ihrer Verantwortung für die Sicherstellung einer infrastrukturellen 
Mindestversorgung mit öff entlichen Bildungseinrichtungen nachkommen zu können.
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Zusammenfassung1

Die Zuwanderer der ersten Generation unterscheiden sich systematisch hinsichtlich so-
zialer Herkunft  und Bildungsniveau von der deutschstämmigen Bevölkerung. Die zwei-
te Zuwanderungsgeneration ist im Hinblick auf Merkmale struktureller und kulturel-
ler Integration vor allem durch große ethnische Unterschiede gekennzeichnet. Die nicht 
bewältigte Hürde stellt die kompetente Beherrschung der Verkehrssprache dar. Ist die-
se Barriere überwunden, kommt die starke Bildungsmotivation dieser Migrantengruppe 
zur Geltung.
Schlüsselwörter: Bildungserfolg, soziale und ethnische Ungleichheit, Migration, Bildung

Migration and Education in Germany

Abstract
Th e immigrants of the fi rst generation diff er systematically from native Germans in their 
social background and their level of education. Th e second generation of immigrants is 
mainly characterized by great ethnic diff erences with regard to aspects of structural and 
cultural integration. Th e main barrier which is not yet overcome is the competent mas-
tering of the German language. If this barrier is overcome, the strong educational aspi-
rations of this immigrant group take eff ect.
Keywords: educational success, social and ethnical inequality, migration, education

1 Geringfügig gekürzter Vorabdruck des Beitrags:
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1. Deutschland – ein Zuwanderungsland

Deutschland ist seit langem ein Zuwanderungsland. Dennoch wurde kaum ein an-
derer sozialstruktureller Tatbestand so lange übersehen, negiert und politisch ta-
buisiert wie das Zuwanderungsgeschehen. Ein zuverlässiger Indikator für politi-
sche Aufmerksamkeit ist der Mikrozensus, eine jährlich wiederkehrende Be  fra gung 
einer Ein-Prozent-Stichprobe von Haushalten, mit der gesellschaft liche Grund-
daten in Deutschland fortgeschrieben werden. Erst mit einer Änderung des Mikro-
zensusgesetzes im Jahr 2003 wurden die Voraussetzungen geschaff en, um Migra tion 
in Deutschland quantitativ zutreff end beschreiben zu können. Damit reagierte der 
Gesetzgeber u.a. auf die Veröff entlichung der PISA-Ergebnisse aus dem Jahr 2000, mit 
denen die Bildungsforschung Ausmaß und Strukturprobleme der Migration für die 
deutsche Schulbevölkerung zum ersten Mal off engelegt hatte (vgl. Baumert/Schümer 
2001; Baumert u.a. 2001).

Mit der Änderung der gesetzlichen Grundlage übernahm der Mikrozensus das 
in PISA präsentierte und international übliche Konzept der „Bevölkerung mit 
Migrationshintergrund“. Migrationshintergrund heißt im Kern, dass mindestens ein 
Eltern- oder Großelternteil einer befragten Person nicht in Deutschland geboren 
wurde (vgl. Statistisches Bundesamt 2010, S.  371ff .; Gresch/Kristen 2011). Sind die 
Befragten selbst im Ausland geboren und dann nach Deutschland gezogen, spricht 
man von Zuwanderern der ersten Generation. Sind die Befragten in Deutschland ge-
boren, aber mindestens ein Elternteil im Ausland, handelt es sich um Zuwanderer 
der zweiten Generation. Die Mehrheit der in Deutschland lebenden Kinder und 
Jugendlichen mit Migrationshintergrund gehört zur zweiten Generation. Zur dritten 
Zuwanderungsgeneration werden Personen gezählt, wenn diese nicht nur selbst, son-
dern auch deren Eltern in Deutschland geboren wurden, aber die Großeltern mindes-
tens seitens eines Elternteils aus einem anderen Land stammen. Angehörige der drit-
ten Zuwanderungsgeneration wachsen in Deutschland gegenwärtig in den jüngsten 
Alterskohorten heran.

Nach den Ergebnissen des Mikrozensus lebten in Deutschland im Jahr 2009 gut 
16 Millionen Menschen mit Migrationshintergrund (vgl. Statistisches Bundesamt 
2010). Dies sind 19,6 Prozent der Bevölkerung. Mit diesem Zuwandereranteil ist 
Deutschland mit anderen mitteleuropäischen und nordeuropäischen Zielländern 
für Arbeitsmigration und humanitäre Zuwanderung vergleichbar (vgl. Stanat/
Chris ten sen 2006). Gut 3  Millionen Personen mit Migrationshintergrund hat-
ten ihre Wurzeln in der Türkei, 2,9  Millionen in den Nachfolgestaaten der ehema-
ligen Sowjetunion – überwiegend Spätaussiedler und Spätaussiedlerinnen –, 1,5 
Millionen in den Nachfolgestaaten des ehemaligen Jugoslawien – darunter vie-
le Kontingentfl üchtlinge – und knapp 1,5 Millionen in Polen. Unter den Zu wan-
derern polnischer Herkunft  befanden sich rund 600.000 Spätaussiedler und Spät aus-
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sied lerinnen. Unter den Menschen mit Migrationshintergrund besitzt eine schnell 
wachsende Mehrheit – im Jahr 2009 waren es 53 Prozent – die deutsche Staats-
angehörigkeit. Zuwanderungsgeschichtlich bedingt, verteilen sich Personen mit 
Migrationshintergrund ganz unterschiedlich auf West- und Ostdeutschland. In den 
westdeutschen Ländern einschließlich Berlins betrug ihr Anteil an der Bevölkerung 
im Jahr 2009 22,4 Prozent, während sich ihr Anteil in den neuen Ländern nur auf 4,8 
Prozent belief. Zuwanderer in West- und Ostdeutschland unterscheiden sich zuwan-
derungsgeschichtlich sowie hinsichtlich ethnischer und sozialer Herkunft  erheblich.

In den jüngeren Jahrgängen nimmt der Anteil der Personen mit Migrations hinter-
grund kontinuierlich zu. In der Gruppe der 20- bis unter 35-Jährigen machten die 
jungen Erwachsenen mit Zuwanderungsgeschichte schon rund 26 Prozent aus, und 
in der Altersgruppe der 5- bis unter 20-Jährigen lag ihr Anteil 2009 bereits bei etwa 
29 Prozent. In der jüngsten Altersgruppe der 0- bis unter 5-Jährigen betrug ihr 
Anteil rund 35 Prozent. Je nach Region können in dieser Altersgruppe die Anteile 
von Kindern aus Zuwandererfamilien in den westdeutschen Flächenländern zwi-
schen 20 und 70 Prozent liegen. In Ballungsgebieten schwankt dieser Prozentsatz zwi-
schen 50 und 70 Prozent. Diese demografi sche Entwicklung wird sich bei Konstanz 
der diff erenziellen Fertilitätsraten und ausgeglichenem Wanderungssaldo leicht be-
schleunigt fortsetzen, sodass nach 2020 in den alten Bundesländern Kinder mit 
Migrationshintergrund im Krippen- und Kindergartenalter die Bevölkerungsmehrheit 
bilden werden. Dieser Prozess wird in den nächsten zehn Jahren zu einer merklichen 
Veränderung der Sozialstruktur der Schulbevölkerung führen.

Der Bildungsstand der Bevölkerung in Deutschland ist in hohem Maße alters-
abhängig. In der Stratifi zierung nach Alter spiegelt sich die Bildungsexpansion 
der vergangenen Jahrzehnte wider. Während in der Altersgruppe der 60- bis un-
ter 70-Jährigen im Jahr 2009 noch knapp 60 Prozent als höchsten allgemein bil-
denden Schulabschluss den Hauptschulabschluss besaßen, lag dieser Anteil in der 
Altersgruppe der 25- bis 35-Jährigen bei Männern nur noch bei knapp 22 Prozent 
und bei Frauen sogar unter 18 Prozent. Diese Altersgruppe ist die Elterngeneration 
der derzeitigen Krippen- und Kindergartenkinder. Nimmt man auf der Grundlage 
des Mikrozensus von 2009 diese Altersgruppe näher in den Blick und vergleicht 
Personen mit und ohne Migrationshintergrund, wird die systematische Diff erenz 
im Bildungsniveau beider Gruppen überdeutlich. Während Personen ohne 
Migrationshintergrund zu etwa 18 Prozent über einen Hauptschulabschluss und 
zu gut 44 Prozent über eine Hochschulreife verfügten, lagen die entsprechenden 
Anteile bei Zuwanderern bei rund 30 bzw. 36 Prozent. Die Gruppe derjenigen, die 
ohne Abschluss die allgemein bildende Schule verlassen haben, ist unter den jungen 
Erwachsenen mit Migrationshintergrund mit 9 Prozent mehr als viermal so hoch wie 
die in der Vergleichsgruppe ohne Migrationshintergrund. Ähnlich dramatisch fallen 
die Unterschiede im Hinblick auf die berufl iche Ausbildung aus, und zwar insbeson-
dere im Bereich der Niedrigqualifi zierten. 14 Prozent der 25- bis unter 35-Jährigen 
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deutscher Herkunft  verfügten 2009 über keinen berufl ichen Abschluss und befanden 
sich auch nicht mehr in irgendeiner Ausbildung. In der Gruppe der Personen mit 
Migrationshintergrund betrug dieser Anteil 35 Prozent und war damit mehr als dop-
pelt so hoch. Dies bedeutet auch, dass Migranten und Migrantinnen mit 55 Prozent 
die Mehrheit in dieser Risikogruppe ohne abgeschlossene Berufsausbildung darstell-
ten.

Nach einem Vorschlag Allmendingers (1999) spricht man in diesen Fällen von 
Bildungsarmut. Bildungsarmut heißt, dass qualifi katorische Mindeststandards unter-
schritten werden, die Voraussetzungen für eine stabile gesellschaft liche Teilhabe sind 
– berufl ich, sozial, privat und politisch. Bildungsarmut muss man in Deutschland 
aufgrund des ausgeprägten Berechtigungswesens formal und inhaltlich defi nieren. 
Das formale Kriterium für Bildungsarmut ist ein fehlender Ausbildungsabschluss 
(vgl. Solga 2005; Giesecke/Heisig/Allmendinger 2009). Junge Erwachsene, die über 
keine abgeschlossene Berufsausbildung verfügen, stellen eine wirtschaft lich und so-
zial hoch vulnerable Risikogruppe dar. Inhaltlich wird Bildungsarmut durch einen 
Mangel an Basisqualifi kationen beschrieben, die Voraussetzungen für selbstständiges 
Weiterlernen und gesellschaft liche Partizipation sind (vgl. Baumert/Schümer 2001; 
Baumert/Maaz 2010; Hanushek/Wößmann 2011). Dazu gehören  kognitive Fähig-
keiten, motivationale Orientierungen und Fähigkeiten der Selbstregulation. Formale 
und inhaltliche Bildungsarmut hängen eng miteinander zusammen.

Mit den großen Diff erenzen im Bildungs- und Ausbildungsniveau korrespondieren 
entsprechende Unterschiede in der Erwerbsbeteiligung und im Sozialstatus. 2009 
waren nach Mikrozensusbefunden von den Erwerbspersonen ohne Migrations-
hintergrund 6,2 Prozent ohne Arbeit oder gingen ausschließlich einer geringfü-
gigen Beschäft igung nach, während bei den Migranten und Migrantinnen die 
Erwerbslosenquote mit 12,7 Prozent mehr als doppelt so hoch war. Dem entspricht 
ein deutlich höherer Anteil an Personen, die auf staatliche Transferleistungen an-
gewiesen waren. Gleichzeitig waren Erwerbstätige mit Migrationshintergrund fast 
doppelt so häufi g als Arbeiterinnen und Arbeiter tätig wie Erwerbstätige ohne 
Migrationshintergrund (40 bzw. 23 Prozent). Die Unterschiede im Bildungsniveau 
und im sozialen Status der beiden Bevölkerungsgruppen spiegeln sich in der Zu sam-
mensetzung der schulpfl ichtigen Alterskohorten wider und führen in Verbindung 
mit den beschriebenen demografi schen Verschiebungen zu einem allmählichen, aber 
merkbaren Wandel der Sozialstruktur der Schulbevölkerung. 

2. Perspektiven der Integration

Angesichts des relativ hohen und wachsenden Anteils von Personen mit Migrations-
hintergrund an der Bevölkerung ist eine der politischen Zukunft sfragen, wie sich die 
Integration der Zuwanderergruppen, das heißt ihre gesellschaft liche Teilhabe, über 
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die Generationenfolge hinweg entwickelt. Dies gilt für die wirtschaft liche, soziale, kul-
turelle und politische Teilhabe gleichermaßen. Mit zunehmender Sozialintegration 
(vgl. Lockwood 1964) gehen in der Regel auch, wie Alba und Nee (2003) und Alba 
(2008) formulierten, eine abnehmende Salienz der zwischenethnischen Grenz-
ziehungen und eine verringerte Bedeutung der kategorialen Zugehörigkeit zu ei-
ner Gruppe einher. Es vollziehen sich Assimilationsprozesse, in deren Verlauf 
sich Unterschiede zwischen Zuwanderergruppen und Aufnahmegesellschaft  bzw. 
Segmenten der Aufnahmegesellschaft  verringern. Die Angleichungsprozesse können 
durchaus wechselseitig sein (vgl. Alba 2005). Assimilation wird in der Migrations- 
und Sozialstrukturforschung üblicherweise mehrdimensional konzipiert (vgl. Gordon 
1964; Alba 2008). Esser (2006, 2008) hat die Unterscheidung von vier Dimensionen 
vorgeschlagen: strukturelle, soziale, kulturelle und emotionale oder besser identifi ka-
torische Integration. Unter struktureller Angleichung versteht man, dass sich in der 
Generationenfolge Disparitäten zwischen Zuwanderungsgruppen und der einhei-
mischen Bevölkerung hinsichtlich Bildungs- und Erwerbsbeteiligung, Sozialstatus, 
Einkommen und Einfl uss schließen. Indikatoren für soziale Integration sind die 
Zunahme interethnischer Freundschaft en, Partnerschaft en und Eheschließungen. 
Kulturelle Integration meint zuallererst die kompetente Beherrschung der Ver-
kehrs sprache, dann aber auch die zunehmende Nutzung der Verkehrssprache als 
Familiensprache sowie die Teilhabe an kulturellen Praxen der Aufnahmegesellschaft . 
Von identifi katorischer Integration spricht man, wenn die Zugehörigkeit zur Auf-
nahme gesellschaft  ein substanzieller Teil des Identitätsentwurfes einer Person wird 
und entsprechend emotional besetzt ist. 

Die klassische, aber schon früh als dekontextualisiert kritisierte Assimilationstheorie 
der Migrationsforschung geht davon aus, dass langfristig eine Angleichung der 
Zuwanderer an einen relativ homogenen Kern der Aufnahmegesellschaft  in al-
len genannten Dimensionen erfolge (vgl. Park 1950; Gordon 1964). Referenz sind 
die transatlantischen und europäischen Armuts- und Arbeitswanderungen des 
19. und frühen 20. Jahrhunderts. Für Deutschland könnte man die Integration der 
polnischen Zuwanderer im Ruhrgebiet nennen. Dieses generische Modell der di-
rekten Assimilation ist umstritten. Auf der Basis der Analyse unterschiedlicher 
Zuwanderungsströme in die Vereinigten Staaten wurde das Modell der segmentierten 
Assimilation entwickelt, das davon ausgeht, dass Integration in verschiedene Segmente 
einer Gesellschaft  – nicht nur in die Mittelschicht – stattfi nden könne und einzel-
ne Zuwanderungsgruppen unterschiedliche Muster der Integration bei stabilen par-
tiellen Disparitäten über Generationen hinweg aufweisen könnten (vgl. Portes/Zhou 
1993; Zhou/Bankston 1998; Zhou 1999; Portes/Rumbaut 2001, 2006; Kalter 2008). 
So sei die langfristige Aufrechterhaltung von kulturellen Unterschieden und sozialen 
Grenzziehungen bei vollständiger struktureller Integration möglich. Mittlerweile lie-
gen zahlreiche Beispiele für die Variabilität von Integrationsprozessen vor. So konn-
ten etwa Sakamoto, Goyette und Kim (2009) für philippinische Zuwanderer in die 
USA zeigen, dass sich diese Gruppe spätestens in der zweiten Generation in prak-



Jürgen Baumert/Kai Maaz

284 DDS, 104. Jg., 3(2012) Bericht

tisch allen Integrationsdimensionen – bei etwas höherer Bildungsbeteiligung – der 
weißen Mittelschicht angeglichen hatte und damit als Beispiel direkter Assimilation 
gelten könne (vgl. Eng u.a. 2008). Dagegen werden vor allem für Migranten und 
Migrantinnen lateinamerikanischer Herkunft  bis in die dritte Generation stabile 
Disparitäten in allen Dimensionen berichtet, die für einen Unterschichtungsprozess 
(nicht ganz zutreff end als Abwärtsassimilation bezeichnet) sprechen (vgl. Kao/
Th ompson 2003). Vietnamesische Zuwanderer wiederum können als Beispiel für 
eine gelungene strukturelle Integration bei Aufrechterhaltung enger innerethnischer 
sozialer Netzwerke, die Werte und Normen der Herkunft skultur tradieren, ange-
führt werden. Sie stehen für das Muster einer selektiven Akkulturation (vgl. Gibson 
2001; Portes/Rumbaut 2001, 2006; Bankston 2006). Alba und Nee (2003) und Alba 
(2008) haben die Diff erenzierungen des Modells der segmentierten Assimilation in 
ihre Reformulierung der klassischen Assimilationstheorie (neo-assimilation theo-
ry) aufgenommen, halten aber an dem empirischen Argument fest, dass die direkte 
Assimilation weiterhin der modale Integrationsprozess sei (vgl. Waters/Jiménez 2005).

Mittlerweile gibt es auch für Deutschland Befunde, die ähnliche Integrations-
muster belegen. Segeritz, Walter und Stanat (2010) berichten für die türki-
sche Zuwanderergruppe auch der zweiten Generation Hinweise, die für Abwärts-
assimilation sprechen, und Walter (2011) konnte – analog zu den US-amerikanischen 
Befunden – direkte Assimilationsprozesse für Filippinos und das Muster der selek-
tiven Akkulturation für Vietnamesen nachweisen. Anhand ihrer Analysen, die sich 
auf die Altersgruppe der 15-Jährigen beziehen, machen die Autoren diff erenzielle 
Integrationsprozesse gleichsam wie in einem Frühwarnsystem sichtbar. 

3. Struktur und Entwicklung der Schulbevölkerung

In Deutschland durchläuft  praktisch die gesamte nachwachsende Generation die 
Vollzeitpfl ichtschule. Die schulpfl ichtige Altersgruppe der 15-Jährigen steht unmit-
telbar vor dem Übergang in die berufl iche Erstausbildung oder in einen vorakade-
mischen schulischen Bildungsgang. Gleichzeitig wohnen diese Jugendlichen in der 
Regel noch im Haushalt ihrer Eltern oder Erziehungsberechtigen. Dies macht gera-
de diese Alterskohorte besonders geeignet, um sozialstrukturelle Verschiebungen zwi-
schen zwei Generationen abzubilden und frühzeitig Auskunft  über sich abzeichnende 
Strukturveränderungen der Gesamtbevölkerung zu erhalten. Für die 15-Jährigen liegt 
überdies durch die PISA-Studien eine ausgezeichnete Datenbasis vor, die es erlaubt, 
ein aktuelles und diff erenziertes Bild der Schulbevölkerung zu entwerfen und gleich-
zeitig die Entwicklung der letzten zehn Jahre nachzuzeichnen (vgl. Baumert u.a. 2001; 
Prenzel u.a. 2004; Prenzel u.a. 2007; Klieme u.a. 2010). Die jüngste PISA-Erhebung 
fand im Jahr 2009 statt. Sie stellt aktuelle Daten für den Kompetenzerwerb, die 
Bildungsbeteiligung und den sozialen und ethnischen Hintergrund von 15-Jährigen 
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bereit (vgl. Ehmke/Jude 2010; Stanat/Rauch/Segeritz 2010). Diese PISA-Daten werden 
durch den Ländervergleich für die Bildungsstandards aus dem Jahr 2009 ergänzt, der 
Basisdaten für Neuntklässler und Neuntklässlerinnen auf der Grundlage einer deut-
lich größeren Stichprobe bereitstellt (vgl. Köller/Knigge/Tesch 2010).

Tab. 1:  15-jährige Schulbevölkerung nach Migrationshintergrund (Mh.), Herkunft sland, 
Zuwanderungsgeneration, Sozialschicht und Familiensprache, 2009

 Migrationshintergrund  (Mh.) / 
Herkunftsland / Generation

Anteil an 
15-Jährigen  
insgesamt / an 
15-Jährigen 
mit Mh. (in 
Prozent)

Anteil in-
nerhalb der 
jeweiligen 
Herkunfts-
gruppe 
(in Prozent)

Abweichung 
vom mittle-
ren Sozial-
schichtindex 
ohne Mh. 
(z-standardi-
siert)

Anteil der zu Hau-
se Deutsch Spre-
chenden innerhalb  
der jeweiligen 
Herkunfts-
gruppe
(in Prozent)

Ohne Migrationshintergrund 74,4 Referenz 99,3
Mit Migrationshintergrund 25,6 -.52 57,6
    2. Generation, einseitiger Mh.1 8,1/31,6 -.30 89,0
    2. Generation 11,7/45,7 -.75 49,3
    1. Generation 5,8/22,7 -.67 26,2
Darunter:
Türkei
    2. Generation, einseitiger Mh.1 1,0/3,8 16,7 -.58 71,0
    2. Generation 4,2/16,5 72,8 -.93 36,8
    1. Generation 0,6/2,4 10,5 -1.07 16,0
    Insgesamt 5,8/22,7 100,0 -.86 40,9
Ehemalige UdSSR
    2. Generation, einseitiger Mh.1 0,3/1,3 6,4 .22 95,3
    2. Generation 2,1/8,1 39,0 -.61 76,1
    1. Generation 2,9/11,4 54,6 -.64 36,3
    Insgesamt 5,3/20,7 100,0 -.57 56,0
Polen
    2. Generation, einseitiger Mh.1 0,8/3,2 29,6 -.34 87,0
    2. Generation 1,6/6,2 57,9 -.66 55,4
    1. Generation 0,4/1,5 12,5 -.33 18,1
    Insgesamt 2,8/10,9 100,0 -.38 60,1
Andere Herkunftsländer
    2. Generation, einseitiger Mh.1 5,9/23,1 50,7 .05 91,8
    2. Generation 3,8/14,9 32,4 -.66 43,7
    1. Generation 2,0/7,7 16,9 -.65 13,2
    Insgesamt 11,7/45,7 100,0 -.35 65,8

1 15-Jährige, die einen einseitigen Migrationshintergrund haben, gehören ganz überwiegend (>90%) 
zur 2. Generation der Zuwanderer, sind also in Deutschland geboren (vgl. Walter 2008, S. 153). Sie 
werden deshalb hier insgesamt der 2. Generation zugerechnet.

Quelle: Klieme u.a. 2010; Stanat/Rauch/Segeritz 2010; Sonderauswertung
Danksagung: Wir danken S. Schipolowski und S. Radmann, IQB Berlin, für die Sonderauswertung.
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Tabelle 1 gibt Auskünft e über die Verteilung der 15-Jährigen nach ethnischer Her-
kunft , Generationsfolge, sozialer Position der Familie und nach der zu Hause ge-
pfl egten Familiensprache. Ein Blick auf Spalte 2 der Tabelle zeigt, dass die Mehrheit 
der 15-Jährigen mit Migrationshintergrund ihre familialen Wurzeln in drei Ländern 
hat: der Türkei, der ehemaligen Sowjetunion und Polen. Die Gruppe der „anderen 
Herkunft sländer“ ist sehr heterogen. Die darunter am stärksten besetzten Unter-
gruppen bilden Migranten und Migrantinnen aus dem ehemaligen Jugoslawien und 
Italien (vgl. Walter 2008). Unter den 15-Jährigen mit Zuwanderungsgeschichte sind 
die Jugendlichen mit türkischer Abstammung mit 22,7 Prozent die größte Gruppe, 
gefolgt von Jugendlichen, deren Eltern aus der ehemaligen Sowjetunion stammen, mit 
20,7 Prozent, und mit deutlichem Abstand die Jugendlichen polnischer Herkunft  mit 
10,9 Prozent. Dieses Muster scheint über die vergangenen sieben Jahre hinweg re-
lativ stabil zu sein (vgl. Statistisches Bundesamt 2006, 2011; Walter/Taskinen 2007, 
2008). 78 Prozent der Jugendlichen mit Migrationshintergrund gehören der zwei-
ten Generation an, sind also in Deutschland geboren. Ihre Eltern sind vor 1994 nach 
Deutschland zugewandert. Diese Familien leben also mindestens seit 15 Jahren in der 
Bundesrepublik. Eine Ausnahme macht nur die Gruppe der Zuwanderer, die ihre fa-
milialen Wurzeln in der ehemaligen Sowjetunion haben. Hier haben 55 Prozent der 
15-Jährigen noch eigene Migrationserfahrungen. Ihre Eltern sind erst nach 1995 zu-
gewandert. 

Tabelle 1 gibt auch Auskunft  über die Sozialstruktur der Familien der jetzt 15-jäh-
rigen Jugendlichen mit Migrationshintergrund. Die Eltern dieser 15-Jährigen ha-
ben praktisch alle noch eigene Migrationserfahrung – gehören also der ersten 
Zuwanderergeneration an. Ein Vergleich der Sozialschichtindizes von Familien 
mit und ohne Migrationshintergrund zeigt eine Diff erenz von rund einer halben 
Standardabweichung. Zuwandererfamilien der ersten Generation gehören im Mittel 
einer deutlich niedrigeren Sozialschicht an als deutschstämmige Familien mit 15-jäh-
rigen Kindern. Dies wird noch deutlicher, wenn man die nach Herkunft sland spe-
zifi zierten Ergebnisse für Familien betrachtet, in denen beide Elternteile zuge-
wandert sind. Die Statusunterschiede betragen in den meisten Fällen rund 2/3 
Standardabweichung; im Falle der türkischen Zuwanderergruppe belaufen sie sich 
sogar auf über eine Standardabweichung. Bemerkenswert ist der Tatbestand, dass 
der Sozialstatus dieser Familien praktisch unabhängig von ihrer Verweildauer in 
Deutschland ist: Es ist keine Aufwärtsmobilität jener Familien zu erkennen, die be-
reits länger als 15 Jahre in Deutschland leben. Dies spricht für einen zumindest für 
die erste Zuwanderergeneration stabilen sozialen Unterschichtungsprozess. Eine 
Ausnahme bilden nur interethnische Partnerschaft en. Diese Familien unterschei-
den sich entweder in ihrem sozialen Status nicht signifi kant von deutschstämmigen 
Familien oder sind sogar – wie im Falle der Familien, in denen ein Ehepartner aus 
der ehemaligen Sowjetunion stammt – sozial positiv selegiert (d = .22).
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Einer der stärksten Indikatoren für kulturelle Angleichung von Zuwandererfamilien 
ist die Übernahme der Verkehrssprache als Familiensprache. Tabelle 1 zeigt, dass die 
sprachliche Integration in Familien mit interethnischen Partnerschaft en die Regel ist. 
In etwa 90 Prozent aller Fälle ist Deutsch die Sprache, die zu Hause überwiegend 
gesprochen wird. Im Falle eines türkischstämmigen Elternteils ist dieser Prozentsatz 
mit 71 Prozent etwas geringer. Tabelle 1 zeigt aber auch, dass die Adaption der deut-
schen Sprache in hohem Maße von der Verweildauer der Familie in Deutschland 
abhängt. In Familien, die über 15 Jahre in Deutschland leben, ist die Verwendung 
des Deutschen als Familiensprache weitaus häufi ger anzutreff en als bei später zu-
gewanderten Familien. Je nach Herkunft  der Familien schwanken die Prozentsätze 
zwischen 37 Prozent im Falle türkischstämmiger Familien und 76 Prozent im Falle 
von Familien, die aus der ehemaligen Sowjetunion stammen. Dies ist ein deutlicher 
Indikator für Akkulturationsprozesse, die sich – zumindest bei Familien mit schul-
pfl ichtigen Kindern – bereits in der ersten Generation vollziehen. 

Zusammenfassend ist festzuhalten: Die Zuwanderung ist in Deutschland in der ers-
ten Generation sozialstrukturell ein deutlicher Unterschichtungsprozess. Dies be-
trifft   alle Hauptmigrationsströme. Innerhalb der ersten Generation lässt sich auch 
nach mehr als 15-jähriger Verweildauer in Deutschland noch keine soziale Auf-
wärtsmobilität feststellen. Dagegen lassen sich sehr wohl deutliche, von der Ver-
weildauer in Deutschland abhängige kulturelle Annäherungsprozesse im familia-
len Sprachgebrauch feststellen. Dies dürft e ein Prozess sein, der nicht zuletzt durch 
die Integration der in Deutschland geborenen Kinder in vorschulische und schuli-
sche Bildungseinrichtungen vorangebracht wird. Ob in der zweiten Generation 
auch sozialstrukturelle Assimilation zu erwarten ist, hängt maßgeblich von der 
Bildungsbeteiligung und dem Kompetenzerwerb der nachwachsenden Generation ab.

4. Migration und Kompetenzerwerb

Die Beherrschung der Verkehrssprache ist der erste Schritt auf dem Weg zur kultu-
rellen Integration von Zuwanderern und gleichzeitig die Vorbedingung für struktu-
relle Assimilation und soziale Vernetzung in der Aufnahmegesellschaft . Darüber hi-
naus ist die kompetente Sprachbeherrschung aber auch eine Basisqualifi kation, die 
über die gesellschaft liche Teilhabe – berufl ich, sozial, kulturell und politisch – aller 
Bevölkerungsteile unabhängig von ihrer Herkunft  entscheidet. Die erste PISA-Studie 
aus dem Jahre 2000 hat in Deutschland eine ungewöhnlich große Risikogruppe 
von rund 23 Prozent der 15-Jährigen identifi ziert, die das Kompetenzniveau im 
Leseverständnis, das für eine zukunft sfähige berufl iche Erstausbildung verlangt wird, 
nicht erreichen (vgl. Baumert/Schümer 2001; Knighton/Bussière 2006). Im Folgenden 
soll ein vergleichender Blick sowohl auf die mittlere Lesekompetenz von Jugendlichen 
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mit Migrationshintergrund als auch auf die Besetzung der sogenannten Risikogruppe 
gerichtet werden.

Tab. 2:  Disparitäten in der Lesekompetenz zwischen 15-Jährigen mit und ohne Migrations-
hinter grund (Mh.) nach Herkunft sland und Zuwanderungsgeneration, 2009 
(Ergebnisse von Regressionsanalysen mit und ohne Kontrolle von Herkunft s-
merkmalen)

Migrationsstatus /
Herkunftsland /
Generation

Abweichung von 
der mittleren 
Lesekompetenz 
von Jugendlichen 
ohne Mh. 
(z-standardisierte 
Werte, unkonditi-
onales Modell)

Abweichung von der 
mittleren Lesekom-
petenz von Jugend-
lichen ohne Mh. 
(z-stan dar disierte 
Werte, unter Kont-
rolle von SES, Bil-
dung und kulturellen 
Ressourcen der 
Eltern)

Abweichung von der 
mittleren Lesekompe-
tenz von Jugendlichen 
ohne Mh. 
(z-standardi sierte 
Werte,  unter Kontrolle 
von SES, Bildung, 
kulturellen Ressour-
cen der Eltern und 
Familiensprache)

Anteil von
Jugendlichen 
auf den Kom-
petenzstufen Ib 
und Ia im Lesen 
(Risikogruppe) 
an der jeweili-
gen Herkunfts-
gruppe (in %)

Ohne Mh. Referenz Referenz Referenz 14,0
Mit Mh. -.50* -.18* -.16* X
    2. Generation,
    einseitiger Mh.1

-.03 -.04 -.02 X

    2. Generation -.54* -.26* -.14* 29,7
    1. Generation -.60* -.41* -.23* 34,5
Darunter:  
Türkei
    2. Generation,
    einseitiger Mh.1

-.54* -.39* -.35* X

    2. Generation -.99* -.60* -.50* X
    1. Generation -1.15* -.75* -.61* X
Ehemalige UdSSR
    2. Generation,
    einseitiger Mh.1

.21 .10 .10 X

    2. Generation .09 .09 .12 X
    1. Generation -.42* -.24* -.13 X
Polen
    2. Generation,
    einseitiger Mh.1

.06 .01 .03 X

    2. Generation -.28* -.13 -.06 X
    1. Generation -.86* -.79* -.65* X
Andere Herkunfts-
länder
    2. Generation,
    einseitiger Mh.1

.03 .0 .02 X

    2. Generation -.43* -.19* -.09 X
    1. Generation -.68* -.54* -.39* X

1 15-Jährige, die einen einseitigen Migrationshintergrund haben, gehören ganz überwiegend (> 90%) 
zur 2. Generation der Zuwanderer, sind also in Deutschland geboren (vgl. Walter 2008, S. 153). Sie 
werden deshalb hier insgesamt der 2. Generation zugerechnet.

x Angaben nicht publiziert.
* Signifi kanter Unterschied zu 15-Jährigen ohne Migrationshintergrund auf 5-Prozent-Niveau.

Quelle: Naumann u.a. 2010; Stanat/Rauch/Segeritz 2010
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Tabelle  2 gibt zunächst einen deskriptiven Gesamteindruck von den ethnischen 
Disparitäten der Lesekompetenz im Jahr 2009 (vgl. Stanat/Rauch/Segeritz 2010). Die 
mittlere Lesekompetenz von 15-Jährigen mit Migrationshintergrund lag eine halbe 
Standardabweichung unter den Leistungen der deutschstämmigen Alterskameraden 
und -kameradinnen. Der Eintrag in Zeile 2, Spalte 2, der den Unterschied unter 
Kontrolle von Sozialstatus und kulturellem Kapital (Bildung und Kulturgüter) zeigt, 
belegt, dass die Kompetenzunterschiede zu einem erheblichen Teil, aber nicht aus-
schließlich auf Unterschiede in der sozialen Lage der zugewanderten Familien zu-
rückgehen – also Folge des oben beschriebenen Unterschichtungsprozesses der ers-
ten Generation sind. Auch nach Kontrolle der sozialen Herkunft  betragen die 
Unterschiede noch knapp 1/5 Standardabweichung. Sobald in der Familie vorwie-
gend deutsch gesprochen wird, gehen die Disparitäten weiter zurück, verschwin-
den aber nicht völlig (Zeile 2, Spalte 3). Die unterschiedliche Beherrschung der 
Verkehrssprache ist generationsabhängig. Bei interethnischen Partnerschaft en der 
Eltern lassen sie sich in der zweiten Zuwanderergeneration nicht mehr nachwei-
sen. Sind beide Elternteile zugewandert, geht das Sprachhandicap in der zwei-
ten Generation zwar zurück, bleibt aber immer noch substanziell. Eine deutliche 
Reduktion zeigt sich in den Zuwandererfamilien, in denen überwiegend deutsch ge-
sprochen wird. Der Mittelwertvergleich macht jedoch nur einen Teil der Problematik 
sichtbar. Besonders gravierend ist der in Spalte 4 ausgewiesene Befund, dass ein 
Drittel der 15-Jährigen mit Migrationshintergrund das Mindestniveau kompetenter 
Sprachbeherrschung unterschreitet – und zwar auch noch in der zweiten Generation. 
Dies bedeutet, dass im Jahr 2009 über 50 Prozent der Risikogruppe, die sich auf 18,5 
Prozent der Alterskohorte belief, Jugendliche mit Migrationshintergrund waren.

Dieser generelle Überblick verdeckt erhebliche Diff erenzen zwischen den unter-
schiedlichen Zuwanderungsgruppen. Die Unterschiede weisen auf diff erenzielle 
Integrationsprozesse hin. In Deutschland geborene 15-Jährige, deren Familien aus der 
ehemaligen Sowjetunion nach Deutschland gezogen sind, hatten sich 2009 in ihrer 
Sprachkompetenz altersgleichen Jugendlichen ohne Migrationshintergrund im Mittel 
vollständig angeglichen, während in der ersten Zuwanderergeneration noch erheb-
liche Nachteile vorhanden waren – allerdings auch nur dann, wenn die Familie zu 
Hause nicht deutsch spricht (vgl. Müller/Stanat 2006). Auch unter den Jugendlichen 
polnischer Herkunft  verbessert sich in der zweiten Generation die Beherrschung der 
Verkehrssprache erheblich. Kontrolliert man den Sozialstatus, sind Diff erenzen zur 
deutschstämmigen Bevölkerung nicht mehr nachweisbar. In der ersten Generation 
sind die Kompetenzunterschiede mit mehr als 3/4 Standardabweichung allerdings 
noch sehr hoch. Diese Gruppe macht jedoch unter den Jugendlichen polnischer 
Herkunft  nur eine kleine Minderheit aus. 

Als Problemgruppe erweisen sich die 15-jährigen Jugendlichen türkischer Herkunft . 
Ihre mittlere Sprachkompetenz lag 2009 rund eine Standardabweichung unter je-
ner der im Alter vergleichbaren deutschstämmigen Schulbevölkerung und unter-
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schied sich zwischen der ersten und zweiten Generation praktisch nicht. Auch un-
ter Kontrolle des Sozialstatus der zugewanderten Familien betrug der Rückstand 
noch 2/3 Standardabweichung. Und selbst wenn zu Hause vornehmlich deutsch ge-
sprochen wird, ließ die Beherrschung der Verkehrssprache mit einem Rückstand von 
über einer halben Standardabweichung zu wünschen übrig. Die 15-Jährigen mit tür-
kischer Herkunft  sind auch in der so genannten Risikogruppe, die Mindeststandards 
in der Sprachkompetenz unterschreitet, weit überrepräsentiert. Gleichzeitig stellen die 
Zuwanderer türkischer Herkunft  unter den 15-Jährigen die größte Migrantengruppe 
– und ihr relativer Anteil wächst in den jüngeren Altersgruppen kontinuierlich.

5. Migration und Bildungsbeteiligung in der Sekundarstufe I

Gerade im deutschen Berechtigungssystem ist die Bildungsbeteiligung im Sekundar-
schulsystem der wichtigste Prädiktor für die im Lebenslauf erreichbare soziale 
Position. Dieser Zusammenhang ist in den jüngeren Generationen enger geworden 
(vgl. Mayer/Blossfeld 1990; Becker 2009). Im Hinblick auf den Ausgleich sozialstruk-
tureller Disparitäten zwischen zugewanderter und autochthoner Bevölkerung sind 
einerseits die Bildungsbeteiligung am Gymnasium und andererseits der Haupt-
schulbesuch als Risikomarker von besonderer Bedeutung. Das Gymnasium ist im-
mer noch der Königsweg zur Studienberechtigung. Der Hauptschulabschluss bzw. 
der Hauptschulbesuch ohne Abschluss stellen andererseits ein gravierendes Risiko 
für den gelingenden Übergang in die berufl iche Erstausbildung dar. 50 Prozent der 
Schulabgänger und -abgängerinnen mit diesem Abschluss gelingt es nicht, unmittel-
bar im Anschluss an die Schulzeit einen berufl ichen Ausbildungsplatz im dualen oder 
schulberufl ichen System zu fi nden. Bei Schulabgängern und -abgängerinnen ohne 
Abschluss beläuft  sich dieser Anteil auf fast 80 Prozent (vgl. Solga 2005). Sie münden 
in eine Warte- oder Nachqualifi kationsschleife im sogenannten Übergangssystem ein 
(vgl. Autorengruppe 2006, 2008, 2010).

Tabelle 3 gibt einen Überblick über Disparitäten der Bildungsbeteiligung am Ende der 
Sekundarstufe I nach Migrationsstatus, Zuwanderungsgeneration und Herkunft sland 
für das Jahr 2003. Dieses Jahr wurde ausgewählt, weil die PISA-Stichprobe von 2003 
ein oversampling von Jugendlichen mit Migrationshintergrund enthält und so dif-
ferenzierte Betrachtungen nach Herkunft sland und Zuwanderungsgeneration er-
laubt (vgl. Prenzel u.a. 2004). Das Bild, das diese Tabelle vermittelt, ist durch 
große Unterschiede nach Zuwanderungsgeneration und Herkunft sland gekenn-
zeichnet. Eindrucksvoll ist der Befund, dass 15-jährige Jugendliche der zweiten 
Zuwanderungsgeneration, deren Familien aus der ehemaligen Sowjetunion oder 
Polen stammen, sich hinsichtlich des relativen Schulbesuchs am Gymnasium statis-
tisch nicht signifi kant von der altersgleichen deutschen Bevölkerung unterscheiden. 
Unter Kontrolle von Merkmalen der sozialen Herkunft  erreichen sie sogar eine höhe-
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re Gymnasialbeteiligung (vgl. Segeritz/Walter/Stanat 2010, S. 130). Hier zahlt sich of-
fensichtlich der kompetente Erwerb der Verkehrssprache – der erste Schritt der kul-
turellen Angleichung – in der Überwindung der Zugangshürde zum Gymnasium aus 
(vgl. Tabelle 2). Die Kompetenz- und Beteiligungsmuster der Jugendlichen der zwei-
ten Zuwanderungsgeneration aus der ehemaligen Sowjetunion und aus Polen spre-
chen für eine direkte Assimilation in die Aufnahmegesellschaft . Umgekehrt weist 
der empfi ndliche Rückstand in der Gymnasialbeteiligung der Jugendlichen tür-
kischer Herkunft  – ihr relativer Gymnasialbesuch liegt mit 8,9 Prozent weit un-
ter den 35 Prozent der deutschen Altersgruppe – auf die eklatanten Defi zite in der 
Sprach kompetenz auch noch in der zweiten Generation hin (vgl. Tabelle 2). Den 
Jugendlichen, die noch über eigene Migrationserfahrung verfügen, gelingt der Schritt 
zur strukturellen Assimilation im Hinblick auf die Bildungsbeteiligung generell noch 
nicht. Der Grad der Annäherung hängt jedoch von der Verweildauer in Deutschland 
ab.

Tab. 3:  15-Jährige nach Migrationsstatus, Herkunft sland, Zuwanderungsgeneration und be-
suchter Schulform, 2003

Migrationsstatus /
Herkunftsland /
Generation

Schulform

Haupt-
schule

Real-
schule MBG2 IGS3

Gymna-
sium

Beruf-
liche 

Schule
Ohne Migrationshintergrund ( Mh.) 15,9 23,7 12,2 8,8 34,7 4,7

Türkei
    2. Generation, einseitiger Mh.1 31,8* 29,6 4,3 11,8 16,3* 6,3
    2. Generation 48,7* 21,0 1,2 13,4* 8,9* 6,8
    1. Generation 55,9* 15,1* 6,5 11,6 4,6* 19,4
Ehemalige UdSSR
    2. Generation, einseitiger Mh.1 21,0 15,9 5,2 12,3 35,8 9,8
    2. Generation 9,5 25,7 2,4 9,0 48,5 4,8
    1. Generation 34,9* 32,6* 5,0 9,3 15,6* 3,4
Polen
    2. Generation, einseitiger Mh.1 13,7 25,3 7,6 12,3 37,6 3,5
    2. Generation 20,1 20,5 1,5 16,5* 39,5 2,2
    1. Generation 17,3 33,3* 1,9 9,4 31,6 7,1
Andere Herkunftsländer
    2. Generation, einseitiger Mh.1 19,6 26,1 4,1 10,3 37,2 2,9
    2. Generation 31,4* 27,9 1,3 10,9 22,5* 6,0
    1. Generation 45,8* 21,9 3,0 8,9 16,6* 4,5

1 15-Jährige, die einen einseitigen Migrationshintergrund haben, gehören ganz überwiegend (> 90%) 
zur 2. Generation der Zuwanderer, sind also in Deutschland geboren (vgl. Walter 2008, S. 153). Sie 
werden deshalb hier insgesamt der 2. Generation zugerechnet.

2 Schule mit mehreren Bildungsgängen.
3 Integrierte Gesamtschule.
* Signifi kanter Unterschied zu 15-Jährigen ohne Migrationshintergrund auf 5-Prozent-Niveau.

Quelle: Segeritz/Walter/Stanat 2010, S. 128
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Ein Blick auf den Risikomarker Hauptschulbesuch im Jahr 2003 zeigt, dass die 
Hauptschule für einen erheblichen Teil der ersten Generation der Zuwanderer den 
Einstieg in das deutsche Sekundarschulsystem bedeutete. Problematisch ist der 
Befund, dass der relative Hauptschulbesuch in der türkischen Migrantengruppe 
in der zweiten Generation 2003 noch immer bei über 50 Prozent lag. Auch in der 
zweiten Generation der Zuwanderer aus „anderen Herkunft sländern“ bleibt der 
Hauptschulbesuch überproportional hoch. Dies ist ein starker Indikator, dass sich für 
nennenswerte Teile dieser Zuwanderergruppen und für die Gruppe mit türkischer 
Herkunft  im Mittel insgesamt auch in der zweiten Generation ein Unter schichtungs-
prozess (downward assimilation) abzeichnet. 

Tab. 4:  Neuntklässler und Neuntklässlerinnen an allgemeinen Schulen nach Migrations-
hintergrund (Mh.), Herkunft sland, Zuwanderungsgeneration und besuchter 
Schulform, 2009 (Angaben in Prozent)

Migrationsstatus / 
Herkunftsland /
Generation

Schulform

Haupt-
schule

Real-
schule MBG1 IGS2

Gymna-
sium

Ohne Migrationshintergrund (Mh.) 10,2 18,0 17,9 16,9 37,0

Mit Mh.3 22,9 21,3 10,5 21,2 24,2

Türkei

    Einseitiger Mh. 28,5 21,0 7,0 26,1 17,5

    2. Generation 32,0 26,1 8,6 22,4 10,9

    1. Generation 40,6 22,2 12,8 18,3 6,1

Ehemalige UdSSR

    Einseitiger Mh. 17,6 12,5 14,0 21,3 34,6

    2. Generation 17,6 41,7 6,3 14,6 19,8

    1. Generation 25,8 17,3 15,3 17,2 24,3

Polen

    Einseitiger Mh. 14,5 19,1 14,8 21,2 30,4

    2. Generation 17,7 18,5 9,0 19,8 35,1

    1. Generation 24,6 14,5 14,5 27,5 18,8

Andere Herkunftsländer

    Einseitiger Mh. 15,3 19,2 9,9 23,1 32,5

    2. Generation 21,8 21,4 8,6 19,6 28,6

    1. Generation 26,8 16,9 14,4 22,9 19,0

1 Schule mit mehreren Bildungsgängen.
2 Integrierte Gesamtschule.
3 Umfasst einseitigen Mh., 2. Generation und 1. Generation.

Quelle: Köller/Knigge/Tesch 2010; Sonderauswertung
Danksagung: Wir danken S. Schipolowski und S. Radmann, IQB Berlin, für die Sonderauswertung.
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Zur Kontrolle soll noch einmal ein Blick auf die Bildungsbeteiligung der Neunt-
klässler und Neuntklässlerinnen im Jahr 2009 geworfen werden. Grundlage der 
Tabelle 4 sind Daten des ersten Ländervergleichs zur Überprüfung der Bildungs-
standards (vgl. Köller/Knigge/Tesch 2010, Sonderauswertung). Die Fallzahlen für 
die erste Zuwanderungsgeneration russischer und türkischer Herkunft  sind relativ 
klein, sodass die entsprechenden Befunde einen höheren Standardfehler aufweisen 
und mit Vorsicht zu interpretieren sind. Im Hinblick auf den Gymnasialbesuch ma-
chen die Ergebnisse auf drei Dinge aufmerksam. An der Gymnasialbeteiligung der 
Jugendlichen türkischer Herkunft  hat sich auch bis 2009 praktisch nichts verändert. 
Auff ällig sind die Befunde für die zweite Generation der Zuwanderer aus den Staaten 
der ehemaligen Sowjetunion. Die 2003 getesteten Jugendlichen dieser Gruppe sind 
alle vor der Wende in Deutschland geboren worden. Ihre Familien gehören off ensicht-
lich einer selektiven und sehr bildungs- und aufstiegsorientierten Zuwanderergruppe 
an. Die Familien der 2009 untersuchten Jugendlichen sind überwiegend nach 
der Wende im großen Zustrom der Spätaussiedler und Spätaussiedlerinnen nach 
Deutschland zugewandert. Sie haben möglicherweise größere Distanz zum deutschen 
Bildungswesen. Trotz guter Sprachkenntnisse der 15-Jährigen der zweiten Generation 
(siehe Tabelle 2) gelingt ihnen der Schritt zum Gymnasium noch nicht im gleichen 
Maße wie den deutschen Jugendlichen und den Jugendlichen aus den früher zuge-
wanderten Familien. Möglicherweise hat sich in den letzten 10 bis 15 Jahren auch die 
erste Generation der Zuwanderer polnischer Herkunft  verändert.

Erhebliche Bewegung zeichnet sich für den relativen Hauptschulbesuch ab. Die 
Attraktivität der Hauptschule war bereits im Jahr 2005, dem Zeitpunkt, an dem die 
2009 untersuchten Jugendlichen in die Sekundarstufe wechselten, erheblich gesunken, 
und zwar für alle Zuwanderergruppen, auch der ersten Generation. Der Trend geht 
eindeutig zu anspruchsvolleren Schulformen – verzögert wiederum für die türkische 
Gruppe.

6. Migration und der Übergang in die berufl iche Ausbildung und 
den Arbeitsmarkt

Für den Übergang in die berufl iche Erstausbildung (1.  Schwelle) und auf den 
Arbeitsmarkt (2.  Schwelle) liegen unseres Wissens bislang keine nach Generations-
folge und Herkunft sland diff erenzierten Analysen vor. Die Arbeiten, die nach 
Herkunft sgruppen unterscheiden, sind nicht in der Lage, zwischen erster und zwei-
ter Zuwanderungsgeneration zu trennen. Faktisch beziehen sich diese Analysen ganz 
überwiegend auf junge Erwachsene mit eigener Migrationserfahrung – also die ers-
te Generation der Zuwanderer (vgl. Seibert/Solga 2005; Kalter 2006; Hunkler 2010; 
Seibert 2011).
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Unter Nutzung des Mikrozensus von 2005 analysierte Seibert (2011) die Ausbildungs- 
und Erwerbschancen von 26- bis 35-Jährigen nach Herkunft sgruppen. Im Hinblick auf 
eine erfolgreiche Ausbildungsbeteiligung berichtet er folgende Befunde: In der analy-
sierten Altersgruppe waren 14,5 Prozent der Deutschen ohne Migrationshintergrund 
ohne Ausbildung. Unter den Spätaussiedlern und Spätaussiedlerinnen lag der 
Anteil dieser Risikopersonen mit 17,8 Prozent kaum höher. In der Gruppe der 
Zuwanderer mit türkischer Herkunft  betrug die Ausbildungslosenquote 55,7 Prozent, 
wenn keine deutsche Staatsangehörigkeit vorlag, und 36,6 Prozent, wenn die jun-
gen Erwachsenen die deutsche Staatsangehörigkeit besaßen (vgl. a.a.O., S.  211). 
Betrachtet man die Einmündung in eine qualifi zierte Tätigkeit, so zeigte sich, dass 
ein Ausbildungsabschluss allein nicht genügte, um die ethnischen Disparitäten in der 
Erwerbsbeteiligung aufzulösen. Tabelle 5 zeigt die auch in dieser Altersgruppe festzu-
stellende Abwärtsassimilation der türkischen Zuwanderungsgruppe in Abhängigkeit 
von der Staatsangehörigkeit. In diesem Zusammenhang kann man die Annahme der 
deutschen Staatsangehörigkeit wahrscheinlich als Indikator für kulturelle Nähe, insbe-
sondere für bessere Beherrschung der Verkehrssprache interpretieren. Während sich 
die Spätaussiedler und Spätaussiedlerinnen in der Erwerbsbeteiligung in qualifi zier-
ten Tätigkeiten kaum von der deutschen Mehrheitsgesellschaft  unterscheiden, bleiben 
Zuwanderer türkischer Herkunft  mit und ohne Ausbildungsabschluss deutlich hinter 
den entsprechenden Quoten der deutschstämmigen Bevölkerung zurück.

Tab. 5:  Erwerbsbeteiligung von 26- bis 35-Jährigen nach Herkunft  und berufl icher 
Ausbildung, 2005 (Mikrozensus)

Herkunftsgruppe / Berufl iche 
Ausbildung  Erwerbsbeteiligung (in %)

Erwerbsbeteiligung in 
qualifi zierter Tätigkeit (in %)

Ohne Migrationshintergrund
    Mit Ausbildung 91,8 75,8
    Ohne Ausbildung 75,3 50,5
Spätaussiedler
    Mit Ausbildung 88,6 76,1
    Ohne Ausbildung 72,5 46,6
Türkische Herkunft ohne dt. 
Staatsangehörigkeit
    Mit Ausbildung 81,2 53,3
    Ohne Ausbildung 65,6 27,9
Türkische Herkunft mit dt. 
Staatsangehörigkeit
    Mit Ausbildung 86,7 68,1
    Ohne Ausbildung 63,6 28,8

Quelle: Seibert 2011

Beicht und Granato (2010) nutzen die sogenannte Übergangsstudie des Bundes-
instituts für Berufsbildung, um die diff erenzielle Einmündung von jungen Menschen 
in die berufl iche Erstausbildung in Abhängigkeit von Merkmalen der sozialen und 
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ethnischen Herkunft  zu untersuchen. In dieser Untersuchung wurden im Jahr 2006 
18- bis 24-Jährige, die vor dem Erhebungsjahr die allgemein bildende Schule verlas-
sen hatten, retrospektiv nach ihrer Bildungskarriere befragt. Die Autorinnen können 
zeigen, dass auch nach Kontrolle des Schulabschlusses, der Durchschnittsnote des 
Abschlusszeugnisses und relevanter Merkmale der sozialen Herkunft  Personen mit 
Migrationshintergrund bei der Einmündung in die berufl iche Ausbildung deutlich be-
nachteiligt waren. Dies gilt insbesondere für junge Männer mit Migrationsgeschichte. 
Eine Diff erenzierung der Analysen nach ethnischen Herkunft sgruppen und Gene ra-
tionen folge liegt nicht vor.

Für Abgänger und Abgängerinnen aus allgemein bildenden Schulen der Jahre 2004 
bis 2006 untersuchten Diehl, Friedrich und Hall (2009) den Übergang in die betrieb-
liche Erstausbildung. In ihren Analysen diff erenzierten sie zwar unter den Personen 
mit Migrationshintergrund nicht nach ethnischer Herkunft , wohl aber danach, ob 
Deutsch als Erst- oder Zweitsprache gelernt wurde. Diese Diff erenzierung approxi-
miert in restriktiver Weise die Zugehörigkeit zur zweiten Zuwanderungsgeneration. 
Ihre Ergebnisse fassen sie folgendermaßen zusammen (Diehl/Friedrich/Hall 2009, 
S.  58): „Männliche Jugendliche ausländischer Herkunft  haben weitgehend unabhän-
gig davon, welchen Wunschberuf sie verfolgen, welchen Schulabschluss sie erwor-
ben und welche Erstsprache sie gelernt haben, deutlich geringere Chancen, einen 
Ausbildungsplatz zu fi nden als Jugendliche deutscher Herkunft .“ Diese Benach-
teiligung lässt sich auch unter Kontrolle aller arbeitsmarktrelevanten Individual-
merkmale für Angehörige der zweiten Generation feststellen. Off en bleibt hier wie-
derum die Frage, ob dies für alle Zuwanderergruppen gilt oder vornehmlich oder 
ausschließlich für junge Männer türkischer Herkunft .

7. Migration und Bildungsmotivation 

Es ist eine für die Sozialintegration in Deutschland prognostisch interessante Frage, 
inwieweit für die ethnischen Disparitäten der Bildungsbeteiligung kulturelle Distanz 
zum deutschen Bildungssystem verantwortlich sein könnte (vgl. Becker 2011). Eine 
skeptisch-kulturalistische Interpretation der deskriptiven Befunde besagt, dass diese 
auch – wenn nicht hauptsächlich – auf Unkenntnis des deutschen Bildungssystems 
und seiner internen Funktionslogik und auf kulturelle Distanz gegenüber den sozi-
alen Platzierungsmechanismen in Deutschland zurückzuführen seien. Indikatoren 
dafür seien Gleichgültigkeit gegenüber der Schule und Defi zite in der Motivation, 
in Bildung zu investieren (vgl. Karakaşoğlu-Aydin 2001; Weiss 2007; siehe auch 
Diefenbach 2009 oder Becker 2011).

Die sogenannte Übergangsstudie, die das Max-Planck-Institut für Bildungsforschung 
in Berlin in Zusammenarbeit mit dem Institut für Schulentwicklungsforschung 
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in Dortmund durchgeführt hat, erlaubt eine Überprüfung dieser kulturalisti-
schen Deutung (vgl. Maaz u.a. 2010). In dieser Untersuchung werden nicht nur 
Bildungsaspirationen, sondern auch das tatsächliche Wahlverhalten beim Übergang 
von der Grundschule in die weiterführenden Schulformen erfasst und zur sozialen 
und ethnischen Herkunft  sowie zur Schulleistung in Beziehung gesetzt. Abbildung 1 
zeigt das Ergebnis der logistischen Regression vom Übergang in das Gymnasium bzw. 
eine andere Schulform auf den Migrationshintergrund, sozioökonomischen Status, 
die Schulleistung und die Grundschulempfehlung (vgl. Gresch/Becker 2010).

Abb. 1:  Logistische Regression des Übergangs zum Gymnasium auf Migrationshintergrund, 
sozioökonomischen Status (SES), Schulleistung (Test und Noten) und Empfehlung

Quelle: eigene Darstellung

In Abbildung  1 wird das Übergangsverhalten von zwei Migrantengruppen mit ei-
ner deutschstämmigen Referenzgruppe verglichen. Die beiden Zuwanderergruppen 
unterscheiden sich untereinander deutlich – wie im vorangehenden Abschnitt ge-
zeigt wurde – hinsichtlich ihrer Bildungsbeteiligung. Es handelt sich einerseits um 
Spätaussiedler und Spätaussiedlerinnen, die vornehmlich aus Polen und Staaten der 
ehemaligen Sowjetunion kommen, und andererseits um die türkische Migranten-
gruppe. Die Abbildung zeigt zunächst, dass die Chancen beider Migrantengruppen, 
nach der vierten Klasse der Grundschule auf ein Gym nasium zu wechseln, nur etwa 
halb so groß sind wie die der deutschstämmigen Klassen kameraden und -kamera-
dinnen. Dabei sind die Übergangschancen der Kinder aus Spätaussiedlerfamilien 
etwas günstiger als die für Kinder aus Familien türkischer Herkunft . Im zweiten 
Schritt wurde die Vorhersage des Übergangs auf ein Gymnasium wiederholt, und 
zwar unter Kontrolle der Sozialschichtzugehörigkeit der Familie. Die Disparitäten 
der ethnischen Herkunft  reduzieren sich, bleiben aber gleichwohl noch sicht-
bar. Im dritten und vierten Schritt wurde für Schulleistung – gemessen durch Tests 
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und Noten – bzw. Sozialschicht und Schulleistung kontrolliert. Hier wird ein über-
raschender Befund sichtbar, der die kulturalistische Deutung der Disparitäten der 
Bildungsbeteiligung in Frage stellt. Unter Kontrolle von Schulleistung und vor al-
lem unter Kontrolle von Sozialschicht und Schulleistung sind die Chancen eines 
türkischen Kindes, auf ein Gymnasium überzugehen, mehr als drei- bzw. viermal 
so groß wie für vergleichbare Kinder deutscher Herkunft . Kontrolliert man zusätz-
lich die Grundschulempfehlung, ergibt sich für die türkische Gruppe keine weitere 
Veränderung. Dies bedeutet, dass nicht nur die bereits jetzt in der zweiten Generation 
erfolgreiche Gruppe der Spätaussiedler und Spätaussiedlerinnen aus Osteuropa, son-
dern auch die türkischen Familien sehr wohl über die Funktionslogik des deutschen 
Bildungssystems Bescheid wissen und sich in ihrer Schulwahl, wenn die entsprechen-
den Leistungsvoraussetzungen vorliegen, ohne zusätzliche formale Lenkung völlig ad-
äquat verhalten. Dies ist ein deutlicher Hinweis, dass vermutlich weniger kulturelle 
Distanz oder fehlende Bildungsmotivation, sondern eher mangelnde Opportunitäten, 
den Rückstand in der kompetenten Beherrschung der Verkehrssprache aufzuholen, 
für die ethnischen Disparitäten der Bildungsbeteiligung verantwortlich sind (vgl. 
Esser 2001; Kristen 2002; Walter/Taskinen 2007; Kristen/Dollmann 2010; Stanat/
Segeritz/Christensen 2010; Walter/Stanat/Segeritz 2011).

8. Zusammenfassung

Deutschland ist seit langem ein Zuwanderungsland. 20 Prozent der hier lebenden 
Menschen sind Personen mit Migrationshintergrund. Mehr als die Hälft e von ih-
nen hat die deutsche Staatsbürgerschaft . In den jüngeren Alterskohorten steigt der 
Anteil von Kindern aus Zuwandererfamilien kontinuierlich. In der Altersgruppe 
der unter 5-Jährigen beläuft  sich ihr Anteil auf mittlerweile 35 Prozent in den west-
deutschen Flächenstaaten. Bei unveränderten Fertilitätsraten und ausgegliche-
nem Wanderungssaldo wird er bis zum Jahr 2020 auf über 50 Prozent steigen. In 
den westdeutschen Ballungsgebieten beträgt der Anteil der unter 5-Jährigen mit 
Migrationshintergrund bereits jetzt zwischen 50 und 70 Prozent. Die am stärksten 
besetzten Migrantengruppen bilden Personen türkischer Herkunft  sowie Zuwanderer 
aus den Staaten der ehemaligen Sowjetunion und aus Polen. Mit größerem Abstand 
folgen dann Zuwanderer aus den Staaten des ehemaligen Jugoslawiens und aus 
Italien.

Die Zuwanderer der ersten Generation unterscheiden sich systematisch hinsicht-
lich sozialer Herkunft  und Bildungsniveau von der deutschstämmigen Bevöl kerung. 
Die Zuwanderung in der ersten Generation stellt faktisch einen sozialen Unter-
schichtungsprozess dar. Dies gilt für alle Hauptmigrationsströme. Auch nach einer 
Aufenthaltsdauer von mehr als 15 Jahren in Deutschland lässt sich keine nennens-
werte Aufwärtsmobilität innerhalb von Familien der ersten Generation feststellen.
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Dieses Bild ändert sich in der zweiten Generation. Die zweite Zuwanderungs-
generation, die das deutsche Schulsystem durchlaufen hat, ist im Hinblick auf 
Merkmale struktureller und kultureller Integration vor allem durch große ethni-
sche Unterschiede gekennzeichnet. Betrachtet man die kompetente Beherrschung 
der Verkehrssprache und die Bildungsbeteiligung an weiterführenden Schulformen, 
so unterscheiden sich 15-jährige in Deutschland geborene Jugendliche,  deren 
Eltern aus Polen oder Staaten der ehemaligen Sowjetunion stammen, kaum noch 
von der deutschen Altersgruppe. Dies wiederholt sich beim Übergang in die beruf-
liche Erstausbildung. Hier deuten alle Indikatoren auf das Muster einer direk-
ten Assimilation hin. Dagegen zeigen sich bei jungen Menschen der zweiten Zu-
wanderungsgeneration türkischer Herkunft  im Vergleich zur ersten Generation 
kaum veränderte Rückstände in der Beherrschung der Verkehrssprache und in der 
Bildungsbeteiligung auf Sekundarschulniveau. Dies gilt auch bei Kontrolle des sozi-
alen Status und des Bildungsniveaus der Zuwandererfamilien. Diese Befunde spre-
chen für eine tendenzielle Abwärtsassimilation in der zweiten Generation. Allerdings 
sind diese Disparitäten nicht auf mangelnde Bildungsmotivation oder Distanz gegen-
über dem deutschen Schulsystem zurückzuführen. Die nicht bewältigte Hürde stellt 
die kompetente Beherrschung der Verkehrssprache dar (vgl. Esser 2006). Ist die-
se Barriere überwunden, kommt die starke Bildungs- und Aufstiegsmotivation im 
Schulwahlverhalten dieser Migrantengruppe unmittelbar zur Geltung (vgl. Gresch, im 
Druck). Will man soziale Integration in Deutschland langfristig unterstützen, ist die 
frühe und systematische Förderung der Sprachkompetenz im Deutschen off ensicht-
lich der Königsweg (vgl. Paetsch/Wolf/Stanat 2010).
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Zusammenfassung1*

Der Beitrag gibt einen Überblick über Konzepte, Methoden, Fragestellungen und For-
schungsergebnisse der Bildungsökonomie in drei zentralen Th emenfeldern: Human-
kapitalforschung, interne Effi  zienz und Bildungsfi nanzierung. Skizziert werden der 
Investitionscharakter von Bildung, Methoden und Ergebnisse von Rendite schätzungen 
sowie der Beitrag der Bildungsökonomie zur Erforschung der Be din gungs fak toren von 
Schul leistungen und zur normativen Fundierung von Finan zie rungs entscheidungen im 
Bildungsbereich.
Schlüsselwörter: Bildungsökonomie, Humankapitalforschung, interne Effi  zienz, Bildungs-
fi nanzierung

Economics of Education
Abstract
Th is article gives an overview of concepts, methods, questions and research results of the 
economics of education with regard to three key issues: human capital research, internal 
effi  ciency and fi nancing of education. It outlines the investment character of education, 
methods and results of return estimates, as well as the contribution of the economics of 
education to the investigation of the conditional factors of school performance and to 
the normative foundation of fi nancial decisions in education.
Keywords: economics of education, human capital research, internal effi  ciency, fi nancing 
of education

1 Der vorliegende Beitrag basiert in wesentlichen Teilen auf Weiß (2011) und Timmermann/
Weiß (2011).
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1. Einleitung

Die Bildungsökonomie widmet sich der ökonomischen Dimension (Kosten, Ef-
fi zienz, Finanzierung) von Bildungssystemen, -institutionen und -prozessen. Mit 
dem Instru mentarium der Wirtschaft swissenschaft en untersucht sie aus individuel-
ler, institutioneller und gesellschaft licher Perspektive Fragestellungen, die von funk-
tionaler Bedeutung für die Bewältigung von Knappheitsproblemen und den opti-
malen Mitteleinsatz im Bildungsbereich sind. Ferner gilt ihr Forschungsinteresse 
den Verteilungswirkungen der Inanspruchnahme von Bildungsleistungen: Wer 
trägt die Kosten (Kosteninzidenz), bei wem fällt der Nutzen an (Nutzeninzidenz)? 
Als das zentrale identitätsstift ende Konzept der Bildungsökonomie gilt der Human-
kapitalansatz. Ihm liegt die Th ese zugrunde, dass die in Bildungsprozessen erworbe-
nen Kompetenzen die Arbeitsproduktivität einer Person erhöhen und im Beschäft i-
gungssystem zu Erträgen (höheren Erwerbseinkommen) führen. Auf wendungen 
für Bildungsmaßnahmen lassen sich demnach als Investitionen begreifen, die eine 
„Bildungsrendite“ abwerfen.

Die Bildungsökonomie entwickelte sich als Spezialdisziplin der Wirtschaft swissen-
schaft en in den späten 1950er-Jahren. Bildete anfänglich die Bedeutung von Bildung 
für die Erreichung ökonomischer Wohlfahrtsziele (Wirtschaft swachstum) den zen-
tralen Untersuchungsgegenstand, so wird mittlerweile von der Bildungsökonomie 
ein breites, thematisch ausdiff erenziertes Forschungsfeld bearbeitet, das sämtliche 
Bildungsbereiche umfasst und den Schwerpunkt auf „politiknahe“ Fragestellungen 
legt. Besonderes Augenmerk gilt dabei aktuell dem Kompetenzerwerb im Lebens-
zyklus und der Qualität der Schulbildung. Im Ensemble der Bezugsdisziplinen der 
Bildungs forschung nahm die Bildungsökonomie lange Zeit nur eine randständige 
Position ein. Verantwortlich dafür war nicht nur ihre schwache Institutionalisierung 
im Wissenschaft ssystem, sondern auch ihre anfängliche thematische Engführung auf 
theoretische Erkenntnisinteressen der Wirtschaft swissenschaft en mit dem Focus auf 
die externe Funktionalität des Bildungswesens. Die Nachfrage nach bildungsökono-
mischer Expertise hat in den letzten Jahren deutlich Schubkraft  erhalten. Die ver-
schärft en Knappheitsprobleme im öff entlichen Sektor, die auch im Bildungsbereich 
zu einer Sensibilisierung für Effi  zienzfragen geführt haben, bieten dafür ebenso eine 
Erklärung wie die wieder stärker ins Bewusstsein gelangte strategische Bedeutung von 
Bildung für den wirtschaft lichen Erfolg eines Landes.

Sichtbarer Ausdruck des Bedeutungszuwachses der Disziplin, an dem die Aktivitäten 
von OECD und Weltbank maßgeblichen Anteil haben, ist die „Explosion bil-
dungsökonomischer Arbeiten“ (Hanushek/Welch 2006, S.  XIX). Drei Handbücher 
doku mentieren den Forschungsstand: Carnoy (1995), Johnes/Johnes (2004) und 
Hanushek/Welch (2006). Auf bildungsökonomische Th emen spezialisiert sind die 
Fach zeitschrift en Economics of Education Review, Education Economics sowie das 
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Journal of Human Capital. Bildungsökonomische Th emen bilden aber auch den 
Gegen stand zahlreicher wirtschaft s- und bildungswissenschaft licher Zeitschrift en 
und Schrift enreihen. Besondere Erwähnung verdienen hier die in der Reihe 
„Schrift en des Vereins für Socialpolitik“ publizierten Arbeiten aus dem 1975 ge-
gründeten Bildungsökonomischen Ausschuss der Gesellschaft  für Wirtschaft s- 
und Sozialwissenschaft en (Verein für Socialpolitik). Über bildungsökonomische 
Forschungsaktivitäten im europäischen Kontext informiert das European Network on 
Economics of Education (vgl. URL: http://www.education-economics.org).

Angesichts der mittlerweile erreichten Breite des bildungsökonomischen Forschungs-
feldes und der Publikationsdynamik kann im Folgenden nur eine Auswahl an 
Forschungsfragen und -befunden, beschränkt auf drei zentrale Th emenbereiche, 
präsentiert werden: Humankapitalforschung, interne Effi  zienz (Schwerpunkt dieses 
Beitrags) und Bildungsfi nanzierung.

2. Humankapitalforschung

Die Humankapitaltheorie nimmt an, dass Bildungsprozesse das Leistungsvermögen 
von Individuen erhöhen, zu erhöhter Arbeitsproduktivität führen und über mone-
täre Erträge (Nettoeinkommenszuwachs) und nichtmonetären Nutzen (z.B. erhöhte 
Arbeitsplatzzufriedenheit und gestiegene Beschäft igungsoptionen) belohnt werden, 
wobei die Ertrags- und Nutzenvolumina die verursachten Kosten übersteigen (sollen). 
Dies wird in Renditeberechnungen und Kosten-Nutzen-Analysen empirisch über-
prüft .

Rendite- oder Ertragsratenberechnungen berücksichtigen qualifi kationsspezifi sche 
Lohn- bzw. Einkommensdiff erentiale als Bildungsertrag: das mit einem zusätz lichen 
Bildungsjahr bzw. dem nächst höheren Bildungsabschluss verbundene Mehr ein-
kommen. Kosten-Nutzen-Analysen erfassen auch die über direkte Ein kommens eff ekte 
hinausgehenden Wirkungen von Bildungsmaßnahmen, soweit sie sich monetär be-
werten lassen.

Dass das durchschnittliche Nettoeinkommen von Erwerbstätigen mit dem forma-
len Qualifi kationsniveau signifi kant zunimmt, ist ein international zu beobachten-
der Sachverhalt. 2009 verdiente im OECD-Durchschnitt eine Person mit einem 
Ab schluss im Tertiärbereich über 50 Prozent mehr (in Deutschland 57 Prozent) 
als ein Absolvent des Sekundarbereichs II bzw. des postsekundaren, nicht tertiä-
ren Bereichs (vgl. OECD 2011, S.  177). Die für die Existenz qualifi kationsspezifi -
scher Einkommensdiff erenzen von der Humankapitaltheorie geltend gemachten 
Produktivitätsunterschiede gaben in der Frühphase der Bildungsökonomie Anlass 
für heft ige Kontroversen. Durch konkurrierende soziologische Erklärungsansätze 
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wie etwa die Filtertheorie, wonach der erworbene Bildungsabschluss nur als for-
males Kriterium zur Selektion von Arbeitskräft en mit produktivitätsrelevanten 
Eigenschaft en, die nicht erst durch den Bildungsprozess geschaff en wurden, fungiert, 
wurde die Produktivitätsprämisse der Humankapitaltheorie radikal in Frage gestellt. 
Diese Sichtweise hat sich nicht durchsetzen können. Die verschiedenen Th eorien wer-
den mittlerweile nicht mehr als konkurrierende, sondern als komplementäre Ansätze 
zur Erklärung qualifi kationsspezifi scher Lohn- und Einkommensunterschiede be-
trachtet (vgl. Hummelsheim/Timmermann 2010).

Für die Berechnung von Bildungsrenditen stehen zwei Verfahren zur Verfügung: die 
investitionstheoretisch fundierte Berechnung von Ertragsraten (bzw. Kapitalwerten) 
oder nach dem arbeitsmarkttheoretischen Ansatz von Mincer die Schätzung von 
Einkommensfunktionen (vgl. Anger/Plünnecke/Schmidt 2010; Timmermann/Weiß 
2011). Das zweite Verfahren liefert nur belastbare Ergebnisse, wenn direkte Bil-
dungs kosten vernachlässigbar sind. Ertragsratenberechnungen nach dem Investi-
tionskalkül können aus individueller, staatlicher (fi skalischer) und gesellschaft licher 
Perspektive vorgenommen werden. Im ersten Fall werden die individuell zu tragen-
den direkten und indirekten Kosten (entgangene Erwerbseinkommen während der 
Bil dungsaktivität – Opportunitätskosten) den über das gesamte Erwerbsleben zu er-
wartenden Netto-Mehreinkommen (unter Berücksichtigung des unterschied lichen 
zeitlichen Anfalls der Kosten und Erträge) gegenübergestellt. Von der Bil dungs-
ökonomie wird dabei unterstellt, dass Individuen Bildungsentscheidungen auf der 
Basis eines solchen Investitionskalküls treff en. Der Bildungspolitik liefern individuel-
le Bildungsrenditen in diesem Fall Hinweise auf die zu erwartende Entwicklung der 
Bildungsnachfrage. Ertragsratenberechnungen aus der Perspektive des Staates (fi ska-
lische Renditen) berücksichtigen die von der öff entlichen Hand aufgewendeten di-
rekten Bildungskosten sowie –  als indirekten Kostenbestandteil  – die durch den bil-
dungsbedingten Ausfall von Arbeitseinkommen entgangenen Staatseinnahmen in 
Form von Steuern und Sozialabgaben. Die insgesamt mit einer Bildungsmaßnahme 
verbundenen Kosten und zu erwartenden einkommensbezogenen Erträge bilden die 
Basis für die Berechnung gesellschaft licher (sozialer) Ertragsraten. Staatlichen und ge-
sellschaft lichen Ertragsraten wird eine Orientierungsfunktion für die intrasektora-
le Mittelallokation zugeschrieben; ihre relative Höhe verweist auf die Existenz von 
Unter- bzw. Überinvestitionsbereichen.

2.1 Empirie

Die aus einer Vielzahl bildungsökonomischer Studien vorliegenden internationalen 
und nationalen empirischen Befunde zu privaten und sozialen Bildungsrenditen kön-
nen in der Tendenz wie folgt zusammengefasst werden (vgl. Psacharopoulos/Patrinos 
2002):
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• Die individuellen Ertragsraten liegen z.T. deutlich über den sozialen Renditen 
(Grund: der hohe Anteil öff entlich fi nanzierter Bildungskosten).

• Die Länder der Dritten Welt weisen für alle Bildungsstufen stets höhere soziale 
Bildungsrenditen als die entwickelten Industrieländer auf, was ihren Nachholbedarf 
an Bildungsinvestitionen anzeigt.

• Die sozialen Bildungsrenditen liegen in den weniger entwickelten Ländern –  im 
Gegensatz zu der Mehrheit der Industrieländer  – durchweg über den Renditen 
des Sachkapitals, was auf eine relative Unterinvestition in Humankapital in diesen 
Ländern hinweist.

• Die sozialen Bildungsraten zeigen ein allgemeines Renditegefälle zwischen den 
Bildungsstufen: Die Primarbildung weist die höchsten und die Tertiärbildung die 
niedrigsten Ertragsraten auf.

• Ältere Schätzungen individueller Bildungsertragsraten in Europa zeigen, dass im 
EU-Durchschnitt jedes zusätzliche Ausbildungsjahr mit einem Ein kommens-
zuwachs von etwas mehr als 8 Prozent einhergeht; Deutschland liegt mit einem 
Einkommenszuwachs von 8,7 Prozent über dem EU-Durchschnitt (vgl. Harmon/
Walker/Westergaard-Nielsen 2001).

Bildungsrenditen gehören mittlerweile zum Standardprogramm an bildungsöko-
nomischen Indikatoren in internationalen Berichtssystemen. Im aktuellen OECD-
Bericht „Bildung auf einen Blick“ z.B. fi nden sich die Ergebnisse von Kapital wert- 
und Ertragsratenberechnungen für unterschiedliche Abschlüsse aus indi vidueller 
und staatlicher Investitionsperspektive (vgl. OECD 2011, S.  187ff .). Im OECD-
Durch schnitt belief sich danach 2007 die Ertragsrate einer privaten Investition in ei-
nen Abschluss im Tertiärbereich für Männer auf 12,4%, bei einer Spannweite von 
7,1% (Schweden) bis 21,4% (Polen). Deutschland erreicht exakt den durchschnitt-
lichen OECD-Wert. Bei Frauen fällt die durchschnittliche Ertragsrate mit 11,5% et-
was niedriger aus; die Spannweite reicht von 5,8% (Schweden) bis 20,4% (Polen). Mit 
8,4% liegt die Ertragsrate für Frauen in Deutschland deutlich unter der Ertragsrate 
der Männer. Mit 11,1% (Männer) fällt die durchschnittliche staatliche Ertragsrate ei-
nes Abschlusses im Tertiärbereich nur etwas geringer aus als die private Ertragsrate; 
bei Frauen ist der Abstand mit 2,3 Prozentpunkten etwas größer. Deutschland fällt 
mit dem Ergebnis auf, dass von einem Hochschulabschluss der Staat mehr profi -
tiert als ein privater Investor (12,6/11,5% Männer; 8,9/8,4% Frauen). Berichtet wird 
von der OECD auch die quantitative Bedeutung verschiedener Einfl ussfaktoren auf 
die Bildungsrendite (direkte Kosten, entgangenes Einkommen, Einkommensteuer, 
Sozialversicherungsbeiträge, Transferleistungen, Erwerbslosigkeit, Zuschüsse). Der 
Bildungspolitik werden damit Hinweise auf Gestaltungsparameter zur nachfragerele-
vanten Beeinfl ussung der Bildungsrendite gegeben.
 
Weitergehende Diff erenzierungen für Deutschland liefern nationale Rendite be rech-
nun gen (vgl. aktuell Anger/Plünnecke/Schmidt 2010). Meist handelt es sich dabei um 
Schätzungen von Einkommensfunktionen (Mincer-Funktionen) auf der Basis von 
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Daten des Sozio-ökonomischen Panels (DIW Berlin). Im Zeitvergleich wird deutlich, 
dass die Bildungsexpansion langfristig nicht zu einer Verringerung der Ertragsraten 
geführt hat. Dass die Renditen eines Hochschulstudiums stark mit dem Studienfach 
variieren, zeigen nach dem Investitionskalkül vorgenommene Berechnungen auf der 
Basis von Mikrozensus-Daten (vgl. Wahrenburg/Weldi 2007).

In herkömmlichen Ertragsratenberechnungen werden nur  einkommensbezogene 
Bildungserträge berücksichtigt. Dadurch werden sowohl der individuelle als auch 
der gesellschaft liche Nutzen von Bildungsinvestitionen unterschätzt. Bildung zahlt 
sich für den Einzelnen in vielfältiger Weise auch in anderen außerberufl ichen 
Handlungsfeldern aus. Nachweisbar sind positive Eff ekte auf Gesundheit, Kon   sum -
verhalten, Kindererziehung, Haushaltsführung, Freizeitgestaltung und gesell   schaft  -
liche Teilhabe (vgl. z.B. Oreopoulos/Salvanes 2009). Berechnungen sozialer Ertrags-
raten unterschätzen den gesellschaft lichen Nettonutzen von Bildungs investitionen 
wegen der Nichterfassung externer Erträge. Sie resultieren aus der „Kollek tiv  gut-
eigenschaft “ von Bildung: Von Bildungsmaßnahmen profi tieren nicht nur der 
Einzelne, sondern auch Dritte und die Gesellschaft  insgesamt. Eine gute Ausbildung 
schützt z.B. den Einzelnen eher vor Arbeitslosigkeit; die Gesellschaft  hat davon ei-
nen Nutzen in Form höherer Steuererträge und vermiedener Sozialausgaben. Einem 
steigenden Bildungsstand der Bevölkerung werden quantitativ bedeutsame posi-
tive Eff ekte zugeschrieben: auf die Wirtschaft s- und Steuerkraft  eines Landes, die 
Kriminalitätsrate, das Innovationspotenzial und die Reagibilität auf strukturellen 
und technologischen Wandel, den sozialen Zusammenhalt der Gesellschaft  sowie die 
Funktionsfähigkeit und Stabilität der demokratischen Ordnung (vgl. z.B. McMahon 
1999). Makroökonomische Schätzungen gesamtwirtschaft licher Ertragsraten erlauben 
die globale Berücksichtigung solcher Erträge. Gundlach und Wößmann (2003) kön-
nen zeigen, dass diese Ertragsrate die individuelle deutlich übersteigt. Dies stützt die 
Th ese, dass von der Humankapitalbildung in Schule und Hochschule bedeutsame po-
sitive externe Eff ekte ausgehen (vgl. auch Strauß/Boarini 2008).

Die diff erenzierte Erfassung und Bewertung über direkte Einkommenseff ekte hin-
ausgehender Bildungserträge zur Beurteilung der gesellschaft lichen Vorteilhaft igkeit 
von Bildungsinvestitionen ist konstitutives Merkmal von Kosten-Nutzen-Analysen. 
Empirische Beispiele fi nden sich etwa für Interventionsmaßnahmen zur Verringerung 
von Bildungsdefi ziten (vgl. z.B. Levin 2009). Besondere wissenschaft liche und bil-
dungspolitische Aufmerksamkeit haben US-amerikanische Evaluationsstudien früh-
kindlicher Interventionsprogramme für Risikogruppen erlangt (vgl. z.B. Belfi eld u.a. 
2006). Die Überführung der darin ermittelten langfristigen Programmeff ekte in eine 
Kosten-Nutzen-Kalkulation zeigt im Ergebnis stets einen substanziellen gesellschaft -
lichen Nettoertrag in der Größenordnung des Zwei- bis Siebenfachen je eingesetz-
tem US-Dollar. Es sind nicht zuletzt diese Studien, die der frühkindlichen Bildung in 
Deutschland zu der aktuell hohen bildungspolitischen Priorität verholfen haben.



Bildungsökonomie

309DDS, 104. Jg., 3(2012)Bildungsforschung – disziplinäre Zugänge

2.2 Humankapital und Wirtschaft swachstum 

Untersuchungen zum Zusammenhang zwischen Bildung und Wirtschaft swachstum 
markieren die „Geburtsstunde“ der Bildungsökonomie. Die dabei angewand-
ten Verfahren unterscheiden sich in den ihnen zugrunde liegenden theoretischen 
Annahmen, der Spezifi kation der Schätzmodelle und den Analysemethoden. Die 
Forschungsliteratur bietet eine höchst widersprüchliche empirische Befundlage zur 
Wachstumsrelevanz des Humankapitals. Noch 1998 stellte die OECD im Rückblick 
auf vier Jahrzehnte Wachstumsforschung in den Wirtschaft swissenschaft en fest, dass 
diese mehr Th eorien als allgemein akzeptierte Schlussfolgerungen hinsichtlich des 
Wachstumsbeitrags von Bildung hervorgebracht habe (vgl. OECD 1998). Dank the-
oretischer und methodischer Fortschritte sowie einer verbesserten Datenqualität ver-
mittelt die neuere empirische Wachstumsforschung ein konsistenteres und insgesamt 
günstigeres Bild des Humankapitalbeitrags zum Wirtschaft swachstum. Empirische 
Studien, die in ihren Schätzmodellen einen aus den Ergebnissen internationaler 
Schulleistungstests berechneten Index der Humankapitalqualität berücksichtigen, 
können einen deutlich höheren Anteil langfristiger Wachstumsunterschiede zwischen 
Ländern erklären als herkömmliche Modelle, die das gesellschaft liche Humankapital 
nur quantitativ – über die durchschnittlich absolvierten Bildungsjahre – erfassen (vgl. 
Hanushek/Kimko 2000; Hanushek/Wößmann 2008).

3. Interne Effi  zienz

Inner halb der Bildungsökonomie hat sich in den 1970er-Jahren ein Forschungsstrang 
entwickelt, der sich systematisch der Frage widmet, wie im Bildungsbereich dem 
Effi  zienz postulat Geltung verschafft   werden kann, d.h. Ziele mit einem möglichst 
geringen Ressourceneinsatz zu erreichen. Motiviert durch die hohe öff entliche 
Aufmerk samkeit, die internationale Schulleistungsstudien erfahren haben, sind im 
Kontext dieses Forschungsstrangs von der Bildungsökonomie in den letzten Jahren 
vor allem die bildungspolitisch beeinfl ussbaren Bedingungsfaktoren der Qualität 
der Schulbildung in den Blick genommen worden. Aufgegriff en hat sie damit eine 
Th ematik, die traditionell in den Zuständigkeitsbereich der Erziehungswissenschaft  
fällt. Damit stellt sich die Frage nach dem „Mehrwert“ des bildungsökonomischen 
Forschungs beitrags.

Bei der Erforschung der Bedingungsfaktoren schulischer Bildungsqualität gilt das 
Haupt augenmerk der Bildungsökonomie Ressourcen und Institutionen (im Sinne 
von verhaltenssteuernden Regelsystemen). In den Forschungsprogrammen der an-
deren Bildungswissenschaft en fi nden solche distalen, vom Unterrichtsgeschehen 
ent fernten „Oberfl ächenvariablen“ nur wenig Beachtung. Die Bildungsökonomie 
bringt zudem neuartige theoretische Zugangswege in die Bildungsforschung ein, 
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z.B. Erklärungsansätze der Neuen Institutionenökonomie bei ihren Analysen in-
stitutioneller Einfl ussfaktoren. Zugleich hat sie deren Methodenarsenal um Ver-
fahren aus der Ökonometrie erweitert. Auf wachsendes Interesse der ande-
ren Bildungswissenschaft en stoßen vor allem Verfahren, die die Schätzung 
kausaler Eff ekte auch bei Vorliegen nicht-experimentell erhobener Daten erlauben 
(vgl. dazu Schneider u.a. 2007). Alleinstellungsmerkmal der Bildungsökonomie ist 
die Bereitstellung von Effi  zienzinformationen durch Zusammenführung von Wirk-
sam keits- und Kostendaten. Das qualifi ziert sie in besonderer Weise für die Unter-
stützung bildungspolitischer Entscheidungen unter verschärft en Knappheits be din-
gungen.

Bei der empirischen Erforschung der Qualitätswirksamkeit von Ressourcen und 
Institutionen bedient sich die Bildungsökonomie vorrangig des Konzepts der 
Bildungsproduktionsfunktion, welche die untersuchten Variablenzusammenhänge als 
Input-Output-Beziehungen modelliert. Das üblicherweise der Eff ektschätzung zu-
grunde liegende Modell einer Bildungsproduktionsfunktion lässt sich formal wie folgt 
darstellen:

Q = F´β1 + R´β2 + I´β3 + ε,

mit Q als Qualitätsindikator (meist Schülerleistungen), F´ als Vektor von Merkmalen 
des familiären Hintergrunds, R´ als Vektor von Merkmalen der schulischen 
Ressourcen, I´ als Vektor von institutionellen Merkmalen der Bildungssysteme und ε 
als Fehlerterm. Die Parametervektoren β1 bis β3, die die Stärke des Zusammenhangs 
zwischen dem Qualitätsindikator und den jeweiligen Einfl ussfaktoren (unabhängi-
gen Variablen) widerspiegeln, werden regressionsanalytisch geschätzt. Im Modell der 
Bildungsproduktionsfunktion wird ein direkter Einfl uss von Ressourcen und institu-
tionellen Merkmalen auf Lernergebnisse unterstellt. Aus pädagogischer Sicht ist the-
oretisch indes nur ein indirekter, über „unterrichtsnahe“ Bedingungsfaktoren ver-
mittelter Einfl uss zu begründen: die angebotenen Lerngelegenheiten, die Qualität 
der Instruktion und die Nutzung der Lerngelegenheiten durch die Schüler und 
Schülerinnen (vgl. z.B. Fend 1998, S. 268ff .). Der Produktionsfunktions-Ansatz blen-
det diese Einfl ussebene als „black box“ aus; er erlaubt deshalb nur eine unterkomple-
xe Erfassung von Wirkungsbeziehungen.

3.1 Forschungsbefunde zur Ressourcenwirksamkeit

Mithilfe des Produktionsfunktionsansatzes ist in der Vergangenheit von der Bildungs-
ökonomie vor allem der Einfl uss von Unterschieden in der fi nanziellen, personel-
len und materiellen Ressourcenausstattung von Schulen und Schulsystemen auf 
Schülerleistungen untersucht worden. Die dazu gehörigen Ergebnisse liegen zusam-
mengefasst in verschiedenen Forschungsauswertungen vor. Besondere Publizität ha-
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ben die mehrfach aktualisierten Auswertungen US-amerikanischer Studien durch 
Eric Hanushek (1997) erlangt. Danach zeigt sich kein enger und konsistenter 
Zusammenhang zwischen Ressourcen und Schülerleistungen. Das Ergebnis proble-
matisiert die weit verbreitete Praxis des „Mehr desselben“. Für die Mittelbereitstellung 
und Ausgabenpolitik im Schulbereich ist dies bislang jedoch weitgehend folgenlos ge-
blieben: In sämtlichen OECD-Staaten sind die realen Ausgaben je Schüler/Schülerin 
über Jahre hinweg gestiegen (vgl. OECD 2011, S. 269).

Besonders kontrovers wird zwischen Wissenschaft  und Praxis unter dem Aspekt der 
Ressourcenwirksamkeit die Bedeutung der Klassengröße für Schülerleistungen disku-
tiert. Die Bildungsökonomie hat sich in diese De batte nicht bloß mit dem Hinweis 
auf die beträchtlichen Mehrkosten einer Verkleinerung der Klassen eingeschaltet, 
sondern auch mit eigenen Wirkungsstudien. Klassengrößeneff ekte werden darin mit 
Methoden untersucht, die eine angemessene Berücksichtigung der Tatsache erlauben, 
dass häufi g Schüler und Schülerinnen nicht zufällig, sondern etwa in Abhängigkeit 
von ihren Leistungen oder ihrem sozialen Hintergrund in unterschiedlich großen 
Klassen unterricht werden (Problem der „Ressourcenendogenität“ – vgl. dazu z.B. 
Wößmann/West 2006; Leuven/Oosterbeek/Ronning 2008). Diese Studien können 
keine Leistungsüberlegenheit kleiner Klassen nachweisen und reihen sich damit in 
das Bild ein, das auch die aus anderen Forschungsprogrammen zu leistungsbezoge-
nen Klassengrößeneff ekten vorliegenden Befunde vermitteln (vgl. z.B. Arnhold 2005; 
Altrichter/Sommerauer 2007).

3.2 Forschungsbefunde zur Wirksamkeit von Institutionen

Die insgesamt wenig ergiebigen Befunde zur Wirksamkeit schulischer Ressourcen 
sind in der bildungsökonomischen Forschung in der letzten Zeit zum Anlass ge-
nommen worden, das Augenmerk stärker auf andere Strategien der Qualitäts- und 
Effi  zienzverbesserung zu richten: die als Anreizstrukturen wirkenden institutionel-
len Rahmenbedingungen des Schulsystems. „Aus ökonomischer Sicht versprechen sol-
che institutionellen Rahmenbedingungen den größten Erfolg, die für alle Beteiligten 
Anreize schaff en, die Lernleistungen der Schüler zu erhöhen: […] Regelungen und 
Regulierungen des Schulsystems, die explizite oder implizite Belohnungen und 
Sanktionen für unterschiedliches Verhalten der Akteure erzeugen“ (vgl. Wößmann 
2005, S.  19). Als besonders leistungsfördernd gelten Dezentralisierung und Schul-
autonomie, extern gesetzte Standards und zentrale Abschlussprüfungen sowie Wett-
bewerb. Die empirische Untersuchung der Wirksamkeit dieser Maßnahmen wird 
durch den Zugang zu Datensätzen aus internationalen Schulleistungsstudien be-
günstigt. Sie erfüllen die Voraussetzung einer für das Auffi  nden von Eff ekten hinrei-
chenden Varianz der institutionellen Faktoren, wie sie im nationalen Kontext meist 
nicht gegeben ist. Erkauft  wird dieser Vorteil allerdings mit einer eingeschränk-
ten Kontextsensibilität der Ergebnisse. Im Bemühen um generalisierbare Aussagen 
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werden für einzelne Variablen Durchschnittseff ekte berechnet; deren Wirksamkeit 
kann sich auf nationaler Ebene –  sowohl hinsichtlich der Eff ektstärke als auch der 
Eff ektrichtung – höchst unterschiedlich darstellen (vgl. z.B. Fend 2004).

3.2.1 Zentrale Abschlussprüfungen

Von der Einführung zentraler Abschlussprüfungen erwartet die Bildungspolitik 
nach haltige Qualitätsverbesserungen im Schulbereich. Diese Erwartung wird durch 
die bildungsökonomische Forschung gestützt. Die Leistungswirksamkeit zen-
traler Abschlussprüfungen ist mehrfach auf der Basis der Daten internationa-
ler Schulleistungsstudien (TIMSS, PISA) untersucht worden (vgl. die Übersicht bei 
Wößmann 2007). Schüler und Schülerinnen in Ländern mit externen Abschluss-
prüfungen schneiden danach in den internationalen Leistungstests im Durchschnitt 
besser ab als diejenigen in Ländern ohne solche Prüfungen. Trotz dieser Evidenz 
sind aufgrund der höchst unterschiedlichen Ausgestaltung und Relevanz zentra-
ler Prüfungen in den einzelnen Ländern Zweifel am Aussagegehalt der Studien an-
gebracht (vgl. Schümer/Weiß 2008). Weniger problematisch sind in dieser Hinsicht 
Untersuchungen, die Variationen innerhalb eines Landes nutzen, um den Einfl uss 
zentraler Prüfungen auf Schülerleistungen zu überprüfen. Für Deutschland kön-
nen Jürges, Schneider und Büchel (2005) in einer Analyse von TIMSS-Daten ei-
nen moderaten Eff ekt von Zentralprüfungen auf Schülerleistungen nachweisen. 
Erklärungsbedürft ig bleibt jedoch, wie sich zentrale Abschlussprüfungen am Ende der 
Sekundarstufe II auf die Leistungen von Siebt- und Achtklässlern und -klässlerinnen 
auswirken. Auch steht das Ergebnis unter dem Vorbehalt, dass es von unbeobachteten 
Unterschieden zwischen den Bundesländern beeinfl usst wurde.

3.2.2  Schulautonomie

Eine weitere institutionelle Rahmenbedingung, über deren Qualitätsrelevanz breiter 
Konsens besteht, stellt der Autonomiegrad der Schulen dar. Die Bildungsökonomie 
bezieht dazu eine diff erenzierte Position, indem sie –  gestützt auf Erkenntnisse der 
Neuen Institutionenökonomie  – auf eine Ambivalenz hinweist: Größere Handlungs-
autonomie erlaubt auf der einen Seite die leistungsfördernde Nutzung des in der grö-
ßeren „Geschehensnähe“ liegenden Informationsvorteils der schulischen Akteure; 
auf der anderen Seite begünstigt sie opportunistisches, von Eigennutzmotiven ge-
leitetes Handeln. Welches Verhalten sich letztlich durchsetzt, hängt zum einen 
von der Bedeutung einzelner Handlungsfelder für die Verfolgung individueller 
Nutzenziele ab, zum anderen von den jeweiligen verhaltenssteuernden institutionel-
len Rahmenbedingungen. Auswertungen des internationalen Datensatzes aus PISA 
2000 durch Wößmann (vgl. zusammenfassend 2007) verweisen auf die besondere 
Bedeutung externer Abschlussprüfungen. Positive Autonomieeff ekte zeigen sich da-
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nach nur in Verbindung mit solchen Prüfungen. Fehlt diese Bedingung, dann geht 
ein hoher Autonomiegrad meist mit niedrigeren Schülerleistungen einher. Wößmann 
sieht darin die Th ese bestätigt, dass die schulischen Akteure ihre Autonomie nur 
dann zur Leistungsförderung der Schüler und Schülerinnen statt zum eigenen Vorteil 
nutzen, wenn die Schulen durch externe Leistungsprüfungen zur Rechenschaft  gezo-
gen werden. Mit welchen Maßnahmen vorgegebene Standards erreicht wurden, bleibt 
indes unklar. Dass sich Schulen dabei oft mals Mechanismen der Schülerselektion und 
anderer unerwünschter nicht-pädagogischer Maßnahmen bedienen, ist durch die in-
ternationale Bildungsforschung hinreichend dokumentiert (vgl. z.B. Bellmann/Weiß 
2009).

3.2.3  Wettbewerb

In einer ganzen Reihe von Ländern, insbesondere im angelsächsischen Raum, wur-
den Steuerungssysteme im Bildungsbereich etabliert, die Wettbewerbselemente als 
konstitutiven Bestandteil beinhalten: Schulwahlfreiheit, die Stärkung der Konkurrenz 
durch private Bildungsangebote und Formen nachfrageorientierter Finanzierung 
der Schulen (Pro-Kopf-Zuweisungen, Bildungsgutscheine). Die daran  geknüpft e Er-
wartung nachhaltiger Qualitäts- und Effi  zienzverbesserungen im Schulbereich fi n-
det durch die Ökonomie ihre wissenschaft liche Fundierung: „Die Nutzen stift enden 
Wirkungen von Wettbewerb sind in anderen Handlungsfeldern so gut dokumen-
tiert, dass es kaum vorstellbar ist, mehr Wettbewerb sei für Schulen nicht vorteil-
haft “ (Hanushek/Wößmann 2007, S.  70). Die empirische Evidenz fällt indes weni-
ger eindeutig aus. In einer meta-analytischen Auswertung US-amerikanischer Studien 
zur Leistungs- und Effi  zienzwirksamkeit von Wettbewerb im Schulbereich ermit-
teln Belfi eld und Levin (2002) insgesamt einen positiven, aber geringen Eff ekt von 
Wettbewerb auf Schülerleistungen. Bis zu zwei Drittel der in den Einzelstudien be-
richteten Eff ektschätzungen sind nicht signifi kant. Auch die aus anderen Ländern 
vorliegenden Forschungsergebnisse fallen widersprüchlich aus und legen eine eher 
zurückhaltende Einschätzung des leistungsfördernden Potenzials von Wettbewerb 
im Schulbereich nahe (vgl. Weiß 2009). Die Zweifel an einer uneingeschränk-
ten „Bildungstauglichkeit“ von Wettbewerb verstärken sich noch, wenn die für an-
dere Qualitätsdimensionen zum Teil belegten negativen systemischen Wirkungen 
der Wettbewerbssteuerung berücksichtigt werden: steigende Kosten je Schüler 
bzw. Schülerin, zunehmende Leistungsdisparitäten und eine Verstärkung sozialer 
Segregation (vgl. z.B. Andersen/Serritzlew 2007; Böhlmark/Lindahl 2007). Die be-
scheidene Erfolgsbilanz der Wettbewerbssteuerung im Schulbereich nährt grundsätz-
liche Zweifel an der Belastbarkeit der dem Wettbewerbsmodell zugrunde liegenden 
Verhaltensprämissen, die einem deterministischen Verständnis von Anreizstrukturen 
folgen. Sie stehen in auff allendem Kontrast zu dem in der Realität unter Wett-
bewerbs bedingungen vielfach zu beobachtenden variantenreichen Verhalten der 
Bildungs anbieter und -nachfrager (vgl. dazu ausführlicher Weiß 2009).
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4. Bildungsfi nanzierung

Dem Problem eines grundsätzlich bestehenden Spannungsverhältnisses zwischen be-
nötigten und verfügbaren Mitteln widmet sich die Bildungsökonomie im Kontext der 
Bildungsfi nanzierung mit der Bearbeitung von zwei Fragestellungen: (1) Wo kommen 
die Mittel her bzw. sollten sie herkommen? (2) Wo werden die Mittel eingesetzt bzw. 
sollten sie eingesetzt werden?

Im Blick auf die erste Fragestellung hat sich die Bildungsökonomie schon frühzeitig 
bemüht, in theoretischen Analysen der „Gutseigenschaft en“ von Bildung eine normati-
ve Basis für eine Lastenauft eilung zwischen Staat und Privaten (Bildungsteilnehmern, 
Haushalten, Unternehmen) zu entwickeln. Dabei gelangt sie jedoch nicht über den 
allgemeinen Hinweis hinaus, dass Bildung als ein „gemischtes Gut“ zu begreifen 
ist, das sowohl Eigenschaft en eines privaten als auch eines öff entlichen Gutes auf-
weist und folglich eine Mischfi nanzierung gerechtfertigt sei. Die für ein öff entli-
ches Gut konstitutiven Merkmale der Nichtrivalität (ein Gut kann von beliebig vielen 
Konsumenten ohne gegenseitige Beeinträchtigung genutzt werden – Beispiel: Wissen) 
und/oder Nichtausschließbarkeit (es ist technisch nicht möglich, zu kostspielig oder 
sozial nicht vertretbar, jemand bei fehlender Zahlungsbereitschaft  vom Konsum ei-
nes Gutes auszuschließen – Beispiel: Teilhabe an öff entlicher Sicherheit) treff en für 
Bildung nur zum Teil zu. Für die Begründung einer öff entlichen (Teil-)Finanzierung 
werden vor allem „externe Bildungserträge“ (s.o.) geltend gemacht. Die Existenz sol-
cher Erträge, die im individuellen Nutzenkalkül keine Berücksichtigung fi nden, führt 
im Falle einer vollständigen privaten Bildungsfi nanzierung zu einer gesellschaft lich 
suboptimalen Bildungsnachfrage. Die öff entliche Subventionierung von Bildung wird 
darüber hinaus mit „verzerrten Präferenzen“ der Bildungsnachfrager (z.B. einer zu ge-
ringen Wertschätzung von Bildung) oder unsicheren Ertragserwartungen gerechtfer-
tigt. Bildung stellt danach ein meritorisches Gut dar.

Die Gutseigenschaft en von Bildung liefern keine hinreichende normative Basis 
für die konkrete Auft eilung der Finanzierungslast in den einzelnen Teilbereichen 
des Bildungswesens. Letztlich ist dies das Ergebnis politischer Entscheidungen. Im 
Pfl ichtschulbereich ist die Finanzierung aus öff entlichen Haushalten die Regel; in der 
Vorschulerziehung, im Hochschulsektor und in der Weiterbildung verteilen sich die 
Finanzierungslasten auf öff entliche und private Träger. Ein Blick auf die Situation 
in Deutschland vermittelt folgendes Bild (vgl. Statistisches Bundesamt 2011, S.  27): 
Insgesamt entfi elen von den knapp 154 Mrd. Euro, die für Bildung in der Abgrenzung 
des Bildungsbudgets 2008 aufgewendet wurden, knapp drei Viertel (113  Mrd. Euro) 
auf die öff entlichen Haushalte (Bund, Länder, Gemeinden), ein Viertel (41  Mrd. 
Euro) auf den privaten Bereich (Privathaushalte, Organisationen ohne Erwerbszweck, 
Unternehmen). Faktisch fällt der Finanzierungsanteil der öff entlichen Haushalte al-
lerdings höher aus, weil die Unternehmen und die privaten Haushalte die von ih-
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nen getätigten Bildungsausgaben steuermindernd geltend machen können. Bei 
Betrachtung der einzelnen Bildungsbereiche zeigen sich beträchtliche Unterschiede in 
der Lastenverteilung: Während der Schulbereich nahezu vollständig öff entlich fi nan-
ziert wird, steuern im Elementarbereich und insbesondere in der berufl ichen Aus- 
und Weiterbildung private Quellen einen substanziellen Finanzierungsbeitrag bei.

Schon seit Längerem wird –  auch unter Hinweis auf die Situation in den meisten 
anderen OECD-Staaten (vgl. dazu OECD 2011, S.  281ff .)  – für den Tertiärsektor 
eine stärkere Mitfi nanzierung der direkten Kosten durch die Hauptnutznießer der 
Hochschulbildung, die Studierenden, für notwendig erachtet. Eine solche Korrektur 
der Lastenverteilung wird durch bildungsökonomische Forschungsbefunde zu den 
Verteilungswirkungen der staatlichen Hochschulfi nanzierung gestützt. So kann 
Grüske (1997) in einer längsschnittlichen Inzidenzanalyse zeigen, dass ein Akade-
miker bzw. eine Akademikerin in Deutschland im Durchschnitt nur zwischen 10 und 
20 Prozent der direkten Studienkosten später mit seiner bzw. ihrer höheren Steuerlast 
zurückzahlt, d.h. Nichtakademiker und Nichtakademikerinnen mit deutlich gerin-
geren Lebenseinkommen bis zu 90 Prozent der akademischen Ausbildungskosten 
tragen. Gegen diese Berechnung sind verschiedene Einwände vorgebracht wor-
den (vgl. zusammenfassend Lübbert 2006). So entgehe den Akademikern und 
Akademikerinnen z.B. ein „Glättungsvorteil“: Da die Steuerlast auf der Grundlage von 
Jahres  ein kommen und nicht von Lebenseinkommen berechnet wird, zahlten sie selbst 
bei (nur) gleich hohem Gesamteinkommen aufgrund der progressiven Besteuerung 
einen höheren Steueranteil als Nichtakademiker und -akademikerinnen, deren 
Lebens ein kommen sich über einen längeren Zeitraum verteilt. Grundsätzliche Kritik 
richtet sich auch gegen die Partialbetrachtung: Zur politikrelevanten Abschätzung von 
Verteilungseff ekten seien nicht einzelne staatliche Maßnahmen, sondern das gesamte 
Transfersystem in den Blick zu nehmen.

Wissenschaft lich begründete Allokationsempfehlungen („Wo sind die Bildungs-
ausgaben am besten investiert“?) liefert die Bildungsökonomie der Politik mit der 
Berechnung von Bildungsrenditen (s.o.). Der Renditevergleich weist tendenziell die 
höchsten Netto-Investitionserträge für Programme im frühkindlichen Alter und im 
Vorschulbereich aus, insbesondere für Kinder aus bildungsfernen Schichten (vgl. 
Wößmann 2008). Im Blick darauf wird – der Mehrzahl der OECD-Staaten folgend – 
eine Korrektur der Finanzierungsstruktur in Deutschland für erforderlich erachtet: 
eine stärkere Konzentration der öff entlichen Finanzierung von Bildung auf jüngere 
und weniger auf ältere Altersstufen (vgl. ebd., S. 227).

Weniger ergiebig ist die bildungsökonomische Forschungsliteratur für  faktorielle 
Allokations entscheidungen im Bildungsbereich („Für welche Ressourcen sollen die 
Finanz  mittel ausgegeben werden“?). Bislang fi nden sich nur wenige Untersuchungen, 
die Informationen aus empirischen Produktionsfunktions-Schätzungen (s.o.) mit 
Kosten  informationen zusammenführen, um effi  ziente Mittelverwendungen zu iden-
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t i fi  zieren (vgl. z.B. Pritchett/Filmer 1999; Levacic u.a. 2005). Diese Unter suchungen 
zeigen vielfach, dass sich durch Mittelumschichtungen budgetneutral Quali täts-
verbesserungen (höhere Leistungsniveaus) erreichen ließen. Bei zu neh mend expan-
sionsinfl exiblen öff entlichen Budgets wird die Strategie der „Binnen  optimierung“ des 
Mitteleinsatzes durch Ausschöpfung von Effi  zienzreserven an Be deutung gewinnen.

5. Resümee

Die Bildungsökonomie hat sich im Rückblick auf die letzten fünf Jahrzehnte zu ei-
ner eigenständigen, thematisch ausdiff erenzierten Disziplin mit hohem Profes-
sionalisierungsgrad entwickelt. Im Ensemble der Referenzdisziplinen der Bildungs-
forschung konnte sie ihre Position nachhaltig stärken; einher ging damit ein deutlicher 
Anstieg ihres „politischen Kurswertes“. Unübersehbar ist, dass sich Bildungsökonomie 
und Erziehungswissenschaft  nach einer langen Phase der Distanzierung einan-
der angenähert haben. Einerseits hat die nachhaltige Veränderung des Kontextes 
der Bildungswirklichkeit infolge der verschärft en Eng pass situation in den öff entli-
chen Haushalten dafür gesorgt, dass mittlerweile auch in der Erziehungswissenschaft  
Knappheit als Randbedingung für die Organi sa tion pädagogischer Prozesse aner-
kannt und mitrefl ektiert wird. Andererseits hat innerhalb der Bildungsökonomie die 
thematische Akzentverschiebung von der „Außenwirksamkeit“ des Bildungssystems 
zu Problemen seiner „inneren Leistungsfähigkeit“ eine größere Affi  nität zu erzie-
hungswissenschaft lichen Frage stellungen entstehen lassen. Besonders groß ist die 
thematische Schnittmenge beider Disziplinen in der Erforschung der Qualität schu-
lischer Bildung. Die Bildungsökonomie hat hier das theoretische und methodi-
sche Forschungsarsenal erweitert. Inhaltlich hat sich ihr Forschungsinteresse von 
Ressourcen zu Institutionen verlagert. Bildungsökonomische Forschungsergebnisse 
werden zunehmend auch in der Erziehungswissenschaft  rezipiert; auf besonde-
res Interesse stoßen die elaborierten empirischen Analysemethoden. Eine kriti-
sche Würdigung des bildungsökonomischen Beitrags in diesem Forschungsfeld 
wird allerdings nicht darüber hinwegsehen können, dass die forschungsleitenden 
Hypothesen der Spezifi k des Objektbereichs nicht immer angemessen sind. Unzu-
reichende Institutionenkenntnisse sind dafür ebenso verantwortlich wie die ausge-
prägte Selbstreferenzialität der Bildungsökonomie. Eine Auseinandersetzung mit 
konkurrierenden Hypothesen und konträren Forschungsergebnissen anderer Bil-
dungs wissenschaft en –  wie etwa in der Phase der kritischen Refl exion der Human-
kapitaltheorie in den 1970er-Jahren – fi ndet kaum statt. Die geringe Bereitschaft  der 
meisten Wirtschaft swissenschaft ler und -wissenschaft lerinnen, die Bildungsökonomie 
als Teildisziplin der Bildungsforschung zu begreifen und in einen interdisziplinä-
ren Diskurs einzutreten, bietet dafür ebenso eine Erklärung wie die in Deutschland 
wenig entwickelte institutionelle Basis für ein produktives Zusammenwirken der 
Bildungsökonomie mit anderen Bildungswissenschaft en. Synergiepotenziale blei-
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ben dadurch weitgehend ungenutzt. Verbesserung verspricht die kürzlich initiierte 
Gründung einer Deutschen Gesellschaft  für empirische Bildungsforschung.
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REZENSIONEN

Andreas Hiller (2012): Das Schulbuch 
zwischen Internet und Bildungspolitik. 
Konsequenzen für das Schulbuch als 
Leitmedium und die Rolle des Staates 
in der Schulbildung. Marburg: Tectum 
Verlag, 371 und LV S., 34,90 €

Um es vorweg zu sagen: Es geht dem 
Autor nicht pauschal um eine Befür-
wortung oder Ablehnung des Internets 
als Lernmedium. Vielmehr untersucht er 
die Auswirkungen des medial-kulturellen 
Wandels auf die Rolle des Staates in der 
Schulbildung und auf den Einfl uss der 
Politik auf die Bildungsinhalte. Anhand 
der Entwicklung der staatlichen Schul-
aufsicht in Deutschland zeigt er zunächst 
auf, wie der Staat durch die Defi nition ei-
nes repräsentativen, hegemonialen kultu-
rellen Erbes und dessen Kanonisierung 
vor allem seit dem 18. Jahrhundert die 
Bildung der nachfolgenden Generation 
zu steuern und zu sichern gesucht hat – 
auf der Makroebene (vor allem durch 
Lehr pläne) und auf der Mikroebene (u.a. 
mit Hilfe von Steuerungsvarianten im 
Unter richt wie Frontalunterricht, Rhy th-
mi sie rung, Sank tionen).

Ein solches Bildungsmonopol benötigt 
Macht und Instrumente zu ihrer Durch-
setzung. Über einen langen Zeit raum hat 
das Massen medium Schul buch als zentra-
les Steue rungs instru ment an der Schnitt-
stelle von Bildungs kanon und Unter-
richts diskurs gedient und damit die 
Funktion eines Leitmediums („öff entlich 
sanktionierter Rahmen zur Analyse und 
Inter pretation von Wirk lich keit“, S.  125) 
innegehabt. Hiller stützt seine Aus-

führungen auf bildungs- und medienthe-
oretische Überlegungen; da rüber hinaus 
analysiert er den Doppel charakter von 
Schulbuchwissen als Wirt schaft s- und 
Kulturgut, die Kanoni sie  rungspraktiken 
der Schul buchverlage und die Zu las-
sungs  verfahren in Deutsch land.

Angesichts des medial-kulturellen Wan-
dels, der in mancherlei Hinsicht über-
legene (z.B. fl exiblere, aktuellere) Kon kur-
renzmedien – insbesondere das Internet 
– hervorgebracht und das Nutzer ver-
halten von Kindern und Jugendlichen 
enorm verändert hat, steht die Leit funk-
tion von Schul büchern allerdings zuneh-
mend in Frage. Lernen ist von der 
Institution Schule unabhängiger gewor-
den; Schul bücher – „typographisch abge-
schlossen, inhaltlich verbindlich und sys-
tematisch strukturiert“ (S.  285) – haben 
ihre „Vor machtstellung bei der Identifi  -
kation, Klassi fi kation, An ordnung und 
Verteilung von Wissen“ (S. 252) verloren. 
Hiller erläutert anhand von Kriterien der 
Kanon steuerung (Aus grenzungs-, Wahr-
heits- und Autor funktion) und der Dis-
kurs  steuerung (Diskurs gesellschaft s-, Dif-
fe ren zierungs- und Übungsfunktion) 
wesent liche Unter schiede zwischen Schul-
büchern auf der einen, Internet-An -
ge boten auf der anderen Seite. Dazu ana-
lysiert er exemplarisch die On line-En zy-
klo pädie Wikipedia als dezen trales, sich 
selbst organi sierendes Wissens  medium 
mit transitorischem Charakter, das 
Online-Planspiel Schul/Banker für den 
Wirt  schaft s unterricht, dessen Inhalte und 
Spielregeln von privatwirtschaft lichen 
Inte res sen vertretern vorgegeben sind, und 
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das Online-Lernportal Englisch-Hilfen, 
das eine subjektive, nicht als repräsentativ 
für die kanonisierten Inhalte des Schul-
faches Englisch getroff ene Auswahl einer 
Privat person darstellt.

Der Autor würdigt die Stärken dieser 
An ge bote und ihr individualisierendes 
Po ten tial durchaus. Der Trend „zu außer-
schuli schen, medienbasierten, optionalen 
und informellen Lernkontexten“ (S. 259) 
kommt seines Erachtens Ver än  derungen 
in Bildungspolitik und -or ga  nisation 
(z.B. der Forderung nach selbst ge-
steuertem Lernens, der Abkehr von der 
Wissens- und der Hinwendung zur Kom-
petenz orien tierung) entgegen. Materiale 
Bildungs   inhalte werden zu neh  mend aus     -
tausch    bar und frei wählbar, wenn es pri-
mär um den Erwerb von Schlüs sel  quali   fi -
ka tionen und -kompetenzen geht.

Zugleich weist Hiller jedoch auch auf die 
enormen Veränderungen in der Wahr-
nehmung von Wissen hin, die mit der 
Aneignung aus dem Internet einher-
gehen: den prinzipiell unabschließba-
ren Prozess des Selektierens, den fehlen-
den Kontextbezug, die Subjektivität der 
Auswahl, die permanente Relativierung 
und Flüchtigkeit und die Überforderung 
der Lernenden angesichts des Fehlens ei-
ner kontrollierten fachdidaktischen Auf-
bereitung. Vor diesem Hintergrund 
plädiert er eindringlich für die Bei be-
haltung eines Bildungsmediums, das auf 
Zielgruppen abgestimmt, „nach fachli-
chen, pädagogischen, didaktischen und 
lern psychologischen Kriterien aufb ereitet“ 
ist und den Schülern und Schülerinnen 
„unter staatlicher Aufsicht auch gesell-
schaft lich repräsentative und normativ ge-
wünschte Orientierungsleistungen“ bietet 

(S. 367). Ohne ein staatlich sanktionier-
tes Bildungsmedium wie das Schulbuch, 
durchaus auch im Medienverbund, ver-
liert die Bildungspolitik in seinen Augen 
ein zentrales Steuerungsinstrument: 
Auch wenn das Buch die Rolle des Leit -
mediums verloren hat – die eines staat-
lich legitimierten und gesellschaft lich re-
präsentativen sowie qualitäts geprüft en 
Orien tierungsmediums für Kern- und 
Kontextwissen sollte es nach Hillers 
Auff assung behalten, auch um den 
Bildungsmarkt „vor privaten, nicht-staat-
lichen oder technischen ,Gate-Keepern‘ 
abzusichern“ (S. 370). In diesem Zu-
sammenhang mahnt er auch ein Über-
denken der Aufh ebung staatlicher 
Prüf- und Genehmigungsverfahren für 
Schul    bücher in einigen Bundesländern an.

Wenn der demokratisch gewählte Staat 
weiterhin gestalterisch auf Bildung Ein-
fl uss nehmen will, sollte er sich der Kon-
trolle der Bildungsmedien nicht freiwillig 
entledigen, über die er der heranwachsen-
den Generation nicht zuletzt auch nor-
mative Orientierung und Werturteile an-
bieten kann – so lautet das Fazit dieses 
sehr engagierten, sachlich fundierten und 
lesenswerten Buches.

Sylvia Schütze, Hannover
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Marianne Heinbach-Steins/Gerhard 
Kruip (Hrsg.) (2011): Kooperative 
Bildungsverantwortung. Sozialethische 
und pädagogische Perspektiven auf 
„Educational Governance“. Bielefeld: 
W. Bertelsmann Verlag, 264 S., 29,90 €

Wie kann dem politischen Anspruch 
auf Bildungsgerechtigkeit nachgekom-
men werden? Welche Akteure müssen 
dazu in die Pfl icht genommen werden? 
Und wie kann der Vielfältigkeit der un-
terschiedlichen Beteiligten und verschie-
denen Bereiche des Bildungswesens ent-
sprochen werden? Dies sind die zentralen 
Fragen, denen sich die Autorinnen und 
Autoren dieses Bandes stellen. Gemäß 
der in dem Titel dieser Publikation an-
gesprochenen Idee der „kooperativen 
Bildungsverantwortung“ beziehen sich die 
Beiträge auf die unterschiedlichsten gesell-
schaft lichen, politischen oder institutio-
nellen Bereiche, da diesen jeweils ein spe-
zifi scher Anteil an Bildungsverantwortung 
zugeschrieben wird.

Entsprechend dem Blickwinkel dieses 
Sammel bandes nimmt das Gelingen der 
Kooperation zwischen den Beteiligten 
des Bildungssystems eine Schlüsselrolle 
bei der Beantwortung dieser Fragen 
ein, insbesondere wenn Probleme der 
Bildungsungerechtigkeit und der Quali-
täts verbesserung gewinnbringend un-
tersucht und bearbeitet werden sol-
len. Das Bildungswesen bilde sich aus 
unter schiedlichen und vielschichtigen 
„Mehr ebenen modellen und Akteurs kon -
stel la    tionen“ (S.  24f.) heraus. Um die-
ser Kom  plexität eines Bildungswesens ge-
recht zu werden, welches nicht auf die 
Insti tutionen von Schule und Hochschule 
zu beschränken ist, werden die einzelnen 

Beiträge unter der Per spektive von Edu-
cational Governance zu sam men  geführt. 
Über diesen analy tischen Zu gang hin-
aus gelte es allerdings auch jene Kriterien 
zu begründen, welche die Basis des 
Ermessens von Bil dungs verantwortung 
bilden. Diese Be grün dung erfolgt an-
hand sozialethischer Maß  gaben. So die-
nen die „sozialethischen Perspektiven“ 
(S.  24) als normative Grundlage der Be -
stimmung jener Be dingungen, die vom 
Bildungssystem in Anbetracht der Prä-
misse des „Menschen rechts auf Bil dung“ 
(S. 7) zu erfüllen wären.

Die Ansprüche an den Sammelband und 
entsprechende Forschungsrichtungen, die 
hier von Gerhard Kruip in seiner Ein-
leitung „Educational Governance und ko-
operative Bildungsverantwortung“ formu-
liert werden, sind in ihrem Analyse- und 
Systematisierungsanspruch weitreichend. 
Durch die Aufgliederung der 15 Artikel in 
die Abschnitte „Moral  philo so phische und 
rechtliche Grund lagen“, „Ko operative Bil-
dungs ver ant wor tung in ex em  plarischen 
Fel dern“ und „Inter  na  tiona le Per  spek-
tiven“ wird ver sucht, sich der Viel schich-
tigkeit der gewähl ten Prob le  ma tik unter 
Be rück sichti gung von Gover  nance-Kon-
zep ten an zu nähern. So ste hen bspw. die 
Beiträge von Friedhelm Hufen und 
Ansgar Hense über rechtliche Ver ant wor-
tungszuschreibungen im An  schluss an 
Christa Schnabel, welche aus care-ethi-
scher Perspektive Fragen der Bil dungs-
kooperation bearbeitet. Die inter -
na tio nalen Perspektiven werden u.a. 
ver  mit telt über die Darstellung des Hoch -
schul  wesens Polens durch Wioletta Szym-
czak oder einen sozialg es chicht lichen 
Über blick über das Ver hält nis von freien 
und staatlichen Schulen in den Nieder-
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landen durch Kim de Wildt. Dem Stich-
wort medialer Bildungs ver ant wor tung 
sind die Bei träge von Ute Clement und 
Matthias Rath zugeordnet. Es fi nden sich 
Artikel über das Feld der Früh förderung 
(Birgit Riedel), der berufl ichen Bildung 
(Ute Clement) und der kooperativen Bil-
dungs verantwortung zwischen Familie, 
kirchlichen Trägern, Kom munen und 
Gesetz gebern (Marianne Heimbach-
Steins).

So umfasst der Band zahlreiche lesens-
werte Artikel, kann aber den eigenen An-
al yse- und Systemati sie  rungs an sprüchen 
nicht durch  weg gerecht werden. Denn 
was in der Zusammenschau nicht gelingt, 
ist die theoretisch-konzeptionell rekla-
mierte governancetheoretische Ver knüp-
fung der einzelnen un ab hängigen Auf-
sätze. Die Governance-Per spektive, in den 
ersten Artikeln noch prominent, wird im-
mer seltener eingenommen. Statt einer 
Beschreibung eines „Mehr ebenen systems“ 
erfolgt die Gegenüberstellung unter-
schiedlicher und voneinander weitgehend 
unabhängiger Bereiche des Bil dungs-
systems. So erlangen die Leserinnen und 
Leser eine vielfach diff erenzierte und 
deutliche Vorstellung vom Facetten reich-
tum von Bildungs verantwortung – die 
Frage nach gelingender Kooperation im 
Sinne einer übergreifenden Handlungsko-
ordi nation in diesem komplexen Feld 
wird damit aber noch nicht beantwortet. 
Sie stellt sich vielmehr in Kenntnis der 
Vielfalt umso dringlicher.

Christiane Faller, Hannover

Mirja Silkenbeumer/Andreas Wernet 
(2011): Die Mühen des Aufstiegs. 
Von der Realschule zum Gymnasium. 
Fallrekonstruktionen zur Formierung 
des Bildungsselbst. (Pädagogische 
Fallanthologie, Band 9.) Opladen u.a.: 
Barbara Budrich, 96 S., 9,90 €

Der Schulformwechsel „nach oben“ ist 
trotz der formalen Durchlässigkeit des 
deutschen Bildungssystems der eher „un-
wahr  scheinliche“ Fall. In „Mühen des 
Auf stiegs“ rekonstruieren Mirja Silken-
beumer und Andreas Wernet anhand 
von Interviews mit zwei Schülern, de-
nen der Aufstieg von der Realschule zum 
Gym nasium gelungen ist, die subjektiven 
Bedingungen, Begleit erscheinungen und 
Folgen dieses Wechsels.

Grundlage der objektiv-hermeneutischen 
Fallrekonstruktionen sind jeweils zwei 
off ene bildungsbiografi sche  Inter views, 
kurz vor Abschluss der 10. Klasse auf der 
Realschule und gegen Ende des ersten 
Halbjahrs der 11. Klasse auf dem Gym -
nasium, mit Fokus auf die Über gangs-
situation und die damit einhergehenden 
Probleme. Silkenbeumer und Wernet geht 
es aber darüber hinaus vor allem um die 
sinnstrukturelle Genese der beiden bil-
dungsbiografi schen Selbst entwürfe und 
die Motive für den Schul wechsel.

Der eine Schüler hatte das Gymnasium 
schon einmal nach der 6. Klasse verlas-
sen müssen, schreibt diesen Misserfolg 
mangelnder Anstrengungsbereitschaft  zu 
und glaubt, bei entsprechendem Ein satz 
das Gymnasium jetzt schaff en zu können. 
Dabei liegt seinen Bil dungs ambitionen 
kein inhaltliches Interesse zugrunde. 
Vielmehr möchte er durch schulischen 
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Erfolg familiale Beziehungskonfl ikte lö-
sen, denn der Vater hatte sich nach dem 
damaligen Scheitern des Sohnes ent-
täuscht von diesem zurückgezogen. Der 
andere Schüler macht für seine bisher 
eher mäßigen Realschulerfolge eben-
falls noch nicht ausgeschöpft e Leis tungs-
potentiale verantwortlich und meint, 
dass er eigentlich auf das prestigeträch-
tige Gym nasium „gehört“. Auch ihm 
geht es dabei nicht um die Inhalte, son-
dern um die Sicherung einer guten be-
rufl ichen Laufb ahn. Beide Schüler erfah-
ren nach dem Schulwechsel allerdings 
erhebliche Rückschläge, und ihr bil-
dungsbiografi scher Selbstentwurf wird in 
Frage gestellt. Doch beide glauben nach 
wie vor, mit vermehrtem Kraft aufwand 
den gymnasialen Abschluss zu schaf-
fen, obwohl dieses ihnen die allergrößten 
„Mühen“ abverlangt.

Die Fallrekonstruktionen dokumentie-
ren facettenreich, wie entscheidend für 
den schulischen Erfolg längst nicht nur 
motivationale und kognitive Faktoren, 
sondern auch die biografi schen und fa-
milialen Hintergründe (der bildungsbio-
grafi sche Selbstentwurf) sind. Beide jun-
gen Männer repräsentieren den Typus 
„eines angestrengt-verkrampft en schu-
lischen Erfolgsstrebens“, das typisch ist 
für eine Vielzahl von Jugendlichen in ei-
ner Gesellschaft , in der die Schule „zu ei-
ner alternativlosen Arena des Kampfes 
um gesellschaft liche Zugangschancen 
ge worden ist“ (S. 91). Der Besuch des 
Gym  nasiums ist vermeintlich „aller 
Mühen wert“, auch wenn das Gelingen 
un wahr scheinlich und dieser Sachverhalt 
einer pädagogischen Intervention nicht 
ohne Weiteres zugänglich ist.

Gerade diese Erkenntnis möchten die 
Autorin und der Autor für die Lehrer-
bildung fruchtbar machen. Denn anstatt 
(angehende) Lehrkräft e auf einen päd-
agogischen Optimismus zu verpfl ich-
ten und sie mit der Erwartung, bei 
jedem Schüler und jeder Schülerin et-
was zum Besseren wenden zu können, 
zu (über-)fordern, sollte deren empi-
risch nüchterner Blick auf die pädagogi-
sche Wirklichkeit gerichtet werden, auch 
wenn dieser Blick, so Silkenbeumer und 
Wernet, pädagogische Optimisten krän-
ken mag (vgl. S. 93).

Ein zentraler Beitrag des „wirklichkeits-
wis senschaft lichen Ansatzes“ der Kasuis-
tik liegt ihrer Überzeugung nach im Auf-
zeigen von Möglichkeiten und Grenzen 
pädagogischer Interventionen. Diese Per-
spektive sei keineswegs ethisch in dif-
ferent, sondern führe von einer „Ge-
sin nungsethik“ hin zu einer bewussten 
päda gogischen „Ver ant   wortungsethik“. In-
sofern kann em pirisch-kasuistische For-
schung unrealisti schen Überhöhungen 
des Pä da gogischen entgegenwirken, aber 
auch – so möchte man ergänzen – Heils -
ver  sprechungen entzaubern, wie sie bei-
spielsweise eine auf strukturelle, ökono-
mische oder andere Aspekte fokus sierte 
Bildungsdebatte gerne für alle Schülerin-
nen und Schüler abgeben möchte.

Sylvia Schütze, Hannover




